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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Artikel 1 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Einkunftsarten, Einkünfte, Einkommen Einkunftsarten, Einkünfte, Einkommen 

§ 2. (1) bis (4) … § 2. (1) bis (4) … 
 

(4a) Einkünfte aus einer Tätigkeit als organschaftlicher Vertreter einer 
Körperschaft sowie aus einer höchstpersönlichen Tätigkeit sind der 
leistungserbringenden natürlichen Person zuzurechnen, wenn die Leistung von 
einer Körperschaft abgerechnet wird, die unter dem Einfluss dieser Person steht 
und über keinen eigenständigen, sich von dieser Tätigkeit abhebenden Betrieb 
verfügt. Höchstpersönliche Tätigkeiten sind nur solche als Künstler, Schriftsteller, 
Wissenschaftler, Sportler und Vortragender. 

(5) bis (8) … (5) bis (8) … 

Gewinn Gewinn 

§ 4. (1) bis (11) … § 4. (1) bis (11) … 

(12) (12) Die Einlagenrückzahlung von Körperschaften gilt als Veräußerung einer 
Beteiligung und führt beim Anteilsinhaber (Beteiligten) zu einer Minderung des 
Buchwertes der Beteiligung. Dabei gilt für Einlagenrückzahlungen und offene 
Ausschüttungen Folgendes: 

 1. Für Ausschüttungen von Körperschaften gilt Folgendes:  1. Einlagen im Sinne dieser Vorschrift sind das aufgebrachte Grund-, Stamm- 
oder Genossenschaftskapital und sonstige Einlagen und Zuwendungen, die 
als Kapitalrücklage auszuweisen sind oder bei Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften auszuweisen waren einschließlich eines 
Partizipations-, Genussrechtskapitals und eines Kapitals aus sonstigen 
Finanzierungsinstrumenten gemäß § 8 Abs. 3 Z 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988, sowie jene Verbindlichkeiten denen 
abgabenrechtlich die Eigenschaft eines verdeckten Grund-, Stamm- oder 
Genossenschaftskapitals zukommt. 

 a) Ein ausgeschütteter Betrag gilt als Einkommensverwendung (§ 8 
Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988), soweit dieser durch 
Innenfinanzierung (Z 2 lit. a) gedeckt ist. Eine verdeckte 
Ausschüttung gilt stets als Einkommensverwendung. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 b) Ein ausgeschütteter Betrag gilt als Einlagenrückzahlung, soweit 
dieser nicht unter lit. a fällt und durch Einlagen (Z 2 lit. b) gedeckt 
ist. Stammt der ausgeschüttete Betrag jedoch aus einer ordentlichen 
Kapitalherabsetzung, gilt dieser stets als Einlagenrückzahlung, 
soweit dieser durch Einlagen (Z 2 lit. b) gedeckt ist. Die 
Einlagenrückzahlung gilt als Veräußerung der Beteiligung und führt 
beim Anteilsinhaber (Beteiligten) zu einer Minderung des Buchwertes 
der Beteiligung. 

 

Ist ein ausgeschütteter Betrag nicht durch Innenfinanzierung, Einlagen 
oder umgründungsbedingte Differenzbeträge (Z 3) gedeckt, gilt dieser 
im Zweifel als Einkommensverwendung (§ 8 Abs. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988). 

 

 2. Die Körperschaft hat den Stand der Innenfinanzierung, der Einlagen 
und der umgründungsbedingten Differenzbeträge (Z 3) im Wege eines 
Evidenzkontos zu erfassen, laufend fortzuführen und in geeigneter Form 
der jährlichen Steuererklärung anzuschließen. Dabei gilt: 

 2. Nicht zu den Einlagen gehören Beträge, die unter § 32 Abs. 1 Z 3 fallen 
oder die infolge einer Umgründung im Sinne des 
Umgründungssteuergesetzes die Eigenschaft einer Gewinnrücklage oder 
eines Bilanzgewinnes verloren haben. 

 a) Der Stand der Innenfinanzierung wird  

 – erhöht durch Jahresüberschüsse im Sinne des 
Unternehmensgesetzbuches und 

 

 – vermindert durch Jahresfehlbeträge im Sinne des 
Unternehmensgesetzbuches und offene Ausschüttungen, die 
gemäß Z 1 als Einkommensverwendung gelten. 

 

Außer Ansatz bleiben  

 – verdeckte Ausschüttungen,  

 – verdeckte Einlagen sowie  

 – erhaltene Einlagenrückzahlungen im Sinne der Z 1 lit. b.  

 b) Der Stand der Einlagen wird  

 – erhöht durch Einlagen iSd § 8 Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommen Beträge, die 
unter § 32 Abs. 1 Z 3 fallen und 

 

 – vermindert durch Einlagenrückzahlungen gemäß Z 1 lit. b.  

 3. Für Umgründungen, bei denen die beizulegenden Werte gemäß § 202 
Abs. 1 des Unternehmensgesetzbuches angesetzt werden, gilt 
Folgendes: 

 3. Die Körperschaft hat den Stand der Einlagen im Sinne dieser Vorschrift im 
Wege eines Evidenzkontos zu erfassen und seine Erhöhungen durch 
weitere Einlagen und Zuwendungen und Verminderungen durch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ausschüttungen oder sonstige Verwendungen laufend fortzuschreiben. Bei 
Verschmelzungen, Umwandlungen und Aufspaltungen sind im Zeitraum 
zwischen dem Umgründungsstichtag und dem Tag des 
Umgründungsbeschlusses bzw. -vertrages getätigte 

 – Der Differenzbetrag zu den Buchwerten berührt den Stand der 
Innenfinanzierung nicht, sondern ist im Evidenzkonto gemäß Z 2 
gesondert als umgründungsbedingter Differenzbetrag zu 
erfassen. 

 – Einlagen in die übertragende Körperschaft und 

 – Soweit das aufgewertete Vermögen veräußert wird oder auf 
andere Weise ausscheidet, sind der umgründungsbedingte 
Differenzbetrag und der Stand der Innenfinanzierung 
entsprechend anzupassen. 

 – Einlagenrückzahlungen durch die übertragende Körperschaft 

 – Ein ausgeschütteter Betrag gilt als Einlagenrückzahlung, soweit 
dieser nicht unter Z 1 lit. a oder b fällt und im 
umgründungsbedingten Differenzbetrag Deckung findet. Der 
umgründungsbedingte Differenzbetrag vermindert sich 
entsprechend. 

zum Umgründungsstichtag im Evidenzkonto der übertragenden 
Körperschaft zu erfassen. Das Evidenzkonto ist in geeigneter Form der 
jährlichen Steuererklärung anzuschließen. 

 4. Bei Verschmelzungen, Umwandlungen und Aufspaltungen sind im 
Zeitraum zwischen dem Umgründungsstichtag und dem Tag des 
Umgründungsbeschlusses bzw. -vertrages getätigte 

 4. Eine offene Ausschüttung setzt eine positive Innenfinanzierung voraus. Die 
Innenfinanzierung erhöht sich um Jahresüberschüsse im Sinne des 
Unternehmensgesetzbuches und vermindert sich um Jahresfehlbeträge im 
Sinne des Unternehmensgesetzbuches sowie um offene Ausschüttungen; 
dabei haben verdeckte Einlagen sowie erhaltene Einlagenrückzahlungen 
außer Ansatz zu bleiben. Gewinne, die durch Umgründungen unter Ansatz 
des beizulegenden Wertes entstanden sind, erhöhen die Innenfinanzierung 
erst in jenem Zeitpunkt und Ausmaß, in dem sie nach den Vorschriften des 
Unternehmensgesetzbuches ausgeschüttet werden können. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, in einer Verordnung die 
weiteren Auswirkungen von Umgründungen auf die Innenfinanzierung 
näher festzulegen. Die Körperschaft hat den Stand der Innenfinanzierung 
sinngemäß nach Maßgabe der Z 3 zu erfassen. 

 – offene Ausschüttungen  

 – Einlagen in die übertragende Körperschaft und  

 – Einlagenrückzahlungen durch die übertragende Körperschaft  

zum Umgründungsstichtag im Evidenzkonto der übertragenden 
Körperschaft zu erfassen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bewertung Bewertung 

§ 6. Für die Bewertung der einzelnen Wirtschaftsgüter des 
Betriebsvermögens gilt folgendes: 

§ 6. Für die Bewertung der einzelnen Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 
gilt folgendes: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

 6. a) …  6. a) … 

 b) Auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages 
unterbleibt in folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung der 
entstandenen Steuerschuld bis zur tatsächlichen Veräußerung oder 
dem sonstigen Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem 
Betriebsvermögen: 

 b) Treten sonstige Umstände ein, die zu einer Einschränkung des 
Besteuerungsrechts der Republik Österreich im Verhältnis zu anderen 
Staaten führen, sind Wirtschaftsgüter ebenfalls mit den nach lit. a 
maßgebenden Werten anzusetzen. 

 1. Bei Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines 
Betriebes desselben Steuerpflichtigen oder 

 

 2. bei Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, sofern in 
beiden Fällen die Überführung oder Verlegung  

 

 – in einen Staat der Europäischen Union oder  

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes erfolgt, mit 
dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der 
Republik Österreich besteht. 

 

Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Abgabenbescheid 
abzusprechen. Für nicht entgeltlich erworbene unkörperliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, für die nach der 
Überführung oder Verlegung im Ausland ein Aktivposten angesetzt 
wird, ist die Steuerschuld jedoch von jenen Aufwendungen 
festzusetzen, die bereits als Betriebsausgaben zu berücksichtigen 
waren. Weist der Steuerpflichtige die tatsächlichen Aufwendungen 
nicht nach, gelten 65% des Wertes gemäß lit. a, höchstens jedoch der 
im Ausland angesetzte Aktivposten, als Aufwendungen für das 
Wirtschaftsgut. 

 

Eine spätere Überführung oder Verlegung  

 – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder  

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich nicht besteht, 

 

gilt als Veräußerung. Die Veräußerung oder das sonstige  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen gilt als 
rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Zwischen Überführung oder Verlegung und 
Veräußerung oder sonstigem Ausscheiden eingetretene 
Wertminderungen sind höchstens im Umfang der 
Bemessungsgrundlage bei Überführung oder Verlegung zu 
berücksichtigen, soweit diese nicht in einem anderen Staat 
berücksichtigt werden. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht 
anzuwenden. 

 c) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgüter oder Betriebe 
(Betriebsstätten) aus dem Ausland ins Inland überführt oder verlegt, 
sind die Werte anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom 
Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden 
wären. Dies gilt sinngemäß für sonstige Leistungen. Werden in 
Fällen nicht festgesetzter Steuerschuld im Sinne der lit. b oder auf 
Grund einer Umgründung im Sinne des Umgründungssteuergesetzes 
Wirtschaftsgüter aus dem Ausland in das Inland rücküberführt oder 
Betriebe (Betriebsstätten) zurückverlegt, sind die fortgeschriebenen 
Buchwerte vor Überführung bzw. Verlegung maßgeblich. Die spätere 
Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als 
rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Weist der Steuerpflichtige nach, dass 
Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind 
diese vom Veräußerungserlös oder Entnahmewert abzuziehen. 

 c) Die Abgabenschuld gemäß lit. a und b ist auf Grund eines in der 
Steuererklärung gestellten Antrages in folgenden Fällen in Raten zu 
entrichten: 

  – bei Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines Betriebes 
desselben Steuerpflichtigen oder Verlegung von Betrieben oder 
Betriebsstätten im Sinne der lit. a in einen EU/EWR-Staat mit 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe; 

  – bei einer Einschränkung des Besteuerungsrechts der Republik 
Österreich im Sinne der lit. b gegenüber einem EU/EWR-Staat mit 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe. 

  d) Die Raten gemäß lit. c sind für Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
gleichmäßig über einen Zeitraum von sieben Jahren zu entrichten, 
wobei die erste Rate mit Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des 
Abgabenbescheides und die weiteren Raten jeweils am 30. September 
der Folgejahre fällig werden. Davon abweichend sind offene Raten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
insoweit fällig zu stellen, als Wirtschaftsgüter, Betriebe oder 
Betriebsstätten 

  – veräußert werden, 
  – auf sonstige Art ausscheiden oder 
  – in einen Staat überführt oder verlegt werden, der von lit. c nicht 

erfasst ist. 
 Der Eintritt dieser Umstände ist der zuständigen Abgabenbehörde 

binnen drei Monaten ab Eintritt anzuzeigen. 
  e) Die Raten gemäß lit. c sind für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens 

gleichmäßig über einen Zeitraum von zwei Jahren zu entrichten, wobei 
die erste Rate mit Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des 
Abgabenbescheides und die zweite Rate am 30. September des 
Folgejahres fällig wird. 

  f) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgüter oder Betriebe 
(Betriebsstätten) aus dem Ausland ins Inland überführt oder verlegt, 
sind die Werte anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom 
Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären. 
Dies gilt sinngemäß für sonstige Leistungen. 

  g) Treten sonstige Umstände im Sinne der lit. b ein, die zu einer 
Entstehung des Besteuerungsrechts der Republik Österreich im 
Verhältnis zu anderen Staaten führen, sind Wirtschaftsgüter ebenfalls 
mit den nach lit. f maßgebenden Werten anzusetzen. 

  h) Abweichend von lit. f und g sind bei Wirtschaftsgütern, für die die 
Abgabenschuld nicht festgesetzt worden ist, die fortgeschriebenen 
Buchwerte anzusetzen; § 27 Abs. 6 Z 1 lit. e ist sinngemäß anzuwenden. 

 8. bis 16. …  8. bis 16. … 

Sonderausgaben Sonderausgaben 

§ 18. (1) bis (7) … § 18. (1) bis (7) … 

(8) Für Beiträge gemäß Abs. 1 Z 1a und Z 5 sowie für Zuwendungen gemäß 
Abs. 1 Z 7 gilt Folgendes: 

(8) Für Beiträge gemäß Abs. 1 Z 1a und Z 5 sowie für Zuwendungen gemäß 
Abs. 1 Z 7 gilt Folgendes: 

 1. …  1. … 

 2. Empfänger von Beiträgen und Zuwendungen im Sinne der Z 1 sind 
verpflichtet, den Abgabenbehörden im Wege von FinanzOnline 
Informationen nach Maßgabe folgender Bestimmungen elektronisch zu 

 2. Empfänger von Beiträgen und Zuwendungen im Sinne der Z 1 sind 
verpflichtet, den Abgabenbehörden im Wege von FinanzOnline 
Informationen nach Maßgabe folgender Bestimmungen elektronisch zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
übermitteln: übermitteln: 

 a) …  a) … 

 b) Zum Zweck der Datenübermittlung an die Abgabenbehörde sind die 
Empfänger von Beiträgen und Zuwendungen im Sinne der Z 1 
berechtigt, wie Auftraggeber des öffentlichen Bereichs nach § 10 
Abs. 2 des Government-Gesetzes die Ausstattung ihrer 
Datenanwendungen mit der vbPK SA von der 
Stammzahlenregisterbehörde zu verlangen. 

 b) Zum Zweck der Datenübermittlung an die Abgabenbehörde sind die 
Empfänger von Beiträgen und Zuwendungen im Sinne der Z 1 
berechtigt, wie Auftraggeber des öffentlichen Bereichs nach § 10 Abs. 2 
des E-Government-Gesetzes die Ausstattung ihrer Datenanwendungen 
mit der vbPK SA von der Stammzahlenregisterbehörde zu verlangen. 

 c) und d) …  c) und d) … 

 3. Für die Berücksichtigung der Beiträge und Zuwendungen als 
Sonderausgaben gilt: 

 3. Für die Berücksichtigung der Beiträge und Zuwendungen als 
Sonderausgaben gilt: 

 a) …  a) … 

 b) Der übermittlungspflichtige Empfänger hat auf Veranlassung des 
Steuerpflichtigen die Übermittlung zu berichtigen oder nachzuholen, 
wenn sie fehlerhaft oder zu Unrecht unterblieben ist. Unterbleibt 
diese Berichtigung oder wird die Übermittlung trotz bestehender 
Verpflichtung dazu nicht nachgeholt, ist abweichend von Z 1 der 
Betrag an Sonderausgaben zu berücksichtigen, der vom 
Steuerpflichtigen glaubhaft gemacht wird. 

 b) Der übermittlungspflichtige Empfänger hat auf Veranlassung des 
Steuerpflichtigen die Übermittlung zu berichtigen oder nachzuholen, 
wenn sie fehlerhaft oder zu Unrecht unterblieben ist. Unterbleibt diese 
Berichtigung oder wird die Übermittlung trotz bestehender 
Verpflichtung dazu nicht nachgeholt, ist abweichend von Z 1 der Betrag 
an Sonderausgaben zu berücksichtigen, der vom Steuerpflichtigen 
glaubhaft gemacht wird. Dies gilt auch, wenn eine Zuwendung gemäß 
Abs. 1 Z 7 aus dem Betriebsvermögen geleistet wurde, soweit sie gemäß 
§ 4a Abs. 1 nicht als Betriebsausgabe zu berücksichtigen ist. 

 4. Kommt der übermittlungspflichtige Empfänger seinen 
Übermittlungsverpflichtungen im Bezug auf alle Personen, die Beiträge 
oder Zuwendungen geleistet haben nicht nach, ist er von dem für die 
Erhebung der Einkommensteuer des Steuerpflichtigen zuständigen 
Finanzamt aufzufordern, dies unverzüglich nachzuholen. Wird dies 
unterlassen, 

 4. Kommt der übermittlungspflichtige Empfänger seinen 
Übermittlungsverpflichtungen im Bezug auf alle Personen, die Beiträge 
oder Zuwendungen geleistet haben nicht nach, ist er von dem für die 
Erhebung der Einkommensteuer des Steuerpflichtigen zuständigen 
Finanzamt aufzufordern, dies unverzüglich nachzuholen. Wird dies 
unterlassen, 

 a) hat das Finanzamt Wien 1/23 für einen Empfänger, der in der Liste 
gemäß § 4a Abs. 7 Z 1 aufscheint, den Bescheid über die Erfüllung 
der gesetzlichen Voraussetzungen für die Anerkennung als 
spendenbegünstigte Körperschaft zu widerrufen und die 
Geltendmachung der Spendenbegünstigung zu begrenzen oder 

 a) hat das Finanzamt Wien 1/23 für einen Empfänger, der in der Liste 
gemäß § 4a Abs. 7 Z 1 aufscheint, den Bescheid über die Erfüllung der 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Anerkennung als 
spendenbegünstigte Körperschaft zu widerrufen und die Geltungsdauer 
der Spendenbegünstigung zu begrenzen oder 

 b) …  b) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Einkünfte aus Kapitalvermögen Einkünfte aus Kapitalvermögen 

§ 27. (1) bis (5) … § 27. (1) bis (5) … 

(6) Als Veräußerung im Sinne der Abs. 3 und 4 gelten auch: (6) Als Veräußerung im Sinne der Abs. 3 und 4 gelten auch: 
  1. Umstände, die zu einer Einschränkung des Besteuerungsrechtes der 

Republik Österreich im Verhältnis zu anderen Staaten hinsichtlich eines 
Wirtschaftsgutes im Sinne des Abs. 3 oder eines Derivates im Sinne des 
Abs. 4 führen. 

  a) Bei Wegzug einer natürlichen Person in einen EU/EWR-Staat mit 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe ist auf Grund eines in der 
Steuererklärung gestellten Antrages über die dadurch entstandene 
Abgabenschuld im Abgabenbescheid nur abzusprechen, die 
Abgabenschuld jedoch bis zur tatsächlichen Veräußerung des 
Wirtschaftsgutes oder Derivates nicht festzusetzen. Dies gilt ebenso bei 
der unentgeltlichen Übertragung eines Wirtschaftsgutes oder Derivates 
an eine andere natürliche Person, die in einem EU/EWR-Staat mit 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe ansässig ist. 

  b) Als tatsächliche Veräußerung gilt auch ein späterer Wegzug oder die 
spätere Überführung des Wirtschaftsgutes oder Derivates in einen Staat, 
der von lit. a nicht erfasst ist. 

  c) Die tatsächliche Veräußerung gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinne 
des § 295a der Bundesabgabenordnung. § 205 der 
Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

  d) In allen nicht in lit. a genannten Fällen sind die § 6 Z 6 lit. c und d 
sinngemäß anzuwenden. 

  e) Im Falle der Entstehung des Besteuerungsrechts der Republik 
Österreich im Verhältnis zu anderen Staaten gilt der gemeine Wert als 
Anschaffungskosten. Erfolgt in den Fällen nicht festgesetzter 
Abgabenschuld ein Wiedereintritt in das Besteuerungsrecht der 
Republik Österreich, sind weiterhin die ursprünglichen 
Anschaffungskosten, höchstens aber die gemeinen Werte maßgeblich. 
Die spätere Veräußerung gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinne 
des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist der Steuerpflichtige 
nach, dass Wertsteigerungen im EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind 
diese vom Veräußerungserlös abzuziehen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. a) Die Entnahme und das sonstige Ausscheiden aus dem Depot. Sofern 
nicht lit. b anzuwenden ist, liegt in folgenden Fällen keine 
Veräußerung vor: 

 2. Die Entnahme und das sonstige Ausscheiden aus dem Depot. Sofern nicht 
Z 1 anzuwenden ist, liegt in folgenden Fällen keine Veräußerung vor: 

 – Bei der Übertragung auf ein anderes Depot desselben 
Steuerpflichtigen bei derselben depotführenden Stelle. 

 – Bei der Übertragung auf ein anderes Depot desselben 
Steuerpflichtigen bei derselben depotführenden Stelle. 

 – Bei der Übertragung auf ein Depot desselben Steuerpflichtigen 
bei einer inländischen depotführenden Stelle, wenn der 
Steuerpflichtige die übertragende depotführende Stelle 
beauftragt, der übernehmenden depotführenden Stelle die 
Anschaffungskosten mitzuteilen. 

 – Bei der Übertragung auf ein Depot desselben Steuerpflichtigen bei 
einer inländischen depotführenden Stelle, wenn der Steuerpflichtige 
die übertragende depotführende Stelle beauftragt, der 
übernehmenden depotführenden Stelle die Anschaffungskosten 
mitzuteilen. 

 – Bei der Übertragung von einer inländischen depotführenden 
Stelle auf ein Depot desselben Steuerpflichtigen bei einer 
ausländischen depotführenden Stelle, wenn der Steuerpflichtige 
die übertragende depotführende Stelle beauftragt, dem 
zuständigen Finanzamt innerhalb eines Monats seinen Namen 
und seine Steuer- oder Sozialversicherungsnummer, die 
übertragenen Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten sowie 
jene Stelle mitzuteilen, auf die die Übertragung erfolgt. 

 – Bei der Übertragung von einer inländischen depotführenden Stelle 
auf ein Depot desselben Steuerpflichtigen bei einer ausländischen 
depotführenden Stelle, wenn der Steuerpflichtige die übertragende 
depotführende Stelle beauftragt, dem zuständigen Finanzamt 
innerhalb eines Monats seinen Namen und seine Steuer- oder 
Sozialversicherungsnummer, die übertragenen Wirtschaftsgüter, 
deren Anschaffungskosten sowie jene Stelle mitzuteilen, auf die die 
Übertragung erfolgt. 

 – Bei der Übertragung von einer ausländischen depotführenden 
Stelle auf ein Depot desselben Steuerpflichtigen bei einer 
anderen ausländischen depotführenden Stelle und bei der 
unentgeltlichen Übertragung von einer ausländischen 
depotführenden Stelle auf ein Depot eines anderen 
Steuerpflichtigen, wenn der Steuerpflichtige dem zuständigen 
Finanzamt innerhalb eines Monats die übertragenen 
Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten sowie jene Stelle 
und jenen Steuerpflichtigen mitteilt, auf die die Übertragung 
erfolgt. 

 – Bei der Übertragung von einer ausländischen depotführenden Stelle 
auf ein Depot desselben Steuerpflichtigen bei einer anderen 
ausländischen depotführenden Stelle und bei der unentgeltlichen 
Übertragung von einer ausländischen depotführenden Stelle auf ein 
Depot eines anderen Steuerpflichtigen, wenn der Steuerpflichtige 
dem zuständigen Finanzamt innerhalb eines Monats die 
übertragenen Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten sowie 
jene Stelle und jenen Steuerpflichtigen mitteilt, auf die die 
Übertragung erfolgt. 

 – Bei der unentgeltlichen Übertragung von einer inländischen 
depotführenden Stelle auf das Depot eines anderen 
Steuerpflichtigen, wenn 

 – Bei der unentgeltlichen Übertragung von einer inländischen 
depotführenden Stelle auf das Depot eines anderen 
Steuerpflichtigen, wenn 

 – der depotführenden Stelle anhand geeigneter Unterlagen 
(insbesondere Notariatsakt, Einantwortungsbeschluss, 
Schenkungsmeldung) die unentgeltliche Übertragung 
nachgewiesen wird, oder 

 – der depotführenden Stelle anhand geeigneter Unterlagen 
(insbesondere Notariatsakt, Einantwortungsbeschluss, 
Schenkungsmeldung) die unentgeltliche Übertragung 
nachgewiesen wird, oder 
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 – der Steuerpflichtige die depotführende Stelle beauftragt, 
dem zuständigen Finanzamt innerhalb eines Monats seinen 
Namen und seine Steuer- oder Sozialversicherungsnummer, 
die übertragenen Wirtschaftsgüter, deren 
Anschaffungskosten und gegebenenfalls jene Stelle 
mitzuteilen, auf die die Übertragung erfolgt. 

 – der Steuerpflichtige die depotführende Stelle beauftragt, dem 
zuständigen Finanzamt innerhalb eines Monats seinen Namen 
und seine Steuer- oder Sozialversicherungsnummer, die 
übertragenen Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten und 
gegebenenfalls jene Stelle mitzuteilen, auf die die Übertragung 
erfolgt. 

 b) Umstände, die zum Verlust des Besteuerungsrechtes der Republik 
Österreich im Verhältnis zu anderen Staaten hinsichtlich eines 
Wirtschaftsgutes im Sinne des Abs. 3 oder eines Derivats im Sinne 
des Abs. 4 führen. 

 

Bei Wegzug  

 – in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder  

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, sofern eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich besteht, 

 

ist auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages über die 
durch den Wegzug entstandene Steuerschuld im Abgabenbescheid nur 
abzusprechen, die Steuerschuld jedoch bis zur tatsächlichen 
Veräußerung des Wirtschaftsguts bzw. Derivats nicht festzusetzen. Als 
Wegzug gelten alle Umstände im Sinne der lit. b. Ein späterer Wegzug 

 

 – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder  

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich nicht besteht, 

 

gilt als Veräußerung. Die Veräußerung gilt als rückwirkendes Ereignis 
im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. § 205 der 
Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

 

Im Falle des Eintritts in das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
im Verhältnis zu anderen Staaten gilt der gemeine Wert als 
Anschaffungskosten. Erfolgt in den Fällen nicht festgesetzter 
Steuerschuld oder auf Grund einer Umgründung im Sinne des 
Umgründungssteuergesetzes ein Wiedereintritt in das 
Besteuerungsrecht der Republik Österreich, dann sind die 
Anschaffungskosten vor dem Wegzug maßgeblich. Die spätere 
Veräußerung gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Bundesabgabenordnung. Weist der Steuerpflichtige nach, dass 
Wertsteigerungen im EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom 
Veräußerungserlös abzuziehen. 

 2. Der Untergang von Anteilen auf Grund der Auflösung (Liquidation) 
oder Beendigung einer Körperschaft für sämtliche Beteiligte 
unabhängig vom Ausmaß ihrer Beteiligung. 

 3. Der Untergang von Anteilen auf Grund der Auflösung (Liquidation) oder 
Beendigung einer Körperschaft für sämtliche Beteiligte unabhängig vom 
Ausmaß ihrer Beteiligung. 

 3. Die Veräußerung von Dividendenscheinen, Zinsscheinen und sonstigen 
Ansprüchen, wenn die dazugehörigen Wirtschaftsgüter nicht 
mitveräußert werden. 

 4. Die Veräußerung von Dividendenscheinen, Zinsscheinen und sonstigen 
Ansprüchen, wenn die dazugehörigen Wirtschaftsgüter nicht mitveräußert 
werden. 

 4. Der Zufluss anteiliger Einkünfte aus der Überlassung von Kapital 
gemäß Abs. 2 Z 2 anlässlich der Realisierung der dazugehörigen 
Wirtschaftsgüter (Stückzinsen). 

 5. Der Zufluss anteiliger Einkünfte aus der Überlassung von Kapital gemäß 
Abs. 2 Z 2 anlässlich der Realisierung der dazugehörigen Wirtschaftsgüter 
(Stückzinsen). 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

Besonderer Steuersatz und Bemessungsgrundlage für Einkünfte aus 
Kapitalvermögen 

Besonderer Steuersatz und Bemessungsgrundlage für Einkünfte aus 
Kapitalvermögen 

§ 27a. (1) und (2) … § 27a. (1) und (2) … 

(3) Als Einkünfte anzusetzen sind: (3) Als Einkünfte anzusetzen sind: 

 1. …  1. … 

 2. Bei realisierten Wertsteigerungen von Kapitalvermögen (§ 27 Abs. 3)  2. Bei realisierten Wertsteigerungen von Kapitalvermögen (§ 27 Abs. 3) 

 a) …  a) … 

 b) im Falle der Entnahme oder des sonstigen Ausscheidens aus dem 
Depot (§ 27 Abs. 6 Z 1 lit. a) sowie im Falle des Verlusts des 
Besteuerungsrechts (§ 27 Abs. 6 Z 1 lit. b) der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem gemeinen Wert zum Zeitpunkt der Entnahme oder des 
sonstigen Ausscheidens bzw. des Eintritts der Umstände, die zum 
Wegfall des Besteuerungsrechts führen, und den Anschaffungskosten. 
Zwischen Wegzug und Veräußerung eingetretene Wertminderungen 
sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage bei Wegzug zu 
berücksichtigen, soweit diese nicht in einem anderen Staat 
berücksichtigt werden. 

 b) im Falle der Einschränkung des Besteuerungsrechts (§ 27 Abs. 6 Z 1) 
sowie im Falle der Entnahme oder des sonstigen Ausscheidens aus dem 
Depot (§ 27 Abs. 6 Z 2) der Unterschiedsbetrag zwischen dem gemeinen 
Wert zum Zeitpunkt des Eintritts der Umstände, die zur Einschränkung 
des Besteuerungsrechts führen, bzw. der Entnahme oder des sonstigen 
Ausscheidens, und den Anschaffungskosten. In den Fällen nicht 
festgesetzter Abgabenschuld (§ 27 Abs. 6 Z 1 lit. a) sind zwischen 
Wegzug bzw. Übertragung und Veräußerung eingetretene 
Wertminderungen höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage bei 
Wegzug bzw. Übertragung zu berücksichtigen, soweit diese nicht in 
einem anderen Staat berücksichtigt werden. 

 c) im Falle der Liquidation (§ 27 Abs. 6 Z 2) der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Abwicklungsguthaben und den Anschaffungskosten. 

 c) im Falle der Liquidation (§ 27 Abs. 6 Z 3) der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Abwicklungsguthaben und den Anschaffungskosten. 

 3. …  3. … 
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(4) … (4) … 

(5) Anstelle eines besonderen Steuersatzes gemäß Abs. 1 kann auf Antrag 
der allgemeine Steuertarif angewendet werden (Regelbesteuerungsoption). Die 
Anrechnung ist betraglich insoweit ausgeschlossen, als der Steuerpflichtige den 
Anspruch auf einen Alleinverdienerabsetzbetrag oder einen Kinderabsetzbetrag 
vermittelt. Die Regelbesteuerungsoption kann nur für sämtliche Einkünfte, die 
dem besonderen Steuersatz gemäß Abs. 1 unterliegen, ausgeübt werden. 

(5) Anstelle der besonderen Steuersätze gemäß Abs. 1 kann auf Antrag der 
allgemeine Steuertarif angewendet werden (Regelbesteuerungsoption). Die 
Anrechnung ist betraglich insoweit ausgeschlossen, als der Steuerpflichtige den 
Anspruch auf einen Alleinverdienerabsetzbetrag oder einen Kinderabsetzbetrag 
vermittelt. Die Regelbesteuerungsoption kann nur für sämtliche Einkünfte, die 
einem besonderen Steuersatz gemäß Abs. 1 unterliegen, ausgeübt werden. 

(6) … (6) … 

Private Grundstücksveräußerungen Private Grundstücksveräußerungen 

§ 30. (1) bis (3) … § 30. (1) bis (3) … 

(4) Soweit Grundstücke am 31. März 2012 nicht steuerverfangen waren, 
sind als Einkünfte anzusetzen: 

(4) Soweit Grundstücke am 31. März 2012 ohne Berücksichtigung von 
Steuerbefreiungen nicht steuerverfangen waren, sind als Einkünfte anzusetzen: 

 1. Im Falle einer Umwidmung des Grundstückes nach dem 
31. Dezember 1987 der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungserlös und den mit 40% des Veräußerungserlöses 
anzusetzenden Anschaffungskosten. Als Umwidmung gilt eine 
Änderung der Widmung, die nach dem letzten entgeltlichen Erwerb 
stattgefunden hat und die erstmals eine Bebauung ermöglicht, die in 
ihrem Umfang im Wesentlichen der Widmung als Bauland oder 
Baufläche im Sinne der Landesgesetze auf dem Gebiet der 
Raumordnung entspricht. Dies gilt auch für eine in wirtschaftlichem 
Zusammenhang mit der Veräußerung stehende Umwidmung, wenn 
diese innerhalb von fünf Jahren nach der Veräußerung erfolgt ist, sowie 
für eine Kaufpreiserhöhung auf Grund einer späteren Umwidmung; eine 
spätere Umwidmung gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinne des 
§ 295a der Bundesabgabenordnung. 

 1. Im Falle einer Umwidmung des Grundstückes nach dem 
31. Dezember 1987 der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungserlös und den mit 40% des Veräußerungserlöses 
anzusetzenden Anschaffungskosten. Als Umwidmung gilt eine Änderung 
der Widmung, die nach dem letzten entgeltlichen Erwerb stattgefunden hat 
und die erstmals eine Bebauung ermöglicht, die in ihrem Umfang im 
Wesentlichen der Widmung als Bauland oder Baufläche im Sinne der 
Landesgesetze auf dem Gebiet der Raumordnung entspricht. Dies gilt auch 
für eine in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Veräußerung stehende 
Umwidmung, wenn diese innerhalb von fünf Jahren nach der Veräußerung 
erfolgt ist, sowie für eine Kaufpreiserhöhung auf Grund einer späteren 
Umwidmung; eine spätere Umwidmung gilt als rückwirkendes Ereignis im 
Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung und ist dem Finanzamt 
anzuzeigen. 

 2. In allen übrigen Fällen der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungserlös und den mit 86% des Veräußerungserlöses 
anzusetzenden Anschaffungskosten. 

 2. In allen übrigen Fällen der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungserlös und den mit 86% des Veräußerungserlöses 
anzusetzenden Anschaffungskosten. 

Der Unterschiedsbetrag erhöht sich um die Hälfte der in Teilbeträgen gemäß 
§ 28 Abs. 3 abgesetzten Herstellungsaufwendungen, soweit sie innerhalb von 
fünfzehn Jahren vor der Veräußerung vom Steuerpflichtigen selbst oder im Fall 
der unentgeltlichen Übertragung von seinem Rechtsvorgänger geltend gemacht 
wurden. 

Der Unterschiedsbetrag erhöht sich um die Hälfte der in Teilbeträgen gemäß § 28 
Abs. 3 abgesetzten Herstellungsaufwendungen, soweit sie innerhalb von fünfzehn 
Jahren vor der Veräußerung vom Steuerpflichtigen selbst oder im Fall der 
unentgeltlichen Übertragung von seinem Rechtsvorgänger geltend gemacht wurden. 
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(5) bis (8) … (5) bis (8) … 

Immobilienertragsteuer Immobilienertragsteuer 

§ 30b (1) bis (4) … § 30b (1) bis (4) … 

(5) Abs. 1 und 4 gelten auch für betriebliche Einkünfte aus der Veräußerung 
von Grundstücken, es sei denn, der besondere Steuersatz ist aufgrund des § 30a 
Abs. 3 Z 1 und 2 zumindest teilweise nicht anwendbar. 

(5) Abs. 1, 1a und 4 gelten auch für betriebliche Einkünfte aus der 
Veräußerung von Grundstücken, es sei denn, der besondere Steuersatz ist aufgrund 
des § 30a Abs. 3 Z 1 und 2 zumindest teilweise nicht anwendbar. 

(6) … (6) … 

Veranlagung von lohnsteuerpflichtigen Einkünften Veranlagung von lohnsteuerpflichtigen Einkünften 

§ 41. (1) Sind im Einkommen lohnsteuerpflichtige Einkünfte enthalten, so 
ist der Steuerpflichtige zu veranlagen, wenn 

§ 41. (1) Sind im Einkommen lohnsteuerpflichtige Einkünfte enthalten, so ist 
der Steuerpflichtige zu veranlagen, wenn 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. der Alleinverdienerabsetzbetrag, der Alleinerzieherabsetzbetrag, der 
erhöhte Pensionistenabsetzbetrag oder Freibeträge nach § 62 Z 10 
berücksichtigt wurden, aber die Voraussetzungen nicht vorlagen. 

 5. der Alleinverdienerabsetzbetrag, der Alleinerzieherabsetzbetrag, der 
erhöhte Pensionistenabsetzbetrag, der erhöhte Verkehrsabsetzbetrag oder 
Freibeträge nach § 62 Z 10 und Z 11 berücksichtigt wurden, aber die 
Voraussetzungen nicht vorlagen. 

 6. bis 11. …  6. bis 11. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer Beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer 

§ 70. (1) … § 70. (1) … 

(2) Die Lohnsteuer wird berechnet: (2) Die Lohnsteuer wird berechnet: 

 1. …  1. … 

 2. Bei Bezügen als Arbeitnehmer aus einer Tätigkeit im Sinne des § 99 
Abs. 1 Z 1 mit 20% des vollen Betrages dieser Bezüge. Mit den 
Bezügen unmittelbar zusammenhängende Werbungskosten können vom 
vollen Betrag der Bezüge abgezogen werden, wenn sie ein in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes ansässiger beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber vor Zufließen der Bezüge schriftlich mitteilt. Zieht der 
Arbeitgeber diese Werbungskosten ab, beträgt die Lohnsteuer 35%. 

 2. Bei Bezügen als Arbeitnehmer aus einer Tätigkeit im Sinne des § 99 Abs. 1 
Z 1 mit 20% des vollen Betrages dieser Bezüge. Mit den Bezügen 
unmittelbar zusammenhängende Werbungskosten können vom vollen 
Betrag der Bezüge abgezogen werden, wenn sie ein in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes 
ansässiger beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer dem Arbeitgeber vor 
Zufließen der Bezüge schriftlich mitteilt. Zieht der Arbeitgeber diese 
Werbungskosten ab, beträgt die Lohnsteuer 25%. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
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Lohnzahlungszeitraum Lohnzahlungszeitraum 

§ 77. (1) und (2) … § 77. (1) und (2) … 

(3) Der Arbeitgeber kann im laufenden Kalenderjahr von den zum 
laufenden Tarif zu versteuernden Bezügen durch Aufrollen der vergangenen 
Lohnzahlungszeiträume die Lohnsteuer neu berechnen. Umfaßt die Aufrollung 
die Bezüge des Monats Dezember, können dabei vom Arbeitnehmer entrichtete 
Beiträge für die freiwillige Mitgliedschaft bei Berufsverbänden gemäß § 16 
Abs. 1 Z 3 lit. b und Beiträge an gesetzlich anerkannte Kirchen und 
Religionsgesellschaften gemäß § 18 Abs. 1 Z 5 berücksichtigt werden, wenn 

(3) Der Arbeitgeber kann im laufenden Kalenderjahr von den zum laufenden 
Tarif zu versteuernden Bezügen durch Aufrollen der vergangenen 
Lohnzahlungszeiträume die Lohnsteuer neu berechnen. Umfaßt die Aufrollung die 
Bezüge des Monats Dezember, können dabei vom Arbeitnehmer entrichtete 
Beiträge für die freiwillige Mitgliedschaft bei Berufsverbänden gemäß § 16 Abs. 1 
Z 3 lit. b berücksichtigt werden, wenn 

 – der Arbeitnehmer im Kalenderjahr ständig von diesem Arbeitgeber 
Arbeitslohn (§ 25) erhalten hat, 

 – der Arbeitnehmer im Kalenderjahr ständig von diesem Arbeitgeber 
Arbeitslohn (§ 25) erhalten hat, 

 – der Arbeitgeber keine Freibeträge auf Grund einer Mitteilung im Sinne 
des § 63 berücksichtigt hat und 

 – der Arbeitgeber keine Freibeträge auf Grund einer Mitteilung im Sinne des 
§ 63 berücksichtigt hat und 

 – dem Arbeitgeber die entsprechenden Belege vorgelegt werden. Eine 
Neuberechnung der Lohnsteuer ist nicht mehr zulässig, wenn im 
laufenden Kalenderjahr an den Arbeitnehmer Krankengeld aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung ausbezahlt wird. 

 – dem Arbeitgeber die entsprechenden Belege vorgelegt werden. Eine 
Neuberechnung der Lohnsteuer ist nicht mehr zulässig, wenn im laufenden 
Kalenderjahr an den Arbeitnehmer Krankengeld aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung ausbezahlt wird. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Abzugspflicht Abzugspflicht 

§ 93. (1) bis (4) … § 93. (1) bis (4) … 

(5) Für Zwecke des Steuerabzuges ist davon auszugehen, dass (5) Für Zwecke des Steuerabzuges ist davon auszugehen, dass 

 – Wirtschaftsgüter und Derivate im Sinne des § 27 Abs. 3 und 4 nicht in 
einem Betriebsvermögen gehalten werden; 

 – Wirtschaftsgüter und Derivate im Sinne des § 27 Abs. 3 und 4 nicht in 
einem Betriebsvermögen gehalten werden; 

 – im Ausland begebene Wertpapiere, die ein Forderungsrecht verbriefen, 
sowie Anteilscheine an einem ausländischen Immobilienfonds bei ihrer 
Begebung im Zweifel sowohl in rechtlicher als auch in tatsächlicher 
Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis angeboten wurden; 

 – im Ausland begebene Wertpapiere, die ein Forderungsrecht verbriefen, 
sowie Anteilscheine an einem ausländischen Immobilienfonds bei ihrer 
Begebung im Zweifel sowohl in rechtlicher als auch in tatsächlicher 
Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis angeboten wurden; 

 – im Falle des Wegzugs im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b der Zeitpunkt 
des Wegzugs dem Zeitpunkt der Meldung im Sinne des § 94 Z 7 
entspricht. 

 – der Zeitpunkt der Einschränkung des Besteuerungsrechts gemäß § 27 
Abs. 6 Z 1 dem Zeitpunkt der Meldung im Sinne des § 94 Z 7 entspricht. 

(6) … (6) … 
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Ausnahmen von der Abzugspflicht Ausnahmen von der Abzugspflicht 

§ 94. Der Abzugsverpflichtete (§ 95 Abs. 2) hat keine Kapitalertragsteuer 
abzuziehen: 

§ 94. Der Abzugsverpflichtete (§ 95 Abs. 2) hat keine Kapitalertragsteuer 
abzuziehen: 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 

 7. Bei Kapitalerträgen gemäß § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b, es sei denn, der 
Steuerpflichtige meldet dem Abzugsverpflichteten den Wegzug. Im 
Falle einer solchen Meldung ist vom Abzug abzusehen, wenn der 
Steuerpflichtige einen Abgabenbescheid im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1 
lit. b vorweist. Bei Geldeinlagen bei Kreditinstituten und sonstigen 
Forderungen gegenüber Kreditinstituten im Sinne des § 27a Abs. 1 Z 1 
gilt im Falle des Wegzugs der Schuldner der Kapitalerträge (§ 93 Abs. 2 
Z 1 zweiter Satz) als depotführende Stelle im Sinne des § 95 Abs. 2 Z 2 
lit. a. 

 7. Bei Kapitalerträgen gemäß § 27 Abs. 6 Z 1, es sei denn, der 
Steuerpflichtige meldet dem Abzugsverpflichteten die Einschränkung des 
Besteuerungsrechts. Im Falle einer solchen Meldung ist vom Abzug 
abzusehen, wenn der Steuerpflichtige einen Abgabenbescheid im Sinne des 
§ 27 Abs. 6 Z 1 vorweist. Bei Geldeinlagen und nicht verbrieften sonstigen 
Forderungen bei Kreditinstituten im Sinne des § 27a Abs. 1 Z 1 gilt im 
Falle der Einschränkung des Besteuerungsrechts der Schuldner der 
Kapitalerträge (§ 93 Abs. 2 Z 1 zweiter Satz) als depotführende Stelle im 
Sinne des § 95 Abs. 2 Z 2 lit. a. 

 8. bis 13. …  8. bis 13. … 

Schuldner und Abzugsverpflichteter Schuldner und Abzugsverpflichteter 

§ 95. (1) und (2) … § 95. (1) und (2) … 

(3) Der Abzugsverpflichtete hat die Kapitalertragsteuer im Zeitpunkt des 
Zufließens der Kapitalerträge abzuziehen. Die Kapitalerträge gelten für Zwecke 
der Einbehaltung der Kapitalertragsteuer als zugeflossen: 

(3) Der Abzugsverpflichtete hat die Kapitalertragsteuer im Zeitpunkt des 
Zufließens der Kapitalerträge abzuziehen. Die Kapitalerträge gelten für Zwecke der 
Einbehaltung der Kapitalertragsteuer als zugeflossen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Bei Kapitalerträgen gemäß § 27 Abs. 3 und 4  3. Bei Kapitalerträgen gemäß § 27 Abs. 3 und 4 

 – nach Maßgabe des § 19;  – nach Maßgabe des § 19; 

 – im Falle der Entnahme aus dem Depot im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1 
lit. a im Entnahmezeitpunkt; 

 

 – im Falle des Wegzugs im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b im Zeitpunkt 
der Veräußerung, der Entnahme oder des sonstigen Ausscheidens aus 
dem Depot, jedoch höchstens im Ausmaß des Erlöses oder des 
gemeinen Wertes im Zeitpunkt der Entnahme oder des sonstigen 
Ausscheidens; bei Geldeinlagen bei Kreditinstituten und sonstigen 
Forderungen gegenüber Kreditinstituten im Sinne des § 27a Abs. 1 
Z 1 jedoch nach Maßgabe des § 19. Der Abzugsverpflichtete kann 
die herauszugebenden Wirtschaftsgüter und Derivate im Sinne des 
§ 27 Abs. 3 und 4 bis zum Ersatz der voraussichtlich anfallenden 
Kapitalertragsteuer durch den Schuldner zurückbehalten. 

 – im Falle der Einschränkung des Besteuerungsrechts im Sinne des § 27 
Abs. 6 Z 1 im Zeitpunkt der Veräußerung, der Entnahme oder des 
sonstigen Ausscheidens aus dem Depot, jedoch höchstens im Ausmaß 
des Erlöses oder des gemeinen Wertes im Zeitpunkt der Entnahme oder 
des sonstigen Ausscheidens; bei Geldeinlagen bei Kreditinstituten und 
sonstigen Forderungen gegenüber Kreditinstituten im Sinne des § 27a 
Abs. 1 Z 1 jedoch nach Maßgabe des § 19. Der Abzugsverpflichtete 
kann die herauszugebenden Wirtschaftsgüter und Derivate im Sinne des 
§ 27 Abs. 3 und 4 bis zum Ersatz der voraussichtlich anfallenden 
Kapitalertragsteuer durch den Schuldner zurückbehalten; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  – im Falle der Entnahme aus dem Depot im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 2 im 

Entnahmezeitpunkt. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Höhe und Einbehaltung der Steuer Höhe und Einbehaltung der Steuer 

§ 100. (1) Die Abzugsteuer gemäß § 99 beträgt 20%, bei Einkünften gemäß 
§ 99 Abs. 1 Z 6 und 7 jedoch 27,5%. In den Fällen des § 99 Abs. 2 Z 2 beträgt 
die Abzugsteuer 35%, wenn der Steuerpflichtige eine natürliche Person ist, sonst 
25%. 

§ 100. (1) Die Abzugsteuer gemäß § 99 beträgt 20%, bei Einkünften gemäß 
§ 99 Abs. 1 Z 6 und 7 jedoch 27,5%. In den Fällen des § 99 Abs. 2 Z 2 beträgt die 
Abzugsteuer 25%. 

 (1a) Der Schuldner (§ 100 Abs. 2 zweiter Satz) kann bei inländischen 
Einkünften gemäß § 99 Abs. 1 Z 6 und 7 stets eine Abzugsteuer in Höhe von 25% 
einbehalten, wenn der Schuldner der Abzugsteuer (§ 100 Abs. 2 erster Satz) eine 
Körperschaft im Sinne des § 1 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 ist. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Prämienbegünstigte Zukunftsvorsorge Prämienbegünstigte Zukunftsvorsorge 

§ 108g. (1) bis (4) … § 108g. (1) bis (4) … 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom 
Steuerpflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch 
Erstattungsbeträge, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf eines Zeitraumes von 
mindestens zehn Jahren eine Verfügung im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 trifft. Ist 
aus diesem Grund zu Unrecht erstattete Steuer rückzufordern, so reduziert sich 
der zurückzufordernde Betrag auf die Hälfte. Gleichzeitig damit ist eine 
Nachversteuerung, der auf den Steuerpflichtigen im Rahmen der 
Zukunftsvorsorgeeinrichtung entfallenden Kapitalerträge unter Zugrundelegung 
eines Steuersatzes von 25% vorzunehmen. Die zurückzufordernden und 
nachzuversteuernden Beträge sind durch den Rechtsträger einzubehalten. Der 
Rechtsträger hat die einbehaltenen Beträge spätestens am 15. Tag des auf die 
Rückforderung (Nachversteuerung) zweitfolgenden Kalendermonates an das 
Finanzamt Wien 1/23 abzuführen. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom 
Steuerpflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch 
Erstattungsbeträge, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf eines Zeitraumes von 
mindestens zehn Jahren eine Verfügung im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 trifft. Ist 
aus diesem Grund zu Unrecht erstattete Steuer rückzufordern, so reduziert sich der 
zurückzufordernde Betrag auf die Hälfte. Gleichzeitig damit ist eine 
Nachversteuerung, der auf den Steuerpflichtigen im Rahmen der 
Zukunftsvorsorgeeinrichtung entfallenden Kapitalerträge unter Zugrundelegung 
eines Steuersatzes von 27,5% vorzunehmen. Die zurückzufordernden und 
nachzuversteuernden Beträge sind durch den Rechtsträger einzubehalten. Der 
Rechtsträger hat die einbehaltenen Beträge spätestens am 15. Tag des auf die 
Rückforderung (Nachversteuerung) zweitfolgenden Kalendermonates an das 
Finanzamt Wien 1/23 abzuführen. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

§ 124b. § 124b. 

 1. bis 184. …  1. bis 184. … 

 185. Die §§ 27, 27a, 93, 94, 95, 96 und 97 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010 treten mit 

 185. Die §§ 27, 27a, 93, 94, 95, 96 und 97 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010 treten mit 1. April 2012 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
1. April 2012 nach Maßgabe der folgenden Regelungen in Kraft, soweit 
sich nicht aus Z 193 anderes ergibt: 

nach Maßgabe der folgenden Regelungen in Kraft, soweit sich nicht aus 
Z 193 anderes ergibt: 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) Auf vor dem 1. April 2012 erworbene Forderungswertpapiere im 
Sinne des § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 in der Fassung vor dem 
Budgetbegleitgesetz 2011, BGBl. I Nr. 111/2010 (zB 
Nullkuponanleihen und Indexzertifikate) sind § 21, § 22, § 23, § 27, 
§ 37 Abs. 8, § 42 Abs. 1 Z 4, § 93 und § 95 bis § 97 in der Fassung 
vor dem Budgetbegleitgesetz 2011, BGBl. I Nr. 111/2010 weiter 
anzuwenden. 

 c) Auf vor dem 1. April 2012 erworbene Forderungswertpapiere im Sinne des 
§ 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 in der Fassung vor dem Budgetbegleitgesetz 2011, 
BGBl. I Nr. 111/2010 (zB Nullkuponanleihen und Indexzertifikate) sind 
§ 21, § 22, § 23, § 27, § 37 Abs. 8, § 42 Abs. 1 Z 4, § 93 und § 95 bis § 97 
in der Fassung vor dem Budgetbegleitgesetz 2011, BGBl. I Nr. 111/2010 
weiter anzuwenden, wobei ab dem 1. Jänner 2016 abweichend von § 95 
Abs. 1 die Kapitalertragsteuer 27,5% beträgt. 

 d) und e) …  d) und e) … 

 186. bis 224. …  186. bis 224. … 

 225. § 4 Abs. 2 und 3 und § 28 Abs. 7, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2012, treten mit 1. Jänner 2013 in 
Kraft und sind erstmals auf Fehler anzuwenden, die 
Veranlagungszeiträume ab 2003 betreffen. 

 225. § 4 Abs. 2 und 3 und § 28 Abs. 7, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2012, treten mit 1. Jänner 2013 in Kraft 
und sind erstmals bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2004 auf 
Fehler anzuwenden, die Veranlagungszeiträume ab 2003 betreffen. 

 226. bis 231. …  226. bis 231. … 

 232. § 18 Abs. 1 Z 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 112/2012 ist erstmalig auf Zuwendungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2012 erfolgen. § 18 Abs. 1 Z 8 in der Fassung vor dem 
BGBl. I Nr. 112/2012 gilt letztmalig für Zuwendungen, die vor dem 
1. Jänner 2013 erfolgen. Arbeitgeber, die Bezüge aus einer gesetzlichen 
Sozialversicherung oder Ruhegenussbezüge einer Gebietskörperschaft 
im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 auszahlen, können im Zuge einer 
Aufrollung gemäß § 77 Abs. 3 für Lohnzahlungszeiträume, die nach 
dem 31. Dezember 2012 enden, Sonderausgaben im Sinne des § 18 
Abs. 1 Z 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2012 
berücksichtigen. 

 232. § 18 Abs. 1 Z 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2012 
ist erstmalig auf Zuwendungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2012 erfolgen. § 18 Abs. 1 Z 8 in der Fassung vor dem BGBl. I 
Nr. 112/2012 gilt letztmalig für Zuwendungen, die vor dem 1. Jänner 2013 
erfolgen. Arbeitgeber, die Bezüge aus einer gesetzlichen 
Sozialversicherung oder Ruhegenussbezüge einer Gebietskörperschaft im 
Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 auszahlen, können im Zuge einer 
Aufrollung gemäß § 77 Abs. 3 für Lohnzahlungszeiträume, die vor dem 
1. Jänner 2017 enden, Sonderausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 7 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2012 berücksichtigen. 

 233. bis 271. …  233. bis 271. … 

 275. § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Z 13 lit. a, Z 14, Z 15 lit. b, Z 19, Z 21 und Z 34, 
§ 15 Abs. 2, § 18 Abs. 1 Z 1a und Abs. 3 Z 1, § 33 Abs. 1, Abs. 2, 
Abs. 5 Z 1 und 2 und Abs. 8, § 62 Z 11, § 67 Abs. 11, § 69 Abs. 2, 
§ 106a sowie § 109, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I 
Nr. 118/2015, sind erstmalig anzuwenden, wenn 

 275. § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Z 13 lit. a, Z 14, Z 15 lit. b, Z 19 und Z 21, § 15 
Abs. 2, § 18 Abs. 1 Z 1a und Abs. 3 Z 1, § 33 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 5 Z 1 
und 2 und Abs. 8, § 62 Z 11, § 67 Abs. 11, § 69 Abs. 2, § 106a sowie 
§ 109, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 118/2015, 
sind erstmalig anzuwenden, wenn 

  die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für   die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
das Kalenderjahr 2016, Kalenderjahr 2016, 

  die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben 
oder durch Veranlagung festgesetzt wird, für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2015 
enden. 

  die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder 
durch Veranlagung festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, 
die nach dem 31. Dezember 2015 enden. 

 276. bis 287. …  276. bis 287. … 

 288. § 18 Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 ist 
für alle nach dem 31. Dezember 2016 erfolgenden Beiträge und 
Zuwendungen anzuwenden. 

 288. § 18 Abs. 1 Z 7 und Abs. 8, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 118/2015, sind für alle nach dem 31. Dezember 2016 
erfolgenden Beiträge und Zuwendungen anzuwenden. 

 289. bis 291. …  289. bis 291. … 

 292. a) und b) …  292. a) und b) … 

 c) § 33 Abs. 5 Z 3 und Z 5 und Abs. 9a, § 62 Z 9, § 67 Abs. 7 und 
§ 104, jeweils in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 118/2015 sind letztmalig anzuwenden, wenn 

 c) § 18 Abs. 3 Z 2, § 33 Abs. 5 Z 3 und Z 5 und Abs. 9a, § 62 Z 9, § 67 
Abs. 7 und § 104, jeweils in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 118/2015 sind letztmalig anzuwenden, wenn 

 – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 2015, 

 – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2015, 

 – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben 
oder durch Veranlagung festgesetzt wird, für 
Lohnzahlungszeiträume, die vor dem 1. Jänner 2016 enden. 

 – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder 
durch Veranlagung festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, 
die vor dem 1. Jänner 2016 enden. 

 293. § 41 Abs. 2 und 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. II 
Nr. 118/2015 ist erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 
2016 anzuwenden. 

 293. § 41 Abs. 2 und 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 118/2015 ist erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2016 
anzuwenden. 

 294. bis 297. …  294. bis 297. … 

  298. § 2 Abs. 4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 ist 
erstmalig für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2015 beginnen. 

  299. a) § 4 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 ist 
letztmalig für vor dem 1. Jänner 2016 beschlossene 
Einlagenrückzahlungen und offene Ausschüttungen anzuwenden. 

  b) § 4 Abs. 12 in Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 ist 
erstmalig für nach dem 31. Dezember 2015 beschlossene 
Einlagenrückzahlungen und offene Ausschüttungen anzuwenden. Dabei 
gilt: 

  – Der gemäß § 4 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nr. 118/2015 auf dem Evidenzkonto erfasste Einlagenstand sowie 
der Stand der Innenfinanzierung sind nach Maßgabe von § 4 
Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 
fortzuführen. 

  – Die gemäß § 4 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 118/2015 auf dem Evidenzkonto erfassten 
umgründungsbedingten Differenzbeträge sind nicht mehr gesondert 
in Evidenz zu halten. Bisher erfasste umgründungsbedingte 
Differenzbeträge erhöhen den fortzuführenden Stand der 
Innenfinanzierung erst in jenem Zeitpunkt und Ausmaß, in dem sie 
nach den Vorschriften des Unternehmensgesetzbuches 
ausgeschüttet werden können. 

  300. § 6 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt mit 
1. Jänner 2016 in Kraft. § 6 Z 6 lit. b in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. XX/2015 ist letztmalig anzuwenden für Überführungen und 
Verlegungen, die vor dem 1. Jänner 2016 erfolgen. 

  301. § 18 Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 ist für 
alle nach dem 31. Dezember 2016 erfolgenden Beiträge und Zuwendungen 
anzuwenden. 

  302. § 27 Abs. 6, § 27a Abs. 3 Z 2, § 93 Abs. 5, § 94 Z 7, § 95 Abs. 3 Z 3, jeweils 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 treten mit 
1. Jänner 2016 in Kraft. § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. XX/2015 ist letztmalig auf Umstände 
anzuwenden, die zu einem Verlust des Besteuerungsrechts der Republik 
Österreich führen und vor dem 1. Jänner 2016 eintreten. 

  303. § 27a Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 ist 
ab dem 1. Jänner 2016 anzuwenden. 

  304. § 70 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015, 
ist erstmalig anzuwenden, wenn 

  – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2016, 

  – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder 
durch Veranlagung festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, die 
nach dem 31. Dezember 2015 enden. 

  305. § 77 Abs. 3 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. XX/2015 ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
letztmalig anzuwenden für Lohnzahlungszeiträume, die vor dem 1. Jänner 
2017 enden. 

  306. § 100 Abs. 1 und 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

  307. § 108g Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 ist 
ab dem 1. Jänner 2016 anzuwenden. 

Artikel 2 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

Artikel 2 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

Einlagen, Entnahmen und Einkommensverwendung Einlagen, Entnahmen und Einkommensverwendung 

§ 8. (1) bis (3) … § 8. (1) bis (3) … 

(4) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung des Einkommens als 
Sonderausgaben abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten darstellen: 

(4) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung des Einkommens als 
Sonderausgaben abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten darstellen: 

 1. …  1. … 

 2. Der Verlustabzug im Sinne des § 18 Abs. 6 und 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nach Maßgabe folgender 
Bestimmungen: 

 2. Der Verlustabzug im Sinne des § 18 Abs. 6 und 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

 a) ...  a) ... 

 b) Lit. a ist in folgenden Fällen insoweit nicht anzuwenden, als im 
Gesamtbetrag der Einkünfte enthalten sind: 

 b) Lit. a ist in folgenden Fällen insoweit nicht anzuwenden, als im 
Gesamtbetrag der Einkünfte enthalten sind: 

 – Sanierungsgewinne gemäß § 23a,  – Sanierungsgewinne gemäß § 23a, 

 – Gewinne, die in Veranlagungszeiträumen anfallen, die von einem 
Insolvenzverfahren betroffen sind, 

 – Gewinne, die in Veranlagungszeiträumen anfallen, die von einem 
Insolvenzverfahren betroffen sind, 

 – Gewinne aus der Veräußerung sowie der Aufgabe von Betrieben, 
Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen, 

 – Gewinne aus der Veräußerung sowie der Aufgabe von Betrieben, 
Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen, 

 – Liquidationsgewinne gemäß § 19,  – Liquidationsgewinne gemäß § 19, 

 – Beträge, die gemäß § 9 Abs. 6 Z 7 oder nach § 2 Abs. 8 Z 4 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nachzuversteuern sind. 

 – Beträge, die gemäß § 9 Abs. 6 Z 7 oder nach § 2 Abs. 8 Z 4 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nachzuversteuern sind,  

  –  Beträge gemäß § 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988, 
ausgenommen jene nach § 6 Z 6 lit. a letzter Satz des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

 c) …  c) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Sondervorschriften für Privatstiftungen Sondervorschriften für Privatstiftungen 

§ 13. (1) und (2) … § 13. (1) und (2) … 

(3) Bei Privatstiftungen, die nicht unter § 5 Z 6 oder 7 oder unter § 7 Abs. 3 
fallen, sind weder bei den Einkünften noch beim Einkommen zu 
berücksichtigen, sondern nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 gesondert zu 
versteuern: 

(3) Bei Privatstiftungen, die nicht unter § 5 Z 6 oder 7 oder unter § 7 Abs. 3 
fallen, sind weder bei den Einkünften noch beim Einkommen zu berücksichtigen, 
sondern nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 gesondert zu versteuern: 

 1. Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 27 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, soweit es sich um 

 1. Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 27 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, soweit es sich um 

 a) Einkünfte aus der Überlassung von Kapital im Sinne des § 27 Abs. 2 
Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988, 

 a) Einkünfte aus der Überlassung von Kapital im Sinne des § 27 Abs. 2 Z 2 
des Einkommensteuergesetzes 1988, 

 b) Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen von Kapitalvermögen im 
Sinne des § 27 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988, soweit 
nicht Abs. 4 angewandt wird, und 

 b) Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen von Kapitalvermögen im 
Sinne des § 27 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988, soweit nicht 
Abs. 4 angewandt wird, und 

 c) Einkünfte aus Derivaten im Sinne des § 27 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, 

 c) Einkünfte aus Derivaten im Sinne des § 27 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, 

 handelt und diese nicht in § 27a Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 genannt sind. 

 handelt und diese nicht in § 27a Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 genannt sind. 

 2. Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungen gemäß § 30 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

 2. Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungen gemäß § 30 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

Die Besteuerung (§ 22 Abs. 2) unterbleibt insoweit, als im 
Veranlagungszeitraum Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 5 Z 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 getätigt worden sind, davon Kapitalertragsteuer 
einbehalten und abgeführt worden ist und keine Entlastung von der 
Kapitalertragsteuer auf Grund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder nach 
§ 240 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung erfolgt. 

Die Summe der Einkünfte gemäß Z 1 und 2 ist um die Summe der im 
Veranlagungszeitraum getätigten Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 5 Z 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 zu verringern, insoweit davon Kapitalertragsteuer 
einbehalten und abgeführt worden ist. Findet eine Entlastung der Zuwendungen 
von der Kapitalertragsteuer auf Grund eines Doppelbesteuerungsabkommens statt, 
ist die Summe der Zuwendungen insoweit zu verringern, als sie nicht endgültig mit 
Kapitalertragsteuer belastet ist. Dies gilt auch, wenn die Entlastung nach Abfuhr 
der Kapitalertragsteuer stattfindet; die nachträgliche Entlastung gilt als 
rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

Prämienrückerstattungen (Gewinnbeteiligungen) Prämienrückerstattungen (Gewinnbeteiligungen) 

§ 17. (1) … § 17. (1) … 

(2) Für Rückstellungen für Prämienrückerstattungen (Gewinnbeteiligungen) 
gilt folgendes: 

(2) Für Rückstellungen für Prämienrückerstattungen (Gewinnbeteiligungen) 
gilt folgendes: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Die ausschließliche Verwendung der Rückstellungen für 
erfolgsabhängige Prämienrückerstattung (Gewinnbeteiligung) gilt im 
Lebens- und Krankenversicherungsgeschäft und in dem nach Art der 
Lebensversicherung betriebenen Unfallversicherungsgeschäft auch als 
gesichert, wenn der Rückstellung mit Zustimmung der 
Versicherungsaufsichtsbehörde Beträge zur Deckung von Verlusten 
entnommen werden dürfen. 

 3. Die ausschließliche Verwendung der Rückstellungen für erfolgsabhängige 
Prämienrückerstattung (Gewinnbeteiligung) gilt im Lebens- und 
Krankenversicherungsgeschäft und in dem nach Art der 
Lebensversicherung betriebenen Unfallversicherungsgeschäft auch als 
gesichert, wenn der Rückstellung Beträge zur Deckung von Verlusten 
entnommen werden dürfen. 

(3) … (3) … 

TARIF TARIF 

Steuersätze Steuersätze 

§ 22. (1) … § 22. (1) … 

(2) Die Körperschaftsteuer beträgt 25% für nach § 13 Abs. 3 und 4 zu 
versteuernde Kapitalerträge und Einkünfte einer Privatstiftung. 

(2) Die Körperschaftsteuer beträgt 25% für nach § 13 Abs. 3 und 4 zu 
versteuernde Einkünfte einer Privatstiftung. 

(3) … (3) … 

ERHEBUNG DER STEUER ERHEBUNG DER STEUER 

§ 24. (1) bis (4) § 24. (1) bis (4) 

(5) Körperschaftsteuer, die auf Kapitalerträge und Einkünfte im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 und 4 entfällt, ist nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen 
im Wege der Veranlagung gutzuschreiben: 

(5) Körperschaftsteuer, die auf Einkünfte im Sinne des § 13 Abs. 3 und 4 
entfällt, ist nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen in der Veranlagung 
gutzuschreiben: 

 1. Die Körperschaftsteuer ist bei Abgabe der Steuererklärung auf Grund 
einer erfolgten Veranlagung festgesetzt und entrichtet. 

 1. Die Körperschaftsteuer ist bei Abgabe der Steuererklärung auf Grund einer 
erfolgten Veranlagung festgesetzt und entrichtet. 

 2. Die Privatstiftung tätigt Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 5 Z 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, für die Kapitalertragsteuer abgeführt 
wurde. 

 2. Die Privatstiftung tätigt Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 5 Z 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, für die Kapitalertragsteuer abgeführt 
wurde. 

 3. Die Gutschrift beträgt 25% des Unterschiedsbetrages zwischen der für 
Zwecke der Einbehaltung der Kapitalertragsteuer maßgeblichen 
Bemessungsgrundlage der Zuwendungen und der Summe der gemäß 
§ 13 Abs. 3 gesondert zu versteuernden Erträge und Einkünfte, sofern 
der Zuwendungsbetrag die zu versteuernden Erträge und Einkünfte 
übersteigt. 

 3. a) Die Bemessungsgrundlage für die Gutschrift ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen 

  – der Summe der gemäß § 13 Abs. 3 gesondert zu versteuernden 

896 der B
eilagen X

X
V

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

22 von 131

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  23 von 131 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einkünfte und 

  – der Summe der Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 5 Z 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, wenn diese die Summe der 
Einkünfte im Sinne des ersten Teilstriches übersteigt. 

  b) Findet eine Entlastung der Zuwendungen von der Kapitalertragsteuer 
auf Grund eines Doppelbesteuerungsabkommens statt, ist die Summe 
der Zuwendungen bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage gemäß 
lit. a insoweit zu verringern, als sie nicht endgültig mit 
Kapitalertragsteuer belastet ist. Dies gilt auch, wenn die Entlastung 
nach Abfuhr der Kapitalertragsteuer stattfindet; die nachträgliche 
Entlastung gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. 

 4. Erfolgt nach Abfuhr der Kapitalertragsteuer eine Entlastung auf Grund 
eines Doppelbesteuerungsabkommens, gilt die Gutschrift im Sinne der 
Z 3 als zu Unrecht erfolgt. 

 4. Wird die Körperschaftsteuer der Jahre vor 2011 gutgeschrieben, beträgt 
die Gutschrift 12,5% der Bemessungsgrundlage gemäß Z 3. Wird die 
Körperschaftsteuer der Jahre ab 2011 gutgeschrieben, beträgt die 
Gutschrift 25% der Bemessungsgrundlage gemäß Z 3. Die 
Körperschaftsteuer der Jahre vor 2011 ist vorrangig gutzuschreiben. 

 5. Die Privatstiftung führt ein Evidenzkonto, in dem die jährlich entrichtete 
Körperschaftsteuer, die gutgeschriebenen Beträge und der jeweils für 
eine Gutschrift in Betracht kommende Restbetrag fortlaufend 
aufgezeichnet werden. 

 5. Die Privatstiftung führt ein Evidenzkonto, in dem die jährlich entrichtete 
Körperschaftsteuer, die gutgeschriebenen Beträge und der jeweils für eine 
Gutschrift in Betracht kommende Restbetrag fortlaufend aufgezeichnet 
werden. 

 6. Im Falle der Auflösung der Privatstiftung ist der im Zeitpunkt der 
Auflösung für eine Gutschrift in Betracht kommende Betrag zur Gänze 
gutzuschreiben. 

 6. Im Falle der Auflösung der Privatstiftung ist die Höhe der Gutschrift 
gemäß Z 3 und 4 zu ermitteln. Dabei ist bei der Berechnung der Gutschrift 
nach Z 3 auch der Restbetrag gemäß Z 5 wie eine Zuwendung im Sinne des 
§ 27 Abs. 5 Z 7 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu behandeln. 
Abweichend von Z 3 lit. b ist trotz Abfuhr der Kapitalertragsteuer im Fall 
einer möglichen nachträglichen Entlastung der Zuwendungsbetrag 
entsprechend zu reduzieren. Die Erteilung der Gutschrift erfolgt mit der 
letzten Veranlagung. 

§ 26c. (1) bis (56) … § 26c. (1) bis (56) … 

  57. § 8 Abs. 4 und § 17 Abs. 2 Z 3 in der Fassung des BGBl. Nr. XX/2015 
treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

  58. §§ 13 Abs. 3 und § 24 Abs. 5 Z 3 und Z 4, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015, treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft 
und sind auf alle offenen Verfahren anzuwenden. § 24 Abs. 5 Z 6 in der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 
in Kraft und ist auf Privatstiftungen anwendbar, deren Auflösung gemäß 
§ 35 Abs. 5 zweiter Satz des Privatstiftungsgesetzes nach dem 
31. Dezember 2015 in das Firmenbuch eingetragen wurde. 

Artikel 3 
Änderung des Umgründungssteuergesetzes 

Artikel 3 
Änderung des Umgründungssteuergesetzes 

Artikel I Artikel I 

Verschmelzung Verschmelzung 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

§ 1. (1) … § 1. (1) … 

(2) Abs. 1 Z 1 bis 4 findet nur insoweit Anwendung, als das 
Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven 
einschließlich eines allfälligen Firmenwertes bei der übernehmenden 
Körperschaft nicht eingeschränkt wird. Soweit bei der Verschmelzung auf eine 
übernehmende 

(2) Abs. 1 Z 1 bis 4 findet nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungsrecht 
der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich eines 
allfälligen Firmenwertes bei der übernehmenden Körperschaft nicht eingeschränkt 
wird. Soweit bei der Verschmelzung auf eine übernehmende 

 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder 

 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines Staates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines Staates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, 

die auch den Ort der Geschäftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes hat, eine 
Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die 
Steuerschuld auf Antrag in der letzten Körperschaftsteuererklärung der 
übertragenden Körperschaft bis zur tatsächlichen Veräußerung oder einem 
sonstigen Ausscheiden des Vermögens(teiles) aus der übernehmenden 
Gesellschaft nicht festzusetzen. Für nicht entgeltlich erworbene unkörperliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ist § 6 Z 6 lit. b des 
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden. Über die nicht 
festgesetzte Steuerschuld ist im Körperschaftsteuerbescheid abzusprechen. Die 
Veräußerung oder ein sonstiges Ausscheiden des Vermögens(teiles) gilt als 
rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. 

die auch den Ort der Geschäftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes hat, eine 
Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die 
Abgabenschuld auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages in 
Raten zu entrichten; dabei sind § 6 Z 6 lit. d bis e des 
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zwischen Verschmelzung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene 
Wertminderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage zum 
Verschmelzungsstichtag zu berücksichtigen, soweit diese nicht in einem anderen 
Staat berücksichtigt werden. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht 
anzuwenden. 

(3) … (3) … 

Übernehmende Körperschaft Übernehmende Körperschaft 

§ 3. (1) Für die übernehmende Körperschaft gilt Folgendes: § 3. (1) Für die übernehmende Körperschaft gilt Folgendes: 

 1. …  1. … 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übernommenen Vermögens entsteht, gilt Folgendes: 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übernommenen Vermögens entsteht, gilt Folgendes: 

 – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. 

 – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Steuerschuld bei der übernehmenden Körperschaft oder einer 
konzernzugehörigen Körperschaft der übernehmenden Körperschaft 
auf Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes nicht 
festgesetzt worden ist, nicht gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich 
entstanden ist oder auf Grund des § 6 Z 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte vor der Umgründung oder Verlegung 
anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden 
gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende Körperschaft nach, 
dass Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-Raum eingetreten sind, 
sind diese vom Veräußerungserlös oder vom gemeinen Wert im 
Zeitpunkt des Ausscheidens abzuziehen. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Abgabenschuld bei der übernehmenden Körperschaft oder einer 
konzernzugehörigen Körperschaft der übernehmenden Körperschaft 
nicht festgesetzt worden ist oder gemäß § 16 Abs. 1a nicht entstanden 
ist, sind die fortgeschriebenen Buchwerte, höchstens aber die gemeinen 
Werte anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a 
der Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende Körperschaft 
nach, dass Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-Raum eingetreten 
sind, sind diese vom Veräußerungserlös oder vom gemeinen Wert im 
Zeitpunkt des Ausscheidens abzuziehen. 

 3. Ist die übernehmende Körperschaft oder ein konzernzugehöriges 
Unternehmen der übernehmenden Körperschaft am 
Verschmelzungsstichtag an der übertragenden ausländischen 
Körperschaft beteiligt und würden die Gewinnanteile der übertragenden 
Körperschaft bei der übernehmenden Körperschaft oder dem 
konzernzugehörigen Unternehmen am Verschmelzungsstichtag § 10 
Abs. 4 oder Abs. 5 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 unterliegen, gilt 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem Verschmelzungskapital im Sinne 

 3. Ist die übernehmende Körperschaft oder ein konzernzugehöriges 
Unternehmen der übernehmenden Körperschaft am 
Verschmelzungsstichtag an der übertragenden ausländischen Körperschaft 
beteiligt und würden die Gewinnanteile der übertragenden Körperschaft bei 
der übernehmenden Körperschaft oder dem konzernzugehörigen 
Unternehmen am Verschmelzungsstichtag § 10 Abs. 4 oder Abs. 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 unterliegen, gilt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Verschmelzungskapital im Sinne des § 2 Abs. 5 und den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des § 2 Abs. 5 und dem Stand der Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 Z 2 
lit. b des Einkommensteuergesetzes 1988 zum Verschmelzungsstichtag 
mit dem Beginn des auf den Verschmelzungsstichtag folgenden Tages 
als offen ausgeschüttet. Der Steuerpflichtige hat nachzuweisen, dass die 
Einlagen nicht aus Gesellschaftsmitteln stammen. 

vorhandenen Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 zum Verschmelzungsstichtag mit dem 
Beginn des auf den Verschmelzungsstichtag folgenden Tages als offen 
ausgeschüttet. Der Steuerpflichtige hat nachzuweisen, dass die Einlagen 
nicht aus Gesellschaftsmitteln stammen. 

 4. …  4. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Behandlung der Anteilsinhaber Behandlung der Anteilsinhaber 

§ 5. (1) Für die Anteilsinhaber gilt Folgendes: § 5. (1) Für die Anteilsinhaber gilt Folgendes: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übertragenen Vermögens auf Grund der Verschmelzung eingeschränkt 
wird, gilt Z 1 auch für Anteilsinhaber, die in einem in § 1 Abs. 2 zweiter 
Satz genannten Staat ansässig sind. 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übertragenen Vermögens auf Grund der Verschmelzung eingeschränkt 
wird, gilt Z 1 auch für Anteilsinhaber, die in einem Staat des EU/EWR-
Raumes mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe ansässig sind. 

 4. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile der übertragenden Körperschaft an der übernehmenden 
Körperschaft auf Grund des Austausches eingeschränkt wird, gilt dies 
als Tausch im Sinne des § 6 Z 14 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an dem dem Verschmelzungsstichtag 
folgenden Tag. § 1 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. 

 4. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile der übertragenden Körperschaft an der übernehmenden 
Körperschaft eingeschränkt wird, sind diese bei der übernehmenden 
Körperschaft mit den nach § 6 Z 6 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werten anzusetzen, wobei 
§ 6 Z 6 lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß 
anzuwenden sind. 

 5. Werden ausländischen Anteilsinhabern eigene Anteile der 
übernehmenden Körperschaft gewährt, ist § 6 Z 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden. 

 5. Werden ausländischen Anteilsinhabern eigene Anteile der übernehmenden 
Körperschaft gewährt, sind diese mit den nach § 6 Z 6 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 
Z 6 lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden 
sind. 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 

Artikel II Artikel II 

Umwandlung Umwandlung 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

§ 7. (1) … § 7. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Abs. 1 Z 1 bis 3 findet nur insoweit Anwendung, als das 
Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven 
einschließlich eines allfälligen Firmenwertes beim Rechtsnachfolger nicht 
eingeschränkt wird. Soweit bei der Umwandlung auf eine übernehmende 

(2) Abs. 1 Z 1 bis 3 findet nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungsrecht 
der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich eines 
allfälligen Firmenwertes beim Rechtsnachfolger nicht eingeschränkt wird. Soweit 
bei der Umwandlung das Besteuerungsrecht der Republik Österreich gegenüber 
einem EU/EWR-Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe eingeschränkt 
wird, ist die nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entstehende 
Abgabenschuld auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages in 
Raten zu entrichten; dabei sind § 6 Z 6 lit. d bis e des 
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden. 

 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder 

 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines 
Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich 
besteht, 

 

die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat hat, eine 
Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die 
Steuerschuld auf Antrag der übertragenden Körperschaft bis zur Veräußerung 
oder einem sonstigen Ausscheiden des Vermögens(teiles) aus der 
übernehmenden Gesellschaft nicht festzusetzen. Über die nicht festgesetzte 
Steuerschuld ist im Körperschaftsteuerbescheid abzusprechen. Die Veräußerung 
oder ein sonstiges Ausscheiden des Vermögens(teiles) gilt als rückwirkendes 
Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Zwischen 
Umwandlung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene Wertminderungen 
sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage zum Umwandlungsstichtag 
zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Rechtsnachfolger Rechtsnachfolger 

§ 9. (1) Für die Rechtsnachfolger gilt Folgendes: § 9. (1) Für die Rechtsnachfolger gilt Folgendes: 

 1. …  1. … 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile an der übertragenden Körperschaft durch die Umwandlung 
eingeschränkt wird, gilt dies als Tausch im Sinne des § 6 Z 14 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an dem dem Umwandlungsstichtag 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile an der übertragenden Körperschaft durch die Umwandlung 
eingeschränkt wird, gilt dies als Tausch im Sinne des § 6 Z 14 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an dem dem Umwandlungsstichtag 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
folgenden Tag. § 1 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. folgenden Tag. § 6 Z 6 lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sind 

sinngemäß anzuwenden. 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich entsteht, gilt 
Folgendes: 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich entsteht, gilt 
Folgendes: 

 – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. 

 – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Steuerschuld bei einem Rechtsnachfolger oder bei einer 
konzernzugehörigen Körperschaft eines Rechtsnachfolgers auf Grund 
einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
des § 6 Z 6 oder des § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist oder 
gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich nicht entstanden ist, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte oder die Anschaffungskosten vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis 
im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die 
übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Abgabenschuld bei einem Rechtsnachfolger oder bei einer 
konzernzugehörigen Körperschaft eines Rechtsnachfolgers nicht 
festgesetzt worden ist oder gemäß § 16 Abs. 1a nicht entstanden ist, sind 
die fortgeschriebenen Buchwerte oder die ursprünglichen 
Anschaffungskosten, höchstens aber die gemeinen Werte anzusetzen. 
Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als 
rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Weist die übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im 
übrigen EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom 
Veräußerungserlös abzuziehen. 

 – Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
der Anteile an der durch eine errichtende Umwandlung entstandenen 
Personengesellschaft entsteht, ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Buchwert und dem gemeinen Wert der Anteile am 
Umwandlungsstichtag bei einer späteren Realisierung der Anteile bei 
natürlichen Personen als Rechtsnachfolger mit einem besonderen 
Steuersatz von 25% zu besteuern. Dies gilt sinngemäß für 
verschmelzende Umwandlungen auf natürliche Personen als 
Rechtsnachfolger. 

 – Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile an der durch eine errichtende Umwandlung entstandenen 
Personengesellschaft entsteht, ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Buchwert und dem gemeinen Wert der Anteile am 
Umwandlungsstichtag bei einer späteren Realisierung der Anteile bei 
natürlichen Personen als Rechtsnachfolger mit einem besonderen 
Steuersatz von 25% zu besteuern. Dies gilt sinngemäß für 
verschmelzende Umwandlungen auf natürliche Personen als 
Rechtsnachfolger. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

(6) Mit dem Tag der Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur 
Eintragung in das Firmenbuch gilt das Gewinnkapital der übertragenden 
Körperschaft als offen an die Rechtsnachfolger ausgeschüttet. Gewinnkapital ist 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem Umwandlungskapital im Sinne des § 8 
Abs. 5 und dem Stand der Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 Z 2 lit. b des 

(6) Mit dem Tag der Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur Eintragung 
in das Firmenbuch gilt das Gewinnkapital der übertragenden Körperschaft als offen 
an die Rechtsnachfolger ausgeschüttet. Gewinnkapital ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Umwandlungskapital im Sinne des § 8 Abs. 5 und den vorhandenen 
Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 des Einkommensteuergesetzes 1988 zum 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einkommensteuergesetzes 1988 zum Umwandlungsstichtag. Wurde im Zuge von 
Umgründungen innerhalb von zehn Jahren vor dem Umwandlungsstichtag 
Vermögen mit negativem Buchwert übernommen, erhöht sich das 
Gewinnkapital um diesen Betrag, soweit er nicht im Rahmen des § 18 Abs. 2 als 
ausgeschüttet gilt. Der Tag der Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur 
Eintragung in das Firmenbuch gilt als Tag des Zufließens im Sinne des § 95 
Abs. 3 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988. 

Umwandlungsstichtag. Wurde im Zuge von Umgründungen innerhalb von zehn 
Jahren vor dem Umwandlungsstichtag Vermögen mit negativem Buchwert 
übernommen, erhöht sich das Gewinnkapital um diesen Betrag, soweit er nicht im 
Rahmen des § 18 Abs. 2 als ausgeschüttet gilt. Der Tag der Anmeldung des 
Umwandlungsbeschlusses zur Eintragung in das Firmenbuch gilt als Tag des 
Zufließens im Sinne des § 95 Abs. 3 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 

Bewertung von Betriebsvermögen Bewertung von Betriebsvermögen 

§ 16. (1) Der Einbringende hat das in § 15 genannte Vermögen in der 
Einbringungsbilanz (oder im Einbringungsvertrag) und einzubringende 
Kapitalanteile im Einbringungsvertrag mit den in § 14 Abs. 1 genannten Werten 
anzusetzen (Buchwerteinbringung). Soweit im Rahmen der Einbringung in eine 
inländische oder ausländische Körperschaft das Besteuerungsrecht der Republik 
Österreich eingeschränkt wird, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß anzuwenden. 
Abweichend vom zweiten Satz gilt bei Einbringung von Kapitalanteilen im Sinne 
des § 12 Abs. 2 Z 3 durch eine unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaft 
oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft in eine in der Anlage genannte 
Gesellschaft eines Mitgliedstaates der Europäischen Union Folgendes: 

§ 16. (1) Der Einbringende hat das in § 15 genannte Vermögen in der 
Einbringungsbilanz (oder im Einbringungsvertrag) und einzubringende 
Kapitalanteile im Einbringungsvertrag mit den in § 14 Abs. 1 genannten Werten 
anzusetzen (Buchwerteinbringung). Soweit im Rahmen der Einbringung in eine 
inländische oder ausländische Körperschaft das Besteuerungsrecht der Republik 
Österreich eingeschränkt wird, sind die nach § 6 Z 6 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 Z 6 lit. c 
bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden sind. Dabei sind 
offene Raten auch dann fällig zu stellen, wenn in weiterer Folge die Gegenleistung 
durch den Einbringenden veräußert wird oder auf sonstige Art ausscheidet. Bei 
teilweiser Einschränkung des Besteuerungsrechtes der Republik Österreich ist auf 
den nach dem zweiten Satz ermittelten Gewinn der besondere Steuersatz gemäß 
§ 27a Abs. 1 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 anzuwenden. Dabei sind 
offene Raten nur dann fällig zu stellen, wenn in weiterer Folge die Gegenleistung 
durch den Einbringenden veräußert wird oder auf sonstige Art ausscheidet. 

 (1a) Abweichend von Abs. 1 gilt bei Einbringung von Kapitalanteilen im Sinne 
des § 12 Abs. 2 Z 3 durch eine unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaft 
oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft in eine in der Anlage genannte 
Gesellschaft eines Mitgliedstaates der Europäischen Union Folgendes: 

 – Der erste Satz ist anzuwenden.  – Abs. 1 erster Satz ist anzuwenden. 

 – Entsteht durch die Einbringung eine internationale Schachtelbeteiligung 
im Sinne des § 10 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 oder 
wird ihr Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur 
bestehenden Beteiligung verändert, entsteht eine Steuerschuld 
hinsichtlich des Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert und dem 
nach § 6 Z 14 des Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Wert 

 – Entsteht durch die Einbringung eine internationale Schachtelbeteiligung im 
Sinne des § 10 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 oder wird ihr 
Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur bestehenden 
Beteiligung verändert, entsteht eine Steuerschuld hinsichtlich des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert und dem nach § 6 Z 14 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Wert zum 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zum Einbringungsstichtag, wenn die Kapitalanteile von der 
übernehmenden Gesellschaft in weiterer Folge veräußert werden oder 
sonst aus dem Betriebsvermögen ausscheiden. Dies gilt nicht, soweit die 
Anteile an der übernehmenden Körperschaft vor dem Entstehen der 
Steuerschuld entgeltlich übertragen werden. 

Einbringungsstichtag, wenn die Kapitalanteile von der übernehmenden 
Gesellschaft in weiterer Folge veräußert werden oder sonst aus dem 
Betriebsvermögen ausscheiden. Dies gilt nicht, soweit die Anteile an der 
übernehmenden Körperschaft vor dem Entstehen der Abgabenschuld 
entgeltlich übertragen werden. 

 – Zwischen dem Einbringungsstichtag und der Veräußerung 
(Ausscheiden) eingetretene Wertminderungen sind höchstens im 
Ausmaß des Unterschiedsbetrages zu berücksichtigen. 

 – Zwischen dem Einbringungsstichtag und der Veräußerung (Ausscheiden) 
eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Ausmaß des 
Unterschiedsbetrages zu berücksichtigen. 

(2) Ist beim Einbringenden das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich der Gegenleistung (§ 19) eingeschränkt, gilt Folgendes: 

(2) Ist beim Einbringenden das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich der Gegenleistung (§ 19) eingeschränkt, gilt Folgendes: 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, mit denen eine umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, eingeschränkt, 
sind die Abs. 1 und 3 anzuwenden. 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraumes, mit denen eine umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, eingeschränkt, 
sind die Abs. 1, 1a und 3 anzuwenden. 

 2. …  2. … 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 

Die übernehmende Körperschaft Die übernehmende Körperschaft 

§ 18. (1) Für die übernehmende Körperschaft gilt Folgendes: § 18. (1) Für die übernehmende Körperschaft gilt Folgendes: 

 1. Sie hat das eingebrachte Vermögen mit den für den Einbringenden nach 
§ 16 maßgebenden Werten anzusetzen. 

 1. Sie hat das eingebrachte Vermögen mit den für den Einbringenden nach 
§ 16 maßgebenden Werten anzusetzen. Bei einer teilweisen Einschränkung 
des Besteuerungsrechtes gemäß § 16 Abs. 1 vierter Satz hat die 
übernehmende Körperschaft das übernommene Vermögen mit den 
Buchwerten anzusetzen. 

 2. …  2. … 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 – Die übernommenen Vermögensteile sind mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen, soweit sich aus § 17 Abs. 2 Z 1 nichts anderes ergibt. 

 – Die übernommenen Vermögensteile sind mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen, soweit sich aus § 17 Abs. 2 Z 1 nichts anderes ergibt. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Steuerschuld bei der übernehmenden Körperschaft oder einer 
konzernzugehörigen Körperschaft der übernehmenden Körperschaft 
auf Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes nicht 
festgesetzt worden ist, nicht gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Abgabenschuld bei der übernehmenden Körperschaft oder einer 
konzernzugehörigen Körperschaft der übernehmenden Körperschaft 
nicht festgesetzt worden ist oder gemäß § 16 Abs. 1a nicht entstanden 
ist sind die fortgeschriebenen Buchwerte, höchstens aber die gemeinen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entstanden ist oder auf Grund des § 6 Z 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte vor der Umgründung oder Verlegung 
anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden 
gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende Körperschaft nach, 
dass Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-Raum eingetreten sind, 
sind diese vom Veräußerungserlös oder vom gemeinen Wert im 
Zeitpunkt des Ausscheidens abzuziehen. 

Werte anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a 
der Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende Körperschaft 
nach, dass Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-Raum eingetreten 
sind, sind diese vom Veräußerungserlös oder vom gemeinen Wert im 
Zeitpunkt des Ausscheidens abzuziehen. 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

Die Anteile an der übernehmenden Körperschaft Die Anteile an der übernehmenden Körperschaft 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 

(2) Für die Bewertung der Anteile und der sonstigen Gegenleistung im 
Sinne des Abs. 1 gilt Folgendes: 

(2) Für die Bewertung der Anteile und der sonstigen Gegenleistung im Sinne 
des Abs. 1 gilt Folgendes: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. Kommt es in Fällen des § 16 Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1 zur Festsetzung der 
Steuerschuld, erhöhen sich rückwirkend mit Beginn des dem 
Einbringungsstichtag folgenden Tages die Anschaffungskosten oder 
Buchwerte entsprechend. 

 5. Kommt es in Fällen des § 16 Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes vor BGBl. I Nr. XX/2015 zur Festsetzung der Steuerschuld, 
erhöhen sich rückwirkend mit Beginn des dem Einbringungsstichtag 
folgenden Tages die Anschaffungskosten oder Buchwerte entsprechend. 

(3) bis (8) … (3) bis (8) … 

Verlustabzug Verlustabzug 

§ 21. § 18 Abs. 6 und 7 des Einkommensteuergesetzes 1988 und § 8 Abs. 4 
Z 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 sind nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen anzuwenden: 

§ 21. § 18 Abs. 6 und 7 des Einkommensteuergesetzes 1988 und § 8 Abs. 4 
Z 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 sind nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen anzuwenden: 

 1. Verluste des Einbringenden, die bis zum Einbringungsstichtag 
entstanden und bis zum Veranlagungszeitraum, in den der 
Einbringungsstichtag fällt, nicht verrechnet sind, gelten im Rahmen 
einer Buchwerteinbringung (§ 16 Abs. 1) ab dem dem 
Einbringungsstichtag folgenden Veranlagungszeitraum der 
übernehmenden Körperschaft insoweit als abzugsfähige Verluste dieser 
Körperschaft, als sie dem übertragenen Vermögen im Sinne des § 12 
Abs. 2 zugerechnet werden können. Voraussetzung ist weiters, daß das 
übertragene Vermögen am Einbringungsstichtag tatsächlich vorhanden 

 1. Verluste des Einbringenden, die bis zum Einbringungsstichtag entstanden 
und bis zum Veranlagungszeitraum, in den der Einbringungsstichtag fällt, 
nicht verrechnet sind, gelten im Rahmen einer Buchwerteinbringung (§ 16 
Abs. 1) ab dem dem Einbringungsstichtag folgenden 
Veranlagungszeitraum der übernehmenden Körperschaft insoweit als 
abzugsfähige Verluste dieser Körperschaft, als sie dem übertragenen 
Vermögen im Sinne des § 12 Abs. 2 zugerechnet werden können. 
Voraussetzung ist weiters, daß das übertragene Vermögen am 
Einbringungsstichtag tatsächlich vorhanden ist. § 4 Z 1 lit. c und d ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ist. § 4 Z 1 lit. c und d ist anzuwenden. Im Falle der Einbringung durch 
eine Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Mitunternehmer 
anzusehen sind, gelten auch die Mitunternehmer als Einbringende. 

anzuwenden. Im Falle der Einbringung durch eine Gesellschaft, bei der die 
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen sind, gelten auch die 
Mitunternehmer als Einbringende. 

 2. Für eigene Verluste der übernehmenden Körperschaft ist § 4 Z 1 lit. b, c 
und d anzuwenden. 

 2. Für eigene Verluste der übernehmenden Körperschaft ist § 4 Z 1 lit. b, c 
und d anzuwenden. 

 3. Die Bestimmung des § 4 Z 2 über den Mantelkauf ist zu beachten.  3. Die Bestimmung des § 4 Z 2 über den Mantelkauf ist zu beachten. 
 Dies gilt auch für Verluste gemäß § 23a des Einkommensteuergesetzes 1988, wobei 

die übernehmende Körperschaft für diese § 23a des Einkommensteuergesetzes 1988 
sinngemäß weiter anzuwenden hat. 

Übertragungsvorgang Übertragungsvorgang 

§ 24. (1) Für den Übertragenden gilt Folgendes: § 24. (1) Für den Übertragenden gilt Folgendes: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Soweit im Rahmen des Zusammenschlusses zu einer ausländischen 
Personengesellschaft das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich des Vermögens eingeschränkt wird, ist § 1 Abs. 2 
sinngemäß anzuwenden. 

 3. Soweit im Rahmen des Zusammenschlusses das Besteuerungsrecht der 
Republik Österreich hinsichtlich des Vermögens eingeschränkt wird, sind 
die nach § 6 Z 6 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden 
Werte anzusetzen, wobei § 6 Z 6 lit. c bis e des 
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden sind. 

 4. …  4. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Die übernehmende Personengesellschaft Die übernehmende Personengesellschaft 

§ 25. (1) Für die übernehmende Personengesellschaft gilt Folgendes: § 25. (1) Für die übernehmende Personengesellschaft gilt Folgendes: 

 1. …  1. … 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 – Sie sind mit dem höheren Teilwert anzusetzen.  – Sie sind mit dem höheren Teilwert anzusetzen. 

 – Werden Vermögensteile übernommen, für die bei der 
übernehmenden Personengesellschaft die Steuerschuld auf Grund 
einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
des § 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt 
worden ist, sind die Anschaffungskosten oder fortgeschriebenen 
Buchwerte vor der Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die 
spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als 
rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 

 – Werden Vermögensteile übernommen, für die die Abgabenschuld nicht 
festgesetzt worden ist, sind die ursprünglichen Anschaffungskosten oder 
fortgeschriebenen Buchwerte, höchstens aber die gemeinen Werte 
anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt 
nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende Personengesellschaft 
nach, dass Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-Raum eingetreten 
sind, sind diese vom Veräußerungserlös abzuziehen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende 
Personengesellschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

 3. …  3. … 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Bewertung des Betriebsvermögens in der Teilungsbilanz Bewertung des Betriebsvermögens in der Teilungsbilanz 

§ 29. (1) Für der Bewertung des Betriebsvermögens in der Teilungsbilanz 
gilt Folgendes: 

§ 29. (1) Für der Bewertung des Betriebsvermögens in der Teilungsbilanz gilt 
Folgendes: 

 1. bis 2a. …  1. bis 2a. … 

 3. Soweit im Rahmen der Realteilung auf einen ausländischen 
Nachfolgeunternehmer das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich des Vermögens eingeschränkt wird, ist § 1 Abs. 2 
sinngemäß anzuwenden. 

 3. Soweit im Rahmen der Realteilung auf einen ausländischen 
Nachfolgeunternehmer das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich des Vermögens eingeschränkt wird, sind die nach § 6 Z 6 lit. a 
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werte anzusetzen, wobei 
§ 6 Z 6 lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß 
anzuwenden sind. 

 4. …  4. … 

(2) … (2) … 

Der Nachfolgeunternehmer Der Nachfolgeunternehmer 

§ 30. (1) Für den Nachfolgeunternehmer gilt Folgendes: § 30. (1) Für den Nachfolgeunternehmer gilt Folgendes: 

 1. …  1. … 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 – Sie sind mit dem höheren Teilwert anzusetzen.  – Sie sind mit dem höheren Teilwert anzusetzen. 

 – Werden Vermögensteile übernommen, für die bei dem 
übernehmenden Nachfolgeunternehmer die Steuerschuld auf Grund 
einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
des § 6 Z 6 oder des § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist oder 
gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich nicht entstanden ist, sind beim 
übernehmenden Nachfolgeunternehmer die fortgeschriebenen 
Buchwerte oder die Anschaffungskosten vor der Umgründung oder 
Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige 

 – Werden Vermögensteile übernommen, für die bei dem übernehmenden 
Nachfolgeunternehmer die Abgabenschuld nicht festgesetzt worden ist 
oder gemäß § 16 Abs. 1a nicht entstanden ist, sind beim übernehmenden 
Nachfolgeunternehmer die fortgeschriebenen Buchwerte oder die 
ursprünglichen Anschaffungskosten, höchstens aber die gemeinen Werte 
anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt 
nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Weist der übernehmende 
Nachfolgeunternehmer nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a 
der Bundesabgabenordnung. Weist der übernehmende 
Nachfolgeunternehmer nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

 3. …  3. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Behandlung der Anteilsinhaber bei einer verhältniswahrenden Spaltung Behandlung der Anteilsinhaber bei einer verhältniswahrenden Spaltung 

§ 36. (1) und (2) … § 36. (1) und (2) … 

(3) Abweichend von Abs. 1 gilt Folgendes: (3) Abweichend von Abs. 1 gilt Folgendes: 

 1. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile der übertragenden Körperschaft an der übernehmenden 
Körperschaft eingeschränkt wird, gilt dies als Tausch im Sinne des § 6 
Z 14 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988 an dem dem 
Spaltungsstichtag folgenden Tag. § 1 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. 

 1. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile der übertragenden Körperschaft an der übernehmenden 
Körperschaft eingeschränkt wird, sind diese bei der übernehmenden 
Körperschaft mit den nach § 6 Z 6 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 
Z 6 lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden 
sind. 

 2. Werden ausländischen Anteilsinhabern eigene Anteile der 
übernehmenden Körperschaft gewährt, ist § 6 Z 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden. 

 2. Werden ausländischen Anteilsinhabern eigene Anteile der übernehmenden 
Körperschaft gewährt, sind diese mit den nach § 6 Z 6 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 
Z 6 lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden 
sind. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

3. TEIL 3. TEIL 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 1. bis 29. …  1. bis 29. … 
  30. § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1, § 5 Abs. 1 Z 3 bis 5, § 7 Abs. 2, § 9 Abs. 1 Z 2 und 3, 

§ 16 Abs. 1, 1a und 2, § 18 Abs. 1 Z 3, § 20 Abs. 2 Z 5, § 21, § 24 Abs. 1 
Z 3, § 25 Abs. 1 Z 2, § 29 Abs. 1 Z 3, § 30 Abs. 1 Z 2 und § 36 Abs. 3 Z 1 
und 2, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015, 
sind erstmals auf Umgründungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2015 beschlossen oder vertraglich unterfertigt werden. 
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Artikel 4 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 

Artikel 4 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 

§ 11. (1) und (2) … § 11. (1) und (2) … 
 

(3) Für Eingaben und Beilagen, die auf elektronischem Weg unter 
Inanspruchnahme der Funktion Bürgerkarte (§§ 4 ff E-GovG) eingebracht werden, 
ermäßigen sich die in den Tarifposten 5 Abs. 1 und 6 Abs. 1 und 2 des § 14 
angeführten Beträge 

  – von 3,90 Euro ........................................................................  auf 2,30 Euro, 
  – von 14,30 Euro ......................................................................  auf 8,60 Euro, 
  – von 21,80 Euro ....................................................................  auf 13,10 Euro, 
  – von 47,30 Euro ....................................................................  auf 28,40 Euro. 

§ 14a. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, zur Abgeltung der 
Inflation die festen Gebührensätze des § 14 einmal jährlich im Verordnungsweg 
zu erhöhen. Der Vergleichsstichtag für die erste Inflationsanpassung ist der 
31. Dezember 2005. Die Verordnung ist bis spätestens 30. Juni eines jeden 
Kalenderjahres im Bundesgesetzblatt kundzumachen und gilt für die jeweiligen 
Gebühren ab 1. Juli des Jahres der Kundmachung. 

§ 14a. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, zur Abgeltung der 
Inflation die festen Gebührensätze des § 11 Abs. 3 und § 14 einmal jährlich im 
Verordnungsweg zu erhöhen. Der Vergleichsstichtag für die erste 
Inflationsanpassung ist der 31. Dezember 2005. Die Verordnung ist bis spätestens 
30. Juni eines jeden Kalenderjahres im Bundesgesetzblatt kundzumachen und gilt 
für die jeweiligen Gebühren ab 1. Juli des Jahres der Kundmachung. 

§ 37. (1) bis (36) … § 37. (1) bis (36) … 
 

(37) § 11 Abs. 3 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

Artikel 5 
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 

Artikel 5 
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 

Art der Berechnung Art der Berechnung 

§ 4. (1) Die Steuer ist zu berechnen vom Wert der Gegenleistung (§ 5), 
mindestens vom Grundstückswert. Bei Vorgängen gemäß § 1 Abs. 2a und 3 
sowie bei Vorgängen nach dem Umgründungssteuergesetz ist die Steuer immer 
vom Grundstückswert zu berechnen. Der Grundstückswert ist entweder 

§ 4. (1) Die Steuer ist zu berechnen vom Wert der Gegenleistung (§ 5), 
mindestens vom Grundstückswert. Bei Vorgängen gemäß § 1 Abs. 2a und 3, bei 
Vorgängen nach dem Umgründungssteuergesetz sowie bei Erwerben gemäß § 7 
Abs. 1 Z 1 lit. b und c ist die Steuer immer vom Grundstückswert zu berechnen. Der 
Grundstückswert ist entweder 

 – als Summe des hochgerechneten (anteiligen) dreifachen Bodenwertes 
gemäß § 53 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes 1955 – BewG. 1955, BGBl. 
Nr. 148/1955 in der jeweils geltenden Fassung, und des (anteiligen) 
Wertes des Gebäudes oder 

 – als Summe des hochgerechneten (anteiligen) dreifachen Bodenwertes 
gemäß § 53 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes 1955 – BewG. 1955, BGBl. 
Nr. 148/1955 in der jeweils geltenden Fassung, und des (anteiligen) Wertes 
des Gebäudes oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 – in Höhe eines von einem geeigneten Immobilienpreisspiegel 
abgeleiteten Wertes 

 – in Höhe eines von einem geeigneten Immobilienpreisspiegel abgeleiteten 
Wertes 

zu berechnen. zu berechnen. 

Der Bundesminister für Finanzen hat im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler 
unter Berücksichtigung der Grundsätze einer einfachen und sparsamen 
Verwaltung durch Verordnung sowohl die näheren Umstände und Modalitäten 
für die Hochrechnung des Bodenwertes und die Ermittlung des Gebäudewertes 
als auch den anzuwendenden Immobilienpreisspiegel samt Höhe eines 
Abschlages festzulegen. 

Der Bundesminister für Finanzen hat im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler 
unter Berücksichtigung der Grundsätze einer einfachen und sparsamen Verwaltung 
durch Verordnung sowohl die näheren Umstände und Modalitäten für die 
Hochrechnung des Bodenwertes und die Ermittlung des Gebäudewertes als auch 
den anzuwendenden Immobilienpreisspiegel samt Höhe eines Abschlages 
festzulegen. 

Weist ein Steuerschuldner nach, dass der gemeine Wert des Grundstückes im 
Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld geringer ist als der nach der 
Verordnung ermittelte Grundstückswert, gilt der geringere gemeine Wert als 
Grundstückswert. Erfolgt dieser Nachweis durch Vorlage eines 
Schätzungsgutachtens, das von einem allgemein beeideten und gerichtlich 
zertifizierten Immobiliensachverständigen erstellt wurde, hat der von diesem 
festgestellte Wert die Vermutung der Richtigkeit für sich. 

Weist ein Steuerschuldner nach, dass der gemeine Wert des Grundstückes im 
Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld geringer ist als der nach der Verordnung 
ermittelte Grundstückswert, gilt der geringere gemeine Wert als Grundstückswert. 
Erfolgt dieser Nachweis durch Vorlage eines Schätzungsgutachtens, das von einem 
allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Immobiliensachverständigen 
erstellt wurde, hat der von diesem festgestellte Wert die Vermutung der Richtigkeit 
für sich. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Tarif Tarif 

§ 7. (1) § 7. (1) 

 1. …  1. … 

 2. a) Die Steuer beträgt beim unentgeltlichen Erwerb von Grundstücken  2. a) Die Steuer beträgt beim unentgeltlichen Erwerb von Grundstücken 
 – für die ersten 250 000 Euro ...............................................................  ........................... 0,5%,  – für die ersten 250 000 Euro ...............................................................  .......................... 0,5%, 
 – für die nächsten 150 000 Euro ..........................................................  .............................. 2%,  – für die nächsten 150 000 Euro ...........................................................  ............................. 2%, 
 – darüber hinaus ...................................................................................  ............................ 3,5%  – darüber hinaus ...................................................................................  ........................... 3,5% 

des Grundstückswertes. des Grundstückswertes. 

Dies gilt auch bei teilentgeltlichen Erwerben, insoweit keine 
Gegenleistung zu erbringen ist; insoweit eine Gegenleistung zu 
erbringen ist, gilt Z 3. 

Dies gilt auch bei teilentgeltlichen Erwerben, insoweit keine 
Gegenleistung zu erbringen ist; insoweit eine Gegenleistung zu 
erbringen ist, gilt Z 3. 

Für die Ermittlung des anzuwendenden Steuersatzes sind von 
derselben Person an dieselbe Person anfallende Erwerbe innerhalb 
der letzten fünf Jahre, soweit die Steuer nach dieser Litera berechnet 
wurde, zusammenzurechnen; dabei sind frühere Erwerbe mit ihrem 
früheren Wert anzusetzen. Für die Berechnung der Fünfjahresfrist ist 
jeweils auf den Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld 

Für die Ermittlung des anzuwendenden Steuersatzes sind von derselben 
Person an dieselbe Person anfallende Erwerbe innerhalb der letzten fünf 
Jahre, soweit die Steuer nach dieser Litera berechnet wurde, 
zusammenzurechnen; dabei sind frühere Erwerbe mit ihrem früheren 
Wert anzusetzen. Für die Berechnung der Fünfjahresfrist ist jeweils auf 
den Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld abzustellen. Eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
abzustellen. Eine Zusammenrechnung hat auch dann zu erfolgen, 
wenn – durch zwei oder mehrere Erwerbsvorgänge – eine 
wirtschaftliche Einheit innerhalb der Fünfjahresfrist an dieselbe 
Person anfällt. 

Zusammenrechnung hat auch dann zu erfolgen, wenn – durch zwei oder 
mehrere Erwerbsvorgänge – eine wirtschaftliche Einheit oder Teile 
einer wirtschaftlichen Einheit innerhalb der Fünfjahresfrist an dieselbe 
Person anfällt. 

 b) bis d) …  b) bis d) … 

 3. …  3. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften 

§ 18. (1) bis (2o) … § 18. (1) bis (2o) … 

(2p) § 1 Abs. 2a, 3, 4 und 5, § 3 Abs. 1 Z 2, 2a und 7, § 4, § 7, § 9 Z 3, § 10 
Abs. 1, § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 118/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft und sind auf 
Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 verwirklicht 
werden oder wenn der Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. 
Wurde der Erwerbsvorgang vor dem 1. Jänner 2016 verwirklicht oder ist der 
Erblasser vor dem 1. Jänner 2016 verstorben und entsteht die Steuerschuld nach 
dem 31. Dezember 2015, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer 
selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, dass die Besteuerung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetz BGBl. I Nr. 118/2015 erfolgen soll. § 3 Abs. 1 Z 7a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in 
Kraft und ist auf Erwerbsvorgänge anzuwenden, wenn der Erblasser nach dem 
31. Dezember 2015 verstorben ist. Durch das Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 118/2015 wird kein Erwerbsvorgang verwirklicht. 

(2p) § 1 Abs. 2a, 3, 4 und 5, § 3 Abs. 1 Z 2, 2a und 7, § 4, § 7, § 9 Z 3, § 10 
Abs. 1, § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 118/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft und sind auf 
Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 verwirklicht 
werden oder wenn der Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. § 3 
Abs. 1 Z 7a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 tritt mit 
1. Jänner 2016 in Kraft und ist auf Erwerbsvorgänge anzuwenden, wenn der 
Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. Entsteht die Steuerschuld 
nach dem 31. Dezember 2015, wurde jedoch entweder der Erwerbsvorgang vor 
dem 1. Jänner 2016 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Jänner 2016 
verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer 
selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, dass die Besteuerung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetz BGBl. I Nr. 118/2015 erfolgen soll. Durch das 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 wird kein Erwerbsvorgang 
verwirklicht. 

Änderungen des Gesellschafterbestandes, die vor dem 1. Jänner 2016 erfolgen, sind 
für die Verwirklichung des Tatbestandes des § 1 Abs. 2a nicht zu berücksichtigen. 
Werden Anteile am Gesellschaftsvermögen oder an der Gesellschaft, die am 
31. Dezember 2015 treuhändig gehalten wurden, nach diesem Tag an den 
Treugeber übertragen, sind § 1 Abs. 2a letzter Satz und Abs. 3 letzter Satz nicht 
anzuwenden. Werden am 31. Dezember 2015 mindestens 95% der Anteile am 
Gesellschaftsvermögen oder an der Gesellschaft in der Hand einer Person oder 
einer Unternehmensgruppe gemäß § 9 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 
gehalten, ist § 1 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 
auch auf Rechtsvorgänge anzuwenden, sofern dadurch der Prozentsatz verändert 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wird, aber nicht unter 95% sinkt, und bezogen auf diese Anteile nicht bereits ein 
Tatbestand des § 1 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 
erfüllt wurde. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Artikel 6 
Änderung des Kommunalsteuergesetzes 1993 

Artikel 6 
Änderung des Kommunalsteuergesetzes 1993 

Entstehung der Steuerschuld, Selbstberechnung, Fälligkeit und 
Steuererklärung 

Entstehung der Steuerschuld, Selbstberechnung, Fälligkeit und 
Steuererklärung 

§ 11. (1) und (2) … § 11. (1) und (2) … 

(3) Erweist sich die Selbstberechnung des Unternehmers als nicht richtig 
oder wird die selbstberechnete Kommunalsteuer nicht oder nicht vollständig 
entrichtet, hat die Gemeinde einen Kommunalsteuerbescheid zu erlassen. Von 
der Erlassung eines solchen Bescheides ist abzusehen, wenn der Steuerschuldner 
nachträglich die Selbstberechnung berichtigt. 

(3) Ein im Rahmen der Selbstberechnung vom Steuerschuldner selbst 
berechneter und der Abgabenbehörde bekannt gegebener Kommunalsteuerbetrag 
ist vollstreckbar. Wird kein selbstberechneter Betrag der Abgabenbehörde bekannt 
gegeben oder erweist sich die Selbstberechnung als nicht richtig, hat die 
Festsetzung der Abgabe mit Abgabenbescheid zu erfolgen. Von der Erlassung eines 
solchen Abgabenbescheides kann abgesehen werden, wenn der Steuerschuldner 
nachträglich die Selbstberechnung binnen drei Monaten ab Einreichung der 
Abgabenerklärung berichtigt; erweist sich die Berichtigung als nicht richtig, hat 
die Gemeinde einen Kommunalsteuerbescheid zu erlassen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Artikel 7 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

Artikel 7 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

§ 30. (1) ... § 30. (1) ... 

(2) Ein Unternehmen, das der Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizität, 
Wärme, Erdöl oder dessen Derivaten dient, hat keine Betriebsstätte in den 
Gemeinden, durch die nur eine Leitung geführt wird, in denen aber Wasser, Gas, 
Elektrizität, Wärme, Erdöl oder dessen Derivate nicht abgegeben werden. 

(2) Ein Unternehmen, das der Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizität, 
Wärme, Kälte, Erdöl oder dessen Derivaten dient, hat keine Betriebsstätte in den 
Gemeinden, durch die nur eine Leitung geführt wird, in denen aber Wasser, Gas, 
Elektrizität, Wärme, Kälte, Erdöl oder dessen Derivate nicht abgegeben werden. 

§ 125. (1) Soweit sich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht schon aus 
§ 124 ergibt, sind Unternehmer für einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 31), 

§ 125. (1) Soweit sich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht schon aus 
§ 124 ergibt, sind Unternehmer für einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 31), 

 a) dessen Umsatz in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren jeweils 
550 000 Euro überstiegen hat, oder 

 a) dessen Umsatz in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren jeweils 
550 000 Euro überstiegen hat, oder 
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 b) dessen Wert zum 1. Jänner eines Jahres 150 000 Euro überstiegen hat,  b) dessen Wert zum 1. Jänner eines Jahres 150 000 Euro überstiegen hat, 

verpflichtet, für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen Bücher zu 
führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regelmäßig Abschlüsse zu 
machen. Als Unternehmer im Sinn dieser Bestimmung gilt eine Gesellschaft, bei 
der die Gesellschafter als Mitunternehmer im Sinn der einkommensteuerlichen 
Vorschriften anzusehen sind, auch dann, wenn ihr umsatzsteuerrechtlich keine 
Unternehmereigenschaft zukommt; diesfalls sind die Umsätze des 
Gesellschafters maßgeblich, dem die Unternehmereigenschaft zukommt. 
Umsätze sind solche gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 Umsatzsteuergesetz 1994 
zuzüglich der Umsätze aus im Ausland ausgeführten Leistungen. Keine Umsätze 
sind jedoch nicht unmittelbar dem Betriebszweck oder dem Zweck des 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes dienende Umsätze, die unter § 6 Abs. 1 Z 8 
und 9 und § 10 Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994 fallen oder - wären sie im 
Inland ausgeführt worden - fallen würden, Umsätze aus Geschäftsveräußerungen 
im Sinn des § 4 Abs. 7 Umsatzsteuergesetz 1994, bei der Erzielung von 
Entschädigungen im Sinn des § 32 Z 1 Einkommensteuergesetz 1988 
ausgeführte Umsätze und Umsätze aus besonderen Waldnutzungen im Sinn der 
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften. Als Wert im Sinn der lit. b ist der um 
den Wert der Zupachtungen erhöhte und um den Wert der Verpachtungen 
verminderte Einheitswert in seiner zuletzt maßgeblichen Höhe anzusetzen, 
wobei der Ermittlung des Wertes der Zupachtungen und Verpachtungen der nach 
der Art der Nutzung der betroffenen Flächen maßgebliche, bei der Feststellung 
des Einheitswertes des Betriebes angewendete Hektarsatz und in Ermangelung 
eines solchen der bei der Feststellung des Einheitswertes des 
Verpächterbetriebes für die verpachteten Flächen angewendete Hektarsatz, den 
das Finanzamt auf Anfrage dem Pächter mitzuteilen hat, zugrunde zu legen ist. 
Im Einheitswertbescheid ausgewiesene Abschläge und Zuschläge (§§ 35 und 40 
Bewertungsgesetz 1955) sind entsprechend zu berücksichtigen. Ist auf den 
Pachtgegenstand ein Hektarsatz nicht anzuwenden, so ist insoweit der darauf 
entfallende Ertragswert zugrunde zu legen. Eine Berücksichtigung der 
Abschläge und Zuschläge sowie des Ertragswertes hat bei der Wertermittlung 
nur insoweit zu erfolgen als das Finanzamt diese Werte auf Antrag, 
erforderlichenfalls von Amts wegen festgestellt hat. 

verpflichtet, für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen Bücher zu 
führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regelmäßig Abschlüsse zu 
machen. Als Unternehmer im Sinn dieser Bestimmung gilt eine Gesellschaft, bei 
der die Gesellschafter als Mitunternehmer im Sinn der einkommensteuerlichen 
Vorschriften anzusehen sind, auch dann, wenn ihr umsatzsteuerrechtlich keine 
Unternehmereigenschaft zukommt; diesfalls sind die Umsätze des Gesellschafters 
maßgeblich, dem die Unternehmereigenschaft zukommt. Umsätze sind solche 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 Umsatzsteuergesetz 1994 zuzüglich der Umsätze aus 
im Ausland ausgeführten Leistungen. Keine Umsätze sind jedoch nicht unmittelbar 
dem Betriebszweck oder dem Zweck des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes 
dienende Umsätze, die unter § 6 Abs. 1 Z 8 und 9 und § 10 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 
Z 3 Umsatzsteuergesetz 1994 fallen oder - wären sie im Inland ausgeführt 
worden - fallen würden, Umsätze aus Geschäftsveräußerungen im Sinn des § 4 
Abs. 7 Umsatzsteuergesetz 1994, bei der Erzielung von Entschädigungen im Sinn 
des § 32 Z 1 Einkommensteuergesetz 1988 ausgeführte Umsätze und Umsätze aus 
besonderen Waldnutzungen im Sinn der einkommensteuerrechtlichen Vorschriften. 
Als Wert im Sinn der lit. b ist der um den Wert der Zupachtungen erhöhte und um 
den Wert der Verpachtungen verminderte Einheitswert in seiner zuletzt 
maßgeblichen Höhe anzusetzen, wobei der Ermittlung des Wertes der 
Zupachtungen und Verpachtungen der nach der Art der Nutzung der betroffenen 
Flächen maßgebliche, bei der Feststellung des Einheitswertes des Betriebes 
angewendete Hektarsatz und in Ermangelung eines solchen der bei der Feststellung 
des Einheitswertes des Verpächterbetriebes für die verpachteten Flächen 
angewendete Hektarsatz, den das Finanzamt auf Anfrage dem Pächter mitzuteilen 
hat, zugrunde zu legen ist. Im Einheitswertbescheid ausgewiesene Abschläge und 
Zuschläge (§§ 35 und 40 Bewertungsgesetz 1955) sind entsprechend zu 
berücksichtigen. Ist auf den Pachtgegenstand ein Hektarsatz nicht anzuwenden, so 
ist insoweit der darauf entfallende Ertragswert zugrunde zu legen. Eine 
Berücksichtigung der Abschläge und Zuschläge sowie des Ertragswertes hat bei der 
Wertermittlung nur insoweit zu erfolgen als das Finanzamt diese Werte auf Antrag, 
erforderlichenfalls von Amts wegen festgestellt hat. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

§ 209. (1) bis (4) … § 209. (1) bis (4) … 
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 (5) In den Fällen, in denen aufgrund der Bestimmungen des 
Einkommensteuergesetzes 1988 oder des Umgründungssteuergesetzes über die 
entstandene Einkommen- oder Körperschaftsteuerschuld abgesprochen, aber die 
Steuerschuld nicht festgesetzt worden ist, verjährt das Recht auf Festsetzung der 
genannten Abgaben insoweit jedoch spätestens zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, 
in dem das rückwirkende Ereignis eingetreten ist. 

H. Behandlung von Kleinbeträgen. H. Behandlung von Kleinbeträgen. 

§ 242. Abgabenbeträge unter 20 Euro sind nicht zu vollstrecken. Dies gilt 
nicht für Abgaben, die in Wertzeichen (Stempelmarken) zu entrichten sind, und 
für die zu diesen zu erhebenden Nebenansprüche. 

§ 242. (1) Abgabenbeträge unter 20 Euro sind nicht zu vollstrecken. Dies gilt 
nicht für Abgaben, die in Wertzeichen (Stempelmarken) zu entrichten sind, und für 
die zu diesen zu erhebenden Nebenansprüche. 

 
(2) Guthaben unter fünf Euro sind nicht von Amts wegen zurückzuzahlen. 

§ 242a. (1) Für Gemeindeabgaben gilt Folgendes: Abweichend von § 242 
erster Satz sind Abgabenbeträge unter fünf Euro nicht zu vollstrecken. 

§ 242a. (1) Für Gemeindeabgaben gilt Folgendes: Abweichend von § 242 
Abs. 1 erster Satz sind Abgabenbeträge unter fünf Euro nicht zu vollstrecken. 

(2) ... (2) ... 

§ 323. (1) bis (45) … § 323. (1) bis (45) … 
 

(46) § 209 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Jänner 2016 in Kraft. § 209 Abs. 5 ist erstmalig auf Fälle anzuwenden, in 
denen aufgrund der Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1988 oder des 
Umgründungssteuergesetzes über eine nach dem 31. Dezember 2005 entstandene 
Einkommen- oder Körperschaftsteuerschuld abgesprochen, aber die Steuerschuld 
nicht festgesetzt worden ist. 

Artikel 8 
Änderung des Gemeinsamer-Meldestandard-Gesetzes 

Artikel 8 
Änderung des Gemeinsamer-Meldestandard-Gesetzes 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 117. Dieses Bundesgesetz tritt mit xx. xx 20xx in Kraft. § 117. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 
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Artikel 9 
Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 

Artikel 9 
Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 

Das Transparenzportal Das Transparenzportal 

Allgemeines Allgemeines 

§ 1. (1) Das Transparenzportal dient § 1. (1) Das Transparenzportal dient 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

 6. der Anzeige der für die Gewährung, die Einstellung oder die 
Rückforderung einer Leistung im Sinne des § 4 erforderlichen 
Voraussetzungen. 

 6. der Anzeige der für die Gewährung, die Einstellung oder die 
Rückforderung einer Leistung im Sinne des § 4 und im Sinne der 
Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG 
über eine Transparenzdatenbank erforderlichen Voraussetzungen. 

(2) Die Transparenzdatenbank dient der Verarbeitung des 
Leistungsangebotes gemäß § 4 Abs. 1 Z 2, sowie der Daten über die von § 23 
Abs. 2 erfassten Leistungen. 

(2) Die Transparenzdatenbank dient der Verarbeitung des Leistungsangebotes 
gemäß § 4 Abs. 1 Z 2, des Leistungsangebotes im Sinne der Vereinbarung zwischen 
dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über eine 
Transparenzdatenbank, sowie der Verarbeitung der Daten über die von § 23 Abs. 2 
erfassten Leistungen. 

Einkommen Einkommen 

§ 5. (1) … § 5. (1) … 

(2) Nettoeinkommen im Sinne dieses Bundesgesetzes ist (2) Nettoeinkommen im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 

 1. für natürliche Personen das Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 2 
EStG 1988 zuzüglich der Bezüge im Sinne des § 67 Abs. 1 EStG 1988 
und abzüglich der geschuldeten Einkommensteuer sowie der auf die 
Bezüge im Sinne des § 67 Abs. 1 EStG 1988 entfallenden Steuer; 

 1. für natürliche Personen das Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 2 
EStG 1988 abzüglich der geschuldeten Einkommensteuer sowie der auf die 
Bezüge im Sinne des § 67 Abs. 1 EStG 1988 entfallenden Steuer; 

 2. …  2. … 

Transferzahlungen Transferzahlungen 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 

(2) Zu den Transferzahlungen zählen insbesondere (2) Zu den Transferzahlungen zählen insbesondere 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. die Mietzinsbeihilfe gemäß § 107 EStG 1988;  5. der Unterhaltsabsetzbetrag gemäß § 33 Abs. 4 Z 3 EStG 1988; 

 6. bis 10. …  6. bis 10. … 
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Datenermittlung Datenermittlung 

Datenquellen Datenquellen 

§ 23. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat folgende Daten im Rahmen 
einer Transparenzportalabfrage durch Abfrage von bestehenden Datenbanken zu 
ermitteln: 

§ 23. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat folgende Daten im Rahmen 
einer Transparenzportalabfrage durch Abfrage von bestehenden Datenbanken zu 
ermitteln: 

 1. Von Datenbanken des Bundesministers für Finanzen  1. Von Datenbanken des Bundesministers für Finanzen 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) Transferzahlungen im Sinne des § 9 Abs. 2 Z 2 und 3 und Z 6 bis 8;  c) Transferzahlungen im Sinne des § 9 Abs. 2 Z 2 bis 8; 

 d) bis f) …  d) bis f) … 

 2. …  2. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Inhalt der Mitteilungen Inhalt der Mitteilungen 

§ 25. (1) bis (3) … § 25. (1) bis (3) … 
 

(4) Zum Zweck der Datenmitteilung gemäß Abs. 1 Z 1 sind leistende Stellen, 
die Auftraggeber des privaten Bereiches sind, berechtigt, wie Auftraggeber des 
öffentlichen Bereichs nach § 10 Abs. 2 E-GovG die Ausstattung ihrer 
Datenanwendungen mit diesen verschlüsselten bPK von der 
Stammzahlenregisterbehörde zu verlangen. Sofern es sich um Datenmitteilungen 
gemäß Abs. 1 Z 2 handelt, sind die Auftraggeber des privaten Bereiches berechtigt, 
diese Daten über das Unternehmensregister zu ermitteln. 

Datenanzeige Datenanzeige 

Transparenzportalabfrage Transparenzportalabfrage 

§ 32. (1) bis (5) … § 32. (1) bis (5) … 

(6) Zur Erfüllung des Überprüfungszwecks erhalten abfrageberechtigte 
Stellen der Länder ab dem 1. April 2013 und bis zum Abschluss der Evaluierung 
gemäß Art. 15 Abs. 5 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 
gemäß Art. 15a B-VG über eine Transparenzdatenbank, im Fall einer 
Fortführung der Umsetzung der gebietskörperschaftenübergreifenden 
Transparenzdatenbank nach Abschluss der Evaluierung jedoch längstens bis zum 
31. Dezember 2015 die Berechtigung zur Einsicht in die Bundesdaten, wenn 
diese Einsicht zur Gewährung, Einstellung oder Rückforderung eines bereits 

(6) Zur Erfüllung des Überprüfungszwecks erhalten abfrageberechtigte Stellen 
der Länder ab dem 1. April 2013 und bis zum Abschluss der Evaluierung gemäß 
Art. 15 Abs. 5 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß 
Art. 15a B-VG über eine Transparenzdatenbank, im Fall einer Fortführung der 
Umsetzung der gebietskörperschaftenübergreifenden Transparenzdatenbank nach 
Abschluss der Evaluierung jedoch längstens bis zum 31. Dezember 2015 die 
Berechtigung zur Einsicht in die Bundesdaten, wenn diese Einsicht zur Gewährung, 
Einstellung oder Rückforderung eines bereits erfassten und kategorisierten 
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erfassten und kategorisierten Leistungsangebotes der Länder auf 
landesgesetzlicher Grundlage erforderlich ist und sich die Berechtigung zur 
Einsicht aufgrund eines Landesgesetzes und aus der Kategorisierung ergibt. Der 
Umfang der Leseberechtigung richtet sich nach der Leistungskategorisierung. 
Alle über das Transparenzportal abgerufenen Daten dürfen ausschließlich zur 
Erfüllung des Überprüfungszweckes (§ 2 Z 4) verwendet werden und unterliegen 
der Geheimhaltung. Anzeigen von Leistungen aus einem als „sensibel“ 
gekennzeichneten Leistungsangebot im Sinne des § 21 Abs. 1 Z 3 dürfen nur 
unter der Voraussetzung des § 22 Abs. 5 erfolgen. 

Leistungsangebotes der Länder auf landesgesetzlicher Grundlage erforderlich ist 
und sich die Berechtigung zur Einsicht aufgrund eines Landesgesetzes und aus der 
Kategorisierung ergibt. Abfrageberechtigten Stellen eines Landes steht die Einsicht 
in Bundes- und Landesdaten auch in jenem Zeitraum zu, für welchen es sich zu 
umfassenden Leistungsmitteilungen in die Transparenzdatenbank verpflichtet hat. 
Der Umfang der Leseberechtigung richtet sich nach der Leistungskategorisierung. 
Alle über das Transparenzportal abgerufenen Daten dürfen ausschließlich zur 
Erfüllung des Überprüfungszweckes (§ 2 Z 4) verwendet werden und unterliegen 
der Geheimhaltung. Anzeigen von Leistungen aus einem als „sensibel“ 
gekennzeichneten Leistungsangebot im Sinne des § 21 Abs. 1 Z 3 dürfen nur unter 
der Voraussetzung des § 22 Abs. 5 erfolgen. 

(7) Zum Zweck der Kontrolle der Richtigkeit der mitgeteilten Daten erhält 
jede leistende Stelle oder deren Dienstleister im Sinne des § 23 Abs. 2 letzter 
Satz die Leseberechtigung zur Abfrage der von ihr selbst mitgeteilten Daten. 

(7) Zum Zweck der Kontrolle der Richtigkeit der mitgeteilten Daten erhält 
jede leistende Stelle oder deren Dienstleister im Sinne des § 23 Abs. 2 dritter Satz 
die Leseberechtigung zur Abfrage der von ihr selbst mitgeteilten Daten. 

(8) bis (10) … (8) bis (10) … 

Artikel 10 
Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes 

Artikel 10 
Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes 

Zollrecht Zollrecht 

§ 1. (1) Das Zollrecht der Europäischen Union ist im Anwendungsgebiet 
nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes durchzuführen. 

§ 1. (1) Das Zollrecht ist im Anwendungsgebiet nach Maßgabe dieses 
Bundesgesetzes durchzuführen. 

(2) Das Zollrecht der Europäischen Union umfasst alle von den 
zuständigen Organen der Europäischen Union angenommenen und in Kraft 
getretenen Rechtsakte, einschließlich der von der Europäischen Union 
angenommenen völkerrechtlichen Vereinbarungen, welche jeweils 
Bestimmungen über Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben enthalten, insbesondere 

(2) Das Zollrecht umfasst die zollrechtlichen Vorschriften der Europäischen 
Union, dieses Bundesgesetz und die in Durchführung dieses Bundesgesetzes 
ergangenen Verordnungen, soweit sie sich auf die Einfuhr oder Ausfuhr von Waren 
beziehen. 

 1. die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. EG Nr. L 302 
vom 19. Oktober 1992, S. 1 (Zollkodex - ZK), 

 

 2. die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 
mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 
des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. EG 
Nr. L 253 vom 11. Oktober 1993, S. 1 (Zollkodex-
Durchführungsverordnung - ZK-DVO), 

 

896 der B
eilagen X

X
V

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

43 von 131

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  44 von 131 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 3. die Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 des Rates vom 16. November 2009 
über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, ABl. der 
Europäischen Union Nr. L 324 vom 10. Dezember 2009, S. 23 
(Zollbefreiungsverordnung – ZBefrVO), 

 

 4. die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über 
die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen 
Zolltarif, ABl. EG Nr. L 256 vom 7. September 1987, S. 1 (KN-VO). 

 

(3) … (3) … 
 

(4) Soweit die nach Bestimmungen des Zollkodex der Union, Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 
10.10.2013 S. 1 (Zollkodex), in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 
29.10.2013 S. 90, ergehenden Verordnungen der Europäischen Kommission noch 
innerstaatlicher Regelungen zu ihrer Anwendung und Durchführung bedürfen, sind 
diese Regelungen vom Bundesminister für Finanzen mit Verordnung zu treffen. 

§ 2. (1) Das im § 1 genannte Zollrecht der Union, dieses Bundesgesetz und 
die in Durchführung dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen sowie die 
allgemeinen abgabenrechtlichen Vorschriften und das in Österreich anwendbare 
Völkerrecht, soweit sie sich auf Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben beziehen 
(Zollrecht im Sinn des Artikels 1 des Zollkodex), gelten weiters in allen nicht 
vom Zollkodex erfaßten unionsrechtlich und innerstaatlich geregelten 
Angelegenheiten des Warenverkehrs über die Grenzen des Anwendungsgebietes, 
einschließlich der Erhebung von Abgaben (sonstige Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben) und anderen Geldleistungen, soweit in diesem Bundesgesetz 
oder in den betreffenden Rechtsvorschriften die Vollziehung der Zollverwaltung 
übertragen und nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist. 

§ 2. (1) Das im § 1 genannte Zollrecht sowie die allgemeinen 
abgabenrechtlichen Vorschriften und das in Österreich anwendbare Völkerrecht, 
soweit sie sich auf die Einfuhr oder Ausfuhr von Waren beziehen, gelten weiters in 
allen nicht vom Zollkodex erfaßten unionsrechtlich und innerstaatlich geregelten 
Angelegenheiten des Warenverkehrs über die Grenzen des Anwendungsgebietes, 
einschließlich der Erhebung von Abgaben (sonstige Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben) und anderen Geldleistungen, soweit in diesem Bundesgesetz 
oder in den betreffenden Rechtsvorschriften die Vollziehung der Zollverwaltung 
übertragen und nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist. 

(2) Das Zollrecht gilt sinngemäß für den Warenverkehr zwischen Teilen des 
Zollgebietes der Union, in denen die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, ABl. EG 
Nr. L 347 vom 11. Dezember 2006, S. 1, keine Anwendung findet, und anderen 
Teilen des Zollgebietes der Union, in denen die vorgenannten Vorschriften 
anwendbar sind, wenn dieser Warenverkehr für steuerliche Zwecke wie eine 
Einfuhr oder Ausfuhr zu behandeln ist. Im Hinblick auf Artikel 26 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union besteht jedoch keine 
Gestellungspflicht und sind Kontrollen in systematischer Form unzulässig. 

 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
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§ 2a. (1) Für sonstige Eingangsabgaben gelten diejenigen zollrechtlichen 
Vorschriften nicht, denen zufolge eine Zollschuld 

§ 2a. (1) Im Fall der zentralen Zollabwicklung (Art. 179 des Zollkodex) gelten 
für sonstige Eingangsabgaben diejenigen zollrechtlichen Vorschriften nicht, denen 
zufolge eine Zollschuld 

 a) im Anwendungsgebiet entsteht oder erhoben wird, obwohl sich die 
Ware bei Entstehen der Zollschuld in einem anderen Mitgliedstaat 
befindet, oder 

 a) im Anwendungsgebiet entsteht oder erhoben wird, obwohl sich die Ware 
bei Entstehen der Zollschuld in einem anderen Mitgliedstaat befindet, oder 

 b) in einem anderen Mitgliedstaat entsteht oder erhoben wird, obwohl sich 
die Ware bei Entstehen der Zollschuld im Anwendungsgebiet befindet. 

 b) in einem anderen Mitgliedstaat entsteht oder erhoben wird, obwohl sich die 
Ware bei Entstehen der Zollschuld im Anwendungsgebiet befindet. 

Davon ausgenommen sind Anwendungsfälle des Artikels 215 Abs. 4 ZK. Davon ausgenommen sind Anwendungsfälle des Art. 87 Abs. 4 des Zollkodex. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) In den Fällen des Abs. 1 kann der nach Artikel 2 Abs. 3 des Beschlusses 
des Rates vom 29. September 2000 über das System der Eigenmittel der 
Europäischen Gemeinschaften, ABl. EG Nr. L 253 vom 7. Oktober 2000, S 42, 
an Erhebungskosten von den Mitgliedstaaten einzubehaltende Betrag von 25% 
der Eigenmittel auf die am Zollverfahren beteiligten Mitgliedstaaten aufgeteilt 
werden. Bei den dazu mit anderen Mitgliedstaaten zu treffenden 
Verwaltungsabsprachen ist für das Ausmaß der Aufteilung auf den im 
Anwendungsgebiet entstehenden Verwaltungsaufwand Bedacht zu nehmen. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 kann der nach Artikel 2 Abs. 3 des Beschlusses 
2007/436/EG, Euratom über das System der Eigenmittel der Europäischen 
Gemeinschaften, ABl. Nr. L 163 vom 23.06.2007 S. 17, an Erhebungskosten von 
den Mitgliedstaaten einzubehaltende Betrag der Eigenmittel auf die am 
Zollverfahren beteiligten Mitgliedstaaten aufgeteilt werden. Bei den dazu mit 
anderen Mitgliedstaaten zu treffenden Verwaltungsabsprachen ist für das Ausmaß 
der Aufteilung auf den im Anwendungsgebiet entstehenden Verwaltungsaufwand 
Bedacht zu nehmen. 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 4. (1) Die im Artikel 4 ZK enthaltenen Begriffsbestimmungen gelten auch 
in den nicht unmittelbar den Zollkodex betreffenden Bestimmungen des 
Zollrechts. 

§ 4. (1) Die im Art. 5 des Zollkodex oder anderen zollrechtlichen Vorschriften 
der Europäischen Union enthaltenen Begriffsbestimmungen gelten auch in den 
nicht unmittelbar den Zollkodex betreffenden Bestimmungen des Zollrechts. 

(2) Im übrigen bedeutet im Zollrecht (2) Im übrigen bedeutet im Zollrecht 

 1. „Abfertigung“ die Gesamtheit der Amtshandlungen, die erforderlich 
sind, um Waren am Amtsplatz oder an einem zugelassenen Warenort 
(Z 18) einem Zollverfahren oder einer sonstigen zollrechtlichen 
Bestimmung zuzuführen, einschließlich der Prüfung summarischer 
Anmeldungen und der in vorübergehender Verwahrung befindlichen 
Waren; 

 1. „Abfertigung“ die Gesamtheit der Amtshandlungen, die erforderlich sind, 
um Waren am Amtsplatz, oder an einem zugelassenen Warenort (Z 18), 
einem Zollverfahren, einer Verwertung nach Titel 5 Kapitel 4 des 
Zollkodex oder der Wiederausfuhr zuzuführen, einschließlich der Prüfung 
summarischer Anmeldungen und der Prüfung in vorübergehender 
Verwahrung befindlichen Waren; 

 2. …  2. … 

 3. „Besitz“ jegliche Form der Innehabung einer Ware;  

 4. bis 11. …  4. bis 11. … 

 12. „Zollorgane“ die Organe der Zollverwaltung, soweit sie in Vollziehung  12. „Zollorgane“ die Organe der Zollverwaltung, soweit sie in Vollziehung des 
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des Zollrechts oder in Ausübung der Dienstaufsicht oder Fachaufsicht 
bei der Vollziehung des Zollrechts tätig werden; 

Zollrechts und der in § 6 weiters genannten Aufgaben oder in Ausübung 
der Dienstaufsicht oder Fachaufsicht bei der Vollziehung des Zollrechts 
und der in § 6 weiters genannten Aufgaben tätig werden; 

 13. bis 15. …  13. bis 15. … 

 16. „Vorbereitung“ die Beförderung von richtig erklärten, nicht verbotenen 
Waren in einem Zoll- oder Verbrauchsteuerverfahren unter Zoll- oder 
Steueraussetzung oder unter zollamtlicher Überwachung nach Artikel 82 
ZK, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass ein 
Verhalten gesetzt wird, das darauf abzielt und geeignet ist, die 
betroffenen Waren dem Verfahren zu entziehen. 

 16. „Vorbereitung“ die Beförderung von richtig erklärten, nicht verbotenen 
Waren in einem Zoll- oder Verbrauchsteuerverfahren unter Zoll- oder 
Steueraussetzung oder unter zollamtlicher Überwachung nach Art. 254 des 
Zollkodex, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass ein 
Verhalten gesetzt wird, das darauf abzielt und geeignet ist, die betroffenen 
Waren dem Verfahren zu entziehen. 

 17. …  17. … 

 18. „Zugelassener Warenort“ jede nicht zum Amtsplatz einer Zollstelle 
gehörige, von den Zollbehörden zugelassene Örtlichkeit, an der Waren 
gestellt, einem Zollverfahren oder einer sonstigen zollrechtlichen 
Bestimmung zugeführt werden können. 

 18. „Zugelassener Warenort“ jede nicht zum Amtsplatz einer Zollstelle 
gehörige, von den Zollbehörden zugelassene Örtlichkeit, an der Waren 
gestellt, einem Zollverfahren oder der Wiederausfuhr, der Vernichtung 
oder Zerstörung sowie der Aufgabe zugunsten der Staatskasse zugeführt 
werden können. 

  19. „Verbote und Beschränkungen“ je nach Zusammenhang auch 
handelspolitische Maßnahmen. 

§ 8. (1) … § 8. (1) … 

(2) Sofern sich im Rahmen der Verpflichtungen der Zollorgane zur 
Verhinderung von Zollzuwiderhandlungen die Verpflichtung zur Abwehr 
gefährlicher Angriffe nach § 16 des Sicherheitspolizeigesetzes ergibt, sind die 
zuständigen Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes unverzüglich davon in 
Kenntnis zu setzen. § 84 der Strafprozessordnung bleibt unberührt. 

(2) Sofern sich im Rahmen der Verpflichtungen der Zollorgane zur 
Verhinderung von Zollzuwiderhandlungen die Verpflichtung zur Abwehr 
gefährlicher Angriffe nach § 16 des Sicherheitspolizeigesetzes ergibt, sind die 
zuständigen Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes unverzüglich davon in 
Kenntnis zu setzen. § 78 der Strafprozessordnung bleibt unberührt. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 

Öffnungszeiten Öffnungszeiten 

§ 10. (1) Waren können vorbehaltlich der Abs. 2 bis 4 auf den Amtsplätzen 
der Zollstellen nur während der Öffnungszeiten der Zollstellen gestellt und 
abgefertigt werden. Die Öffnungszeiten sind von den Zollämtern zu bestimmen 
und durch Anschlag am Amtsplatz kundzumachen. Dabei sind bei an der 
Zollgrenze gelegenen Zollstellen die Öffnungszeiten der gegenüberliegenden 
Zollstellen des Drittstaates, bei Zollstellen für den Eisenbahn-, Post-, Schiffs- 
oder Luftverkehr die Bedürfnisse dieser Verkehre zu berücksichtigen; außerdem 
können unterschiedliche Öffnungszeiten für verschiedene Arten des Verfahrens 

§ 10. (1) Waren können vorbehaltlich der Abs. 2 bis 4 auf den Amtsplätzen der 
Zollstellen nur während der Öffnungszeiten der Zollstellen gestellt und abgefertigt 
werden. Die Öffnungszeiten sind von den Zollämtern zu bestimmen und durch 
Anschlag am Amtsplatz kundzumachen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorgesehen werden. 

(2) … (2) … 

(3) Die Gestellung und Anmeldung von Waren durch andere Form der 
Willensäußerung (Artikel 233 ZK-DVO) ist auch außerhalb der Öffnungszeiten 
zulässig. 

 

(4) … (4) … 

Amtsplatz Amtsplatz und zugelassene Warenorte 

§ 11. (1) bis (6) … § 11. (1) bis (6) … 

(7) Die Zollstellen bewilligen Wirtschaftsbeteiligten die Gestellung und 
Abfertigung von Waren an zugelassenen Warenorten, wenn Anmeldungen oder 
Mitteilungen im Informatikverfahren abgegeben werden, die notwendigen 
Einrichtungen zur Durchführung von Informatikverfahren und von 
Zollkontrollen vorhanden sind und der über die Örtlichkeit 
Verfügungsberechtigte Gewähr für die Einhaltung der Zollvorschriften bietet. 

(7) Die Zollstellen bewilligen Wirtschaftsbeteiligten nach Maßgabe der 
zollrechtlichen Vorschriften dauerhaft die Gestellung und Abfertigung von Waren 
an zugelassenen Warenorten, wenn Anmeldungen oder Mitteilungen im 
Informatikverfahren abgegeben werden, die notwendigen Einrichtungen zur 
Durchführung von Informatikverfahren und von Zollkontrollen vorhanden sind. 

(8) Ist aus rechtlichen Gründen die Abgabe einer Anmeldung oder 
Mitteilung im Informatikverfahren nicht möglich, können die Zollstellen 
fallweise über Ansuchen Abfertigungen außerhalb des Amtsplatzes bewilligen, 
wenn dies nach dem Personalstand und Dienstbetrieb der Zollstelle ohne 
Beeinträchtigung des laufenden Abfertigungsdienstes möglich ist. Für die Dauer 
der Amtshandlungen gilt der Ort der bewilligten Abfertigung auch ohne die 
Voraussetzungen des Abs. 7 als zugelassener Warenort. 

(8) Ist aus rechtlichen Gründen die Abgabe einer Anmeldung oder Mitteilung 
im Informatikverfahren nicht möglich, können die Zollstellen fallweise über 
Ansuchen die Gestellung und Abfertigung außerhalb des Amtsplatzes bewilligen, 
wenn dies nach dem Personalstand und Dienstbetrieb der Zollstelle ohne 
Beeinträchtigung des laufenden Abfertigungsdienstes möglich ist. Für die Dauer 
der Amtshandlungen gilt der Ort der bewilligten Abfertigung auch ohne die 
Voraussetzungen des Abs. 7 als zugelassener Warenort. 

(9) Der Bundesminister für Finanzen kann zur Erleichterung des 
Warenverkehrs mit Verordnung die Voraussetzungen festlegen, unter denen 
fallweise über Antrag die Durchführung von Amtshandlungen außerhalb des 
Amtsplatzes bewilligt werden kann, wenn dies nach dem Personalstand und 
Dienstbetrieb der Zollstelle ohne Beeinträchtigung des laufenden 
Abfertigungsdienstes möglich ist. Für die Dauer der bewilligten 
Amtshandlungen gilt der Ort ihrer Durchführung als bewilligter Warenort. 

(9) Der Bundesminister für Finanzen kann zur Erleichterung des 
Warenverkehrs mit Verordnung die Voraussetzungen festlegen, unter denen 
fallweise über Antrag die Durchführung von Amtshandlungen außerhalb des 
Amtsplatzes bewilligt werden kann, wenn dies nach dem Personalstand und 
Dienstbetrieb der Zollstelle ohne Beeinträchtigung des laufenden 
Abfertigungsdienstes möglich ist. Für die Dauer der bewilligten Amtshandlungen 
gilt der Ort ihrer Durchführung als zugelassener Warenort. 

Beistellung von Räumlichkeiten und Anlagen für Zollstellen Beistellung von Räumlichkeiten und Anlagen für Zollstellen 

§ 13. (1) Die dem grenzüberschreitenden Personen- und Warenverkehr, 
einschließlich Postverkehr, oder dem öffentlichen Warenumschlag dienenden 
Einrichtungen sind verpflichtet, in ihren Betriebsstätten die erforderlichen 
Abfertigungsraume, Lagerräume, Lagerplätze und Anlagen sowie deren 

§ 13. (1) Die dem grenzüberschreitenden Personen- und Warenverkehr, 
einschließlich Postverkehr, oder dem öffentlichen Warenumschlag dienenden 
Einrichtungen sind verpflichtet, in ihren Betriebsstätten die erforderlichen 
Abfertigungsraume, Lagerräume, Lagerplätze und Anlagen sowie deren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einrichtung für die dort eingerichteten Zollstellen bereitzustellen. Die genannten 
Einrichtungen haben weiters diesen Zollstellen die Amtsräume und die für die 
Zollorgane notwendigen Aufenthalts- und Übernachtungsräume, samt den 
Nebenräumen, in der entsprechenden Anzahl, Größe und Ausstattung zur 
Verfügung zu stellen und für eine zur zweckmäßigen und einfachen 
Durchführung der Aufgaben dieser Zollstellen erforderlichen Lage aller dieser 
Räume, Plätze und Anlagen im Rahmen der technischen Möglichkeiten zu 
sorgen. Wird zwischen dem Verpflichteten und der Zollverwaltung keine 
Einigung erzielt, so hat der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr über Bestehen und 
Ausmaß der Verpflichtung mit Bescheid abzusprechen. Die Verpflichtungen 
nach dem ersten und zweiten Satz schließen die Verpflichtung ein, die Räume, 
Plätze und Anlagen in gutem Zustand zu erhalten und für ihre Reinigung, 
Beheizung, Beleuchtung und Belüftung sowie für die sonst zu ihrer 
Benutzbarkeit erforderlichen Leistungen zu sorgen. 

Einrichtung für die dort eingerichteten Zollstellen bereitzustellen. Die genannten 
Einrichtungen haben weiters diesen Zollstellen die Amtsräume und die für die 
Zollorgane notwendigen Aufenthalts- und Übernachtungsräume, samt den 
Nebenräumen, in der entsprechenden Anzahl, Größe und Ausstattung zur 
Verfügung zu stellen und für eine zur zweckmäßigen und einfachen Durchführung 
der Aufgaben dieser Zollstellen erforderlichen Lage aller dieser Räume, Plätze und 
Anlagen im Rahmen der technischen Möglichkeiten zu sorgen. Wird zwischen dem 
Verpflichteten und der Zollverwaltung keine Einigung erzielt, so hat der 
Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie über Bestehen und Ausmaß der Verpflichtung 
mit Bescheid abzusprechen. Die Verpflichtungen nach dem ersten und zweiten Satz 
schließen die Verpflichtung ein, die Räume, Plätze und Anlagen in gutem Zustand 
zu erhalten und für ihre Reinigung, Beheizung, Beleuchtung und Belüftung sowie 
für die sonst zu ihrer Benutzbarkeit erforderlichen Leistungen zu sorgen. 

(2) … (2) … 

Zollstraßen Zollstraßen 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 

(2) Zollstraßen sind die nachstehend genannten Verkehrswege zwischen der 
Zollgrenze und der an diesem Verkehrsweg gelegenen Zollstelle, bei der die 
Verpflichtung nach Artikel 38 Abs. 1 Buchstabe a ZK zu erfüllen ist: 

(2) Zollstraßen sind die nachstehend genannten Verkehrswege zwischen der 
Zollgrenze und der an diesem Verkehrsweg gelegenen Zollstelle, bei der die 
Verpflichtung nach Art. 135 Abs. 1 des Zollkodex zu erfüllen ist: 

 1. öffentliche Eisenbahnlinien, die über die Zollgrenze führen;  1. öffentliche Eisenbahnlinien, die über die Zollgrenze führen; 

 2. öffentliche Häfen und Länden an Gewässern, durch die die Zollgrenze 
verläuft, sowie ihre Zufahrten; 

 2. öffentliche Häfen und Länden an Gewässern, durch die die Zollgrenze 
verläuft, sowie ihre Zufahrten; 

 3. Land- und Wasserstraßen, die über die Zollgrenze führen und an denen 
eine Zollstelle errichtet ist; diese Straßen sind von dem für den örtlichen 
Bereich zuständigen Zollamt kundzumachen und, wenn ihr Verlauf 
ansonsten unklar wäre, durch Tafeln zu kennzeichnen. 

 3. Land- und Wasserstraßen, die über die Zollgrenze führen und an denen 
eine Zollstelle errichtet ist; diese Straßen sind von dem für den örtlichen 
Bereich zuständigen Zollamt kundzumachen und, wenn ihr Verlauf 
ansonsten unklar wäre, durch Tafeln zu kennzeichnen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Das Zollamt kann für Zeiten geringen Verkehrs die Verbringung von 
Waren Über die Zollgrenze auf Zollstraßen im Sinn des Abs. 2 Nr. 3 untersagen 
oder dort nur den Grenzübertritt mit Waren zulassen, die durch andere Formen 
der Willensäußerung (Artikel 233 ZK-DVO) angemeldet werden können und 
keinen Verboten und Beschränkungen unterliegen, wenn den Bedürfnissen des 

(5) Das Zollamt kann für Zeiten geringen Verkehrs die Verbringung von 
Waren Über die Zollgrenze auf Zollstraßen im Sinn des Abs. 2 Nr. 3 untersagen 
oder dort nur den Grenzübertritt mit Waren zulassen, die aufgrund des Zollrechts 
durch andere Formen der Willensäußerung angemeldet werden können und keinen 
Verboten und Beschränkungen unterliegen, wenn den Bedürfnissen des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
grenzüberschreitenden Verkehrs über nahegelegene andere Zollstraßen oder 
Nebenwege ausreichend Rechnung getragen ist. Solche Verordnungen sind 
durch Anschlag an der betreffenden Zollstraße und beim Gemeindeamt der 
Ortsgemeinde, in deren Gebiet sich die Zollstraße befindet, kundzumachen. 

grenzüberschreitenden Verkehrs über nahegelegene andere Zollstraßen oder 
Nebenwege ausreichend Rechnung getragen ist. Solche Verordnungen sind durch 
Anschlag an der betreffenden Zollstraße und beim Gemeindeamt der Ortsgemeinde, 
in deren Gebiet sich die Zollstraße befindet, kundzumachen. 

Nebenwegverkehr Nebenwegverkehr 

§ 21. (1) Außerhalb von Zollstraßen ist der Verkehr über die Zollgrenze 
(Nebenwegverkehr) zulässig für 

§ 21. (1) Außerhalb von Zollstraßen ist der Verkehr über die Zollgrenze 
(Nebenwegverkehr) zulässig für 

 a) Reisende, die nur Waren mit sich führen, die durch andere Formen der 
Willensäußerung (Artikel 233 ZK-DVO) angemeldet werden können und 
keinen Verboten und Beschränkungen unterliegen, unter Einhaltung der 
vom Zollamt bestimmten Überwachungsmaßnahmen; 

 a) Reisende, die nur Waren mit sich führen, die aufgrund des Zollrechts durch 
andere Formen der Willensäußerung angemeldet werden können und 
keinen Verboten und Beschränkungen unterliegen, unter Einhaltung der 
vom Zollamt mittels Verordnung bestimmten Überwachungsmaßnahmen; 

 b) und c) …  b) und c) … 

 d) Luftfahrzeuge im Sinne des § 31 Abs. 1 Z 3 sowie die von ihnen oder 
ihrer Besatzung mitgeführten Waren, letztere nur unter der 
Voraussetzung, dass sie durch andere Form der Willensäußerung 
(Artikel 233 ZK-DVO) angemeldet werden können und keinen Verboten 
und Beschränkungen unterliegen. Die nähere Vorgangsweise zur 
Durchführung dieses Nebenwegverkehrs wird durch Verordnung des 
Bundesministers für Finanzen festgelegt. 

 d) Luftfahrzeuge im Sinne des § 31 Abs. 1 Z 3 sowie die von ihnen oder ihrer 
Besatzung mitgeführten Waren, letztere nur unter der Voraussetzung, dass 
sie durch aufgrund des Zollrechts andere Form der Willensäußerung 
angemeldet werden können und keinen Verboten und Beschränkungen 
unterliegen. Die nähere Vorgangsweise zur Durchführung dieses 
Nebenwegverkehrs wird durch Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen festgelegt. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Führung von Aufzeichnungen Führung von Aufzeichnungen 

§ 23. (1) Personen, § 23. (1) Unbeschadet Art. 51 des Zollkodex treffen Personen, 

 1. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit als 
Abgabepflichtige oder Haftende (§ 77 BAO) hinsichtlich von Einfuhr- 
oder Ausfuhrabgaben in Betracht kommen oder sonst am Warenverkehr 
über die Grenze des Anwendungsgebietes hinsichtlich der der 
zollamtlichen Überwachung unterliegenden Waren beteiligt sind oder 

 1. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit als 
Abgabepflichtige oder Haftende (§ 77 BAO) hinsichtlich von Einfuhr- oder 
Ausfuhrabgaben in Betracht kommen oder sonst am Warenverkehr über 
die Grenze des Anwendungsgebietes hinsichtlich der der zollamtlichen 
Überwachung unterliegenden Waren beteiligt sind oder 

 2. denen im Rahmen des Zollrechts Begünstigungen oder 
Verfahrenserleichterungen zustehen, die an ein Verhalten dieser 
Personen gebunden sind, oder 

 2. denen im Rahmen des Zollrechts Begünstigungen oder 
Verfahrenserleichterungen zustehen, die an ein Verhalten dieser Personen 
gebunden sind, oder 

 3. die die Erteilung eines Nachweises zur Anwendung von 
Zollpräferenzmaßnahmen (Präferenznachweis) beantragen oder einen 
solchen oder eine Lieferantenerklärung ausstellen, oder 

 3. die die Erteilung eines Nachweises zur Anwendung von 
Zollpräferenzmaßnahmen (Präferenznachweis) beantragen oder einen 
solchen oder eine Lieferantenerklärung ausstellen, oder 

 4. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit im  4. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit im Auftrag 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Auftrag der Zollbehörden Waren, die der zollamtlichen Überwachung 
unterliegen, zur Aufbewahrung, Bearbeitung oder Veräußerung 
übernehmen, 

der Zollbehörden Waren, die der zollamtlichen Überwachung unterliegen, 
zur Aufbewahrung, Bearbeitung oder Veräußerung übernehmen, 

treffen besondere Aufzeichnungspflichten. besondere Aufzeichnungspflichten. 

(2) Die in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Personen haben alle Belege über die 
Durchführung des Zollverfahrens, die von der Zollbehörde mit Mitteln der 
Datenverarbeitung übermittelten Daten und ihre die zollrechtlich bedeutsamen 
Vorgänge betreffenden kaufmännischen und sonstigen Belege (wie 
Handelsrechnungen, Frachtrechnungen, Präferenznachweise, 
Lieferantenerklärungen) sowie die diesbezüglichen Bücher und Aufzeichnungen 
nach einer zeitlichen und sachlichen Ordnung so zu bezeichnen und durch drei 
Jahre aufzubewahren, daß deren Vollständigkeit und Zusammengehörigkeit ohne 
besonderen Aufwand und ohne wesentliche zeitliche Verzögerung festgestellt 
werden kann. Werden Belege einem anderen weitergegeben, so ist dies in den 
Aufzeichnungen festzuhalten; von Belegen, die in das Ausland weitergegeben 
werden, sind Kopien aufzubewahren. Für die in Abs. 1 Z 4 genannten Personen 
gelten die vorstehenden Sätze im Hinblick auf die ihnen zur Verfügung 
stehenden zollrechtlichen, kaufmännischen und sonstigen Belege. 

(2) Die in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Personen haben alle Belege über die 
Durchführung des Zollverfahrens, die von der Zollbehörde mit Mitteln der 
Datenverarbeitung übermittelten Daten und ihre die zollrechtlich bedeutsamen 
Vorgänge betreffenden kaufmännischen und sonstigen Belege (wie 
Handelsrechnungen, Frachtrechnungen, Präferenznachweise, 
Lieferantenerklärungen) sowie die diesbezüglichen Bücher und Aufzeichnungen 
nach einer zeitlichen und sachlichen Ordnung so zu bezeichnen und fünf Jahre 
aufzubewahren, daß deren Vollständigkeit und Zusammengehörigkeit ohne 
besonderen Aufwand und ohne wesentliche zeitliche Verzögerung festgestellt 
werden kann. Werden Belege einem anderen weitergegeben, so ist dies in den 
Aufzeichnungen festzuhalten; von Belegen, die in das Ausland weitergegeben 
werden, sind Kopien aufzubewahren. Für die in Abs. 1 Z 4 genannten Personen 
gelten die vorstehenden Sätze im Hinblick auf die ihnen zur Verfügung stehenden 
zollrechtlichen, kaufmännischen und sonstigen Belege. 

(2a) bis (5) … (2a) bis (5) … 

Nachschauen Nachschauen 

§ 24. (1) In Ausübung der Zollaufsicht sind die Zollbehörden befugt, bei 
den in § 23 Abs. 1 genannten Personen und bei anderen Personen, bei welchen 
nach dem Unionsrecht Kontrollen zulässig sind, Nachschauen (§§ 144 bis 146 
BAO) vorzunehmen. Die Nachschau kann die Einsichtnahme in die 
betrieblichen oder sonstigen Aufzeichnungen und Belege über zollrechtlich 
bedeutsame Vorgänge, die Kontrolle von Waren und die Kontrolle und 
Untersuchung von im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzten 
Umschließungen und Beförderungsmitteln einschließen. Für die Kontrolle von 
Waren gelten die Bestimmungen des Unionsrechts über die Beschau. 

§ 24. (1) In Ausübung der Zollaufsicht sind die Zollbehörden befugt, bei den 
in § 23 Abs. 1 genannten Personen und bei anderen Personen, bei welchen nach 
dem Unionsrecht Kontrollen zulässig sind, Nachschauen (§§ 144 bis 146 BAO) 
vorzunehmen. Die Nachschau kann die Einsichtnahme in die betrieblichen oder 
sonstigen Aufzeichnungen und Belege über zollrechtlich bedeutsame Vorgänge, die 
Kontrolle von Waren und die Kontrolle und Untersuchung von im 
grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzten Umschließungen und 
Beförderungsmitteln einschließen. Für die Kontrolle von Waren gelten die 
Bestimmungen des Unionsrechts. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Beschlagnahme von Waren Beschlagnahme von Waren und Geschäftsunterlagen 

§ 26. (1) bis (5) … § 26. (1) bis (5) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Nämlichkeitszeichen, Zollverschluß Nämlichkeitszeichen, Zollverschluß 

§ 27. (1) Zur Ausübung der zollamtlichen Überwachung können Waren mit 
Nämlichkeitszeichen versehen oder unter Verschluß gelegt werden. 
Ausländische Zollverschlüsse sowie private Verschlüsse können statt eigener 
Verschlüsse anerkannt werden, wenn sie dieselbe Sicherung gewährleisten, und 
sind sodann den Verschlüssen im Sinn des ersten Satzes gleichgestellt. 

§ 27. (1) Zur Ausübung der zollamtlichen Überwachung können Waren mit 
Nämlichkeitszeichen versehen oder unter Verschluß gelegt werden. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Überwachung bei öffentlichen Beförderungsunternehmen Überwachung bei öffentlichen Beförderungsunternehmen 

§ 30. (1) … § 30. (1) … 

(2) Die der gewerbsmäßigen Beförderung von Personen oder Waren über 
die Zollgrenze dienenden Unternehmen sind verpflichtet, den Zollstellen und 
Zollorganen über Aufforderung für Zwecke der Ausübung der Zollaufsicht 
Auskünfte über ihnen vorliegende Daten wie Name, Herkunft und Bestimmung 
der beförderten Personen sowie über Herkunft, Bestimmung, Versender und 
Empfänger der beförderten Waren zu geben und den Zollorganen Einblick in die 
diesbezüglich vorhandenen Aufzeichnungen zu gestatten, selbst wenn diese 
automationsunterstützt geführt werden. 

(2) Die der gewerbsmäßigen Beförderung von Personen oder Waren über die 
Zollgrenze dienenden Unternehmen sind verpflichtet, den Zollstellen und 
Zollorganen über Aufforderung für Zwecke der Ausübung der Zollaufsicht 
Auskünfte über ihnen vorliegende Daten wie Name, Herkunft und Bestimmung der 
beförderten Personen sowie über Herkunft, Bestimmung, Versender und Empfänger 
der beförderten Waren, für die keine summarische Eingangsanmeldung gemäß 
Art. 127 des Zollkodex abgegeben wurde, zu geben. Werden die Daten 
automationsunterstützt verarbeitet haben diese Unternehmen den Zollorganen auf 
automationsunterstütztem Weg im Wege eines elektronischen Zugangs 
Einsichtnahme in die diesbezüglich automationsunterstützten Aufzeichnungen zu 
gestatten. 

Überwachung im Luftverkehr Überwachung im Luftverkehr 

§ 31. (1) und (2) … § 31. (1) und (2) … 

(3) Von Notlandungen, Notabwürfen und Notabsprüngen ist die 
nächstgelegene Zollstelle, allenfalls im Weg der nächstgelegenen Dienststelle 
der Zollverwaltung, der Sicherheitsbehörden, der Bundespolizei, zu 
verständigen. Zur Wahrung der zollamtlichen Überwachung sind einschreitende 
Zoll- oder Sicherheitsorgane befugt, in die die Waren betreffenden 
Aufzeichnungen Einsicht zu nehmen und das Luftfahrzeug und die Waren unter 
Aufsicht zu nehmen. 

(3) Von Notlandungen, Notabwürfen und Notabsprüngen ist die 
nächstgelegene Zollstelle, allenfalls im Weg der nächstgelegenen Dienststelle der 
Zollverwaltung, der Sicherheitsbehörden oder der Bundespolizei, zu verständigen. 
Zur Wahrung der zollamtlichen Überwachung sind einschreitende Zoll- oder 
Sicherheitsorgane befugt, in die die Waren betreffenden Aufzeichnungen Einsicht 
zu nehmen und das Luftfahrzeug und die Waren unter Aufsicht zu nehmen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Überwachung im Schiffsverkehr Überwachung im Schiffsverkehr 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 
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(2) Der Schiffsführer hat die nächstgelegene Dienststelle der 
Zollverwaltung, der Sicherheitsbehörden, der Bundespolizei von Vorgängen im 
Sinn des Abs. 1 unverzüglich zu verständigen. 

(2) Der Schiffsführer hat die nächstgelegene Dienststelle der Zollverwaltung, 
der Sicherheitsbehörden oder der Bundespolizei von Vorgängen im Sinn des Abs. 1 
unverzüglich zu verständigen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Nichtgemeinschaftswaren, einschließlich solche aus dem 
Schiffsproviant, dürfen vor dem ersten Anlegen und nach dem letzten Ablegen 
im Zollgebiet an Reisende (Passagiere und Besatzungsmitglieder) abgegeben 
werden. Bei der Einreise sind diese Waren, sofern sie nicht verbraucht sind, vom 
Reisenden beim ersten Anlegen dem Zollamt zu gestellen, sofern im Zollrecht 
keine Ausnahme zugelassen ist. 

(5) Nicht-Unionswaren, einschließlich solche aus dem Schiffsproviant, dürfen 
vor dem ersten Anlegen und nach dem letzten Ablegen im Zollgebiet an Reisende 
(Passagiere und Besatzungsmitglieder) abgegeben werden. Bei der Einreise sind 
diese Waren, sofern sie nicht verbraucht sind, vom Reisenden beim ersten Anlegen 
dem Zollamt zu gestellen, sofern im Zollrecht keine Ausnahme zugelassen ist. 

(6) … (6) … 

Besondere Verkehrsbeschränkungen Besondere Verkehrsbeschränkungen 

§ 33. (1) Die Bundesregierung kann für Teile des Anwendungsgebietes 
besondere Verkehrsbeschränkungen anordnen, wenn dort der Schmuggel in 
bedrohlicher Weise überhand genommen hat. 

§ 33. (1) Die Bundesregierung kann für Teile des Anwendungsgebietes 
besondere Verkehrsbeschränkungen anordnen, wenn dort der Schmuggel (§ 35 
FinStrG) in bedrohlicher Weise überhand genommen hat. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Vorgehen bei Zuwiderhandlungen Vorgehen bei Zuwiderhandlungen gegen die der Zollverwaltung zur 
Vollziehung übertragenen Rechtsvorschriften 

§ 34. (1) und (2) … § 34. (1) und (2) … 

D. Ergänzende Regelungen zur Durchführung des Zollkodex Abschnitt D. Ergänzende Regelungen zur Durchführung des Zollkodex 
der Europäischen Union 

Zu Art. 4 Nr. 1 ZK 
 

§ 36. Personenvereinigungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit können im 
Zollverfahren durch gemeinsame Abgabe einer Anmeldung oder eines sonstigen 
Antrags im betreffenden Verfahren gemeinsam als Partei auftreten; kommt es in 
diesem Verfahren zum Entstehen einer Zollschuld, so sind sie hinsichtlich dieser 
Schuld Gesamtschuldner. Sie haben einen gemeinsamen 
Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu machen und ausreichende gemeinsame 
Aufzeichnungen über die den Gegenstand des Verfahrens bildenden Vorgänge zu 
führen. 
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Zu Art. 4 Nr. 19 ZK 
 

§ 37. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 180/2004) 
 

Zu Art. 5 ZK Zu Art. 18 bis 19 des Zollkodex 
Vertretung 

§ 38. (1) Die geschäftsmäßige, wenn auch unentgeltliche direkte Vertretung 
bei der Abgabe von Zollanmeldungen im Anwendungsgebiet wird im Sinn des 
Artikels 5 Abs. 2 ZK den Spediteuren, den Frachtführern, einschließlich der dem 
Eisenbahnverkehr oder Postverkehr dienenden Einrichtungen, sowie den sonst 
hiezu nach geltendem Recht befugten Personen vorbehalten. § 84 BAO ist 
anzuwenden. 

§ 38. 

(2) Im Sinn von Artikel 5 Abs. 5 ZK hat der direkte Vertreter durch eine 
schriftliche Vollmacht und der indirekte Vertreter durch einen schriftlichen 
Auftrag seine Vertretungsmacht nachzuweisen, wenn sie nicht amtsbekannt ist 
oder für den betreffenden Vertreter eine abweichende gesetzliche Regelung gilt. 
Für die indirekte Vertretung zur Abgabe einer Anmeldung genügt die 
Glaubhaftmachung der Vertretungsmacht durch Vorlage der auf den 
Vertretenen lautenden Frachtpapiere und sonstigen die Waren betreffenden 
Papiere. 

(1) Im Sinn von Art. 19 Abs. 2 des Zollkodex hat der direkte Vertreter durch 
eine schriftliche Vollmacht und der indirekte Vertreter durch einen schriftlichen 
Auftrag seine Vertretungsmacht nachzuweisen, wenn sie nicht Amts bekannt ist 
oder für den betreffenden Vertreter eine abweichende gesetzliche Regelung gilt. 
Für die indirekte Vertretung zur Abgabe einer Anmeldung genügt die 
Glaubhaftmachung der Vertretungsmacht durch Vorlage der auf den Vertretenen 
lautenden Frachtpapiere und sonstigen die Waren betreffenden Papiere. 

(3) Personen, die im Rahmen eines Unternehmens zur Besorgung von 
Geschäften eingesetzt sind, mit denen gewöhnlich auch Abfertigungen 
verbunden sind, gelten ohne Vorliegen einer schriftlichen Vollmacht als zur 
Vertretung des Unternehmens bei der Abfertigung bevollmächtigt und befugt; 
das Fehlen oder eine Beschränkung der Vollmacht braucht die Zollbehörde nur 
dann gegen sich gelten lassen, wenn sie davon wußte oder vernünftigerweise 
wissen mußte. 

(2) Personen, die im Rahmen eines Unternehmens zur Besorgung von 
Geschäften eingesetzt sind, mit denen gewöhnlich auch Abfertigungen verbunden 
sind, gelten ohne Vorliegen einer schriftlichen Vollmacht als zur Vertretung des 
Unternehmens bei der Abfertigung bevollmächtigt und befugt; das Fehlen oder eine 
Beschränkung der Vollmacht braucht die Zollbehörde nur dann gegen sich gelten 
lassen, wenn sie davon wusste oder vernünftigerweise wissen musste. 

Zu Art. 8 und 9 ZK 
 

§ 38a. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2001) 
 

Zu Art. 11 ZK 
 

§ 39. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 13/1998) 
 

Zu Art. 12 ZK Zu Art. 33 des Zollkodex 
Verbindliche Auskünfte 

§ 40. (1) Zuständige Zollbehörde zur Erteilung verbindlicher Auskünfte § 40. (1) Zuständige Zollbehörde zur Erteilung verbindlicher Auskünfte nach 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nach Art. 12 ZK ist der Bundesminister für Finanzen. Art. 33 des Zollkodex ist der Bundesminister für Finanzen. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann diese Zuständigkeit mit 
Verordnung ganz oder teilweise einer in seinem Wirkungsbereich gelegenen 
Zollbehörde übertragen. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann diese Zuständigkeit mit Verordnung 
ganz oder teilweise einer in seinem Wirkungsbereich gelegenen Zollbehörde 
übertragen. 

 
Zu Art. 42 des Zollkodex 

Behinderung von zollbehördlichen Aufsichts- und Erhebungsmaßnahmen 
 

§ 41. Wer zollrechtliche Aufsichts- oder Erhebungsmaßnahmen behindert oder 
eine sonstige zollrechtliche Pflichtverletzung begeht, ohne dabei den Tatbestand 
eines Finanzvergehens zu erfüllen, hat zur Abgeltung des dadurch entstehenden 
erhöhten Verwaltungsaufwandes eine pauschalierte Verwaltungsabgabe zu leisten. 
Die Höhe dieser Verwaltungsabgabe sowie die hiervon betroffenen 
Zollzuwiderhandlungen sind mit Verordnung des Bundesministers für Finanzen fest 
zu legen. 

Zu Art. 13 ZK Zu Art. 46 des Zollkodex 

§ 41. Die Befugnis zur Vornahme von Prüfungen im Sinn des Artikels 13 
ZK sowie der Umfang dieser Prüfungen richtet sich nach Abschnitt C. 

§ 48. Die Befugnis zur Vornahme von Zollkontrollen im Sinn des Art. 46 des 
Zollkodex sowie der Umfang dieser Prüfungen richtet sich nach Abschnitt C dieses 
Gesetzes. 

Zu Art. 16 ZK Zu Art. 51 des Zollkodex 

§ 42. Durch die Regelung des Artikels 16 ZK und des § 23 bleiben die sich 
aus anderen Rechtsvorschriften ergebenden Aufbewahrungspflichten unberührt. 

§ 49. Durch die Regelung des Art. 51 des Zollkodex und des § 23 bleiben die 
sich aus anderen Rechtsvorschriften ergebenden Aufbewahrungspflichten 
unberührt. 

Zu Art. 18 ZK 
 

§ 43. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2001) 
 

Zu Art. 19 ZK 
 

§ 44. Soweit die nach Art. 19 ZK oder anderen Bestimmungen des 
Zollkodex ergehenden Verordnungen der Europäischen Kommission 
innerstaatlicher Regelungen zu ihrer Anwendung und Durchführung bedürfen, 
sind diese Regelungen vom Bundesminister für Finanzen mit Verordnung zu 
treffen. 

 

Zu Art. 20 ZK Zu Art. 56 des Zollkodex 

§ 45. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat auf der Grundlage des 
Zolltarifs der Europäischen Union im Sinn des Artikels 20 Abs. 3 ZK einen 

§ 51. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat auf der Grundlage des Zolltarifs 
der Europäischen Union im Sinn des Art. 56 Abs. 2 des Zollkodex einen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Österreichischen Gebrauchszolltarif (ÖGebr-ZT) herauszugeben, der auch die 
Sätze sonstiger Eingangs- und Ausgangsabgaben (§ 2) zu enthalten hat. Nach 
Zweckmäßigkeit hat dieser Gebrauchszolltarif auch andere Regelungen der 
Union gemäß Artikel 2 der KN-VO sowie sonstige Rechtsvorschriften, die sich 
auf die Verbringung von Waren über die Zollgrenze oder über die Grenze des 
Anwendungsgebietes beziehen, zu enthalten. Dieser Gebrauchszolltarif stellt 
eine unverbindliche Zusammenstellung dieser Rechtsvorschriften dar. 

Österreichischen Gebrauchszolltarif (ÖGebr-ZT) herauszugeben, der auch die Sätze 
sonstiger Eingangs- und Ausgangsabgaben (§ 2) zu enthalten hat. Nach 
Zweckmäßigkeit hat dieser Gebrauchszolltarif auch andere Regelungen der Union 
gemäß Artikel 2 der KN-VO sowie sonstige Rechtsvorschriften, die sich auf die 
Verbringung von Waren über die Zollgrenze oder über die Grenze des 
Anwendungsgebietes beziehen, zu enthalten. Dieser Gebrauchszolltarif stellt eine 
unverbindliche Zusammenstellung dieser Rechtsvorschriften dar. 

(2) Zollsätze, die (2) Zollsätze, die 

 a) in Erfüllung von völkerrechtlichen Verpflichtungen oder von 
Rechtsakten der Europäischen Union vor ihrer entsprechenden 
Kundmachung angewendet werden sollen oder 

 1. in Erfüllung von völkerrechtlichen Verpflichtungen oder von Rechtsakten 
der Europäischen Union vor ihrer entsprechenden Kundmachung 
angewendet werden sollen oder 

 b) nicht durch Unionsrecht, sondern durch die Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Zusammenwirken zu bestimmen sind, 

 2. nicht durch Unionsrecht, sondern durch die Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Zusammenwirken zu bestimmen sind, 

hat der Bundesminister für Finanzen durch Aufnahme in den Gebrauchszolltarif 
in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich. 

hat der Bundesminister für Finanzen durch Aufnahme in den Gebrauchszolltarif in 
Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich. 

(3) Der Gebrauchszolltarif kann in Form einer automatisierten Datenbank 
erstellt werden. Der diesbezügliche Datenverkehr ist durch eine Verordnung des 
Bundesministers für Finanzen zu regeln. Dabei ist, insbesondere hinsichtlich des 
Umfanges der Zugriffsberechtigung auf Daten und des Kostenersatzes, von den 
Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit auszugehen. 
Zollsätze im Sinn des Abs. 2 sind in diesem Fall jedenfalls auch in Schriftform 
kundzumachen; diese Kundmachungen sind bei allen Zollstellen während der 
Öffnungszeiten zur unentgeltlichen öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

(3) Der Gebrauchszolltarif kann in Form einer automatisierten Datenbank 
erstellt werden. Der diesbezügliche Datenverkehr ist durch eine Verordnung des 
Bundesministers für Finanzen zu regeln. Dabei ist, insbesondere hinsichtlich des 
Umfanges der Zugriffsberechtigung auf Daten und des Kostenersatzes, von den 
Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit auszugehen. 
Zollsätze im Sinn des Abs. 2 sind in diesem Fall jedenfalls auch in Schriftform 
kundzumachen; diese Kundmachungen sind bei allen Zollstellen während der 
Öffnungszeiten zur unentgeltlichen öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

(4) Jedermann hat das Recht, gegen Ersatz der Gestehungskosten 
Ablichtungen des Gebrauchszolltarifs oder der Kundmachung von Zollsätzen im 
Sinn des Abs. 2 zu erhalten. 

(4) Jedermann hat das Recht, gegen Ersatz der Gestehungskosten 
Ablichtungen des Gebrauchszolltarifs oder der Kundmachung von Zollsätzen im 
Sinn des Abs. 2 zu erhalten. 

§ 46. Der Bundesminister für Finanzen hat mit Verordnung die Vorschriften 
für die Verwaltung von Zollkontingenten und Zollplafonds im Sinn des Artikels 
20 Abs. 5 ZK sowie für die Verwaltung der Überwachung bestimmter Waren, 
die einer zolltariflichen Überwachungsmaßnahme unterliegen, festzulegen. 
Dabei sind die Vorgangsweise in anderen Mitgliedstaaten und die Grundsätze 
der Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit sowie die Erfordernisse der 
Datenverarbeitung zu beachten. In der Verordnung können besondere 
Anzeigepflichten, die vor der Anmeldung zu erfüllen sind, festgelegt werden. 

§ 52. Der Bundesminister für Finanzen hat mit Verordnung die Vorschriften 
für die Verwaltung von Zollkontingenten und Zollplafonds im Sinn des Art. 56 
Abs. 4 des Zollkodex sowie für die Verwaltung der Überwachung bestimmter 
Waren, die einer zolltariflichen Überwachungsmaßnahme unterliegen, festzulegen. 
Dabei sind die Vorgangsweise in anderen Mitgliedstaaten und die Grundsätze der 
Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit sowie die Erfordernisse der Datenverarbeitung 
zu beachten. In der Verordnung können besondere Anzeigepflichten, die vor der 
Anmeldung zu erfüllen sind, festgelegt werden. 
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Zu Art. 21 ZK 
 

§ 47. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2001) 
 

Zu Art. 27 ZK Zu Art. 64 des Zollkodex 

§ 48. (1) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2001) § 53. 

(2) Wer Papiere im Sinn des Artikels 216 ZK ausfertigt und dadurch 
bewirkt, daß eine Zollschuld entsteht, hat dies der Zollstelle mit der 
Ausfuhranmeldung der betreffenden Waren, bei späterer Ausfertigung 
unverzüglich anzuzeigen. 

(1) Wer Papiere im Sinn des Art. 78 des Zollkodex ausfertigt und dadurch 
bewirkt, daß eine Zollschuld entsteht, hat dies der Zollstelle mit der 
Wiederausfuhranmeldung der betreffenden Waren, bei späterer Ausfertigung 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Präferenznachweise und Anträge auf deren Erteilung sind von den 
Stempelgebühren befreit. 

(2) Präferenznachweise und Anträge auf deren Erteilung sind von den 
Stempelgebühren befreit. 

(4) Österreichische Präferenznachweise, für die bestimmte Vordrucke 
erforderlich sind, sind nur auf Vordrucken gültig, welche von Druckereien auf 
Grund einer Bewilligung des Bundesministers für Finanzen hergestellt werden. 

(3) Österreichische Präferenznachweise, für die bestimmte Vordrucke 
erforderlich sind, sind nur auf Vordrucken gültig, welche von Druckereien auf 
Grund einer Bewilligung des Bundesministers für Finanzen hergestellt werden. 

Zu Art. 35 ZK Zu Art. 53 des Zollkodex 

§ 49. Umrechnungskurse im Sinn des Artikels 35 ZK sind die im „Amtsblatt 
zur Wiener Zeitung“ kundgemachten Zollwertkurse. 

§ 50. Umrechnungskurse im Sinn des Art. 53 des Zollkodex sind die im 
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundgemachten Zollwertkurse. 

Zu Art. 38 ZK Zu Art. 135 des Zollkodex 

§ 50. (1) Die Beförderung im Sinn des Art. 38 Abs. 1 ZK hat zu jener 
Zollstelle zu erfolgen, die an der benutzten Zollstraße gelegen ist. 

§ 74. (1) Die Beförderung im Sinn des Art. 135 Abs. 1 des Zollkodex hat zu 
jener Zollstelle zu erfolgen, die an der benutzten Zollstraße gelegen ist. 

(2) Im Eisenbahnverkehr gelten abweichend vom Abs. 1 die Bestimmungen 
über das gemeinschaftliche Versandverfahren, im Luftverkehr die des § 31 
Abs. 1. 

(2) Im Eisenbahnverkehr gelten abweichend von Abs. 1 die Bestimmungen 
über das Unionsversandverfahren, im Luftverkehr die des § 31 Abs. 1. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann nach Maßgabe des Artikels 38 
Abs. 4 ZK mit Verordnung die Beförderungspflicht für bestimmte Waren 
aufheben oder abweichend von Abs. 1 festlegen. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung für bestimmte 
Waren eine von Abs. 1 abweichende Regelung festlegen. 

(4) Die Zollämter können mit von ihnen nach § 21 erlassenen 
Verordnungen oder Bescheiden nach Maßgabe des Artikels 38 Abs. 4 ZK die 
Beförderungspflicht aufheben oder abweichend von Abs. 1 festlegen. 

(4) Die Zollämter können mit von ihnen nach § 21 erlassenen Verordnungen 
oder Bescheiden eine von Abs. 1 abweichende Regelung festlegen. 

Zu Art. 53 ZK Zu Art. 198 des Zollkodex 

§ 51. (1) Bei ungenütztem Verstreichen der Frist nach Artikel 49 ZK oder, 
wenn bei einer Zollstelle vorübergehend verwahrte Waren zu verderben drohen, 

§ 51. (1) Bei ungenütztem Verstreichen der Frist nach Artikel 49 ZK oder, 
wenn bei einer Zollstelle vorübergehend verwahrte Waren zu verderben drohen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sind die Waren zu beschlagnahmen und sodann nach Abs. 2 zu verwerten. sind die Waren zu beschlagnahmen und sodann nach Abs. 2 zu verwerten. 

(2) Die Verwertung der Waren hat gemäß Artikel 867a ZK-DVO und unter 
sinngemäßer Anwendung der §§ 37 bis 52 der Abgabenexekutionsordnung über 
die Verwertung beweglicher körperlicher Sachen zu erfolgen. Ist auf Grund der 
im Einzelfall gegebenen besonderen Umstände eine solche Verwertung nicht 
möglich, insbesondere weil sich kein Käufer findet, oder würde durch die 
Verwertung nachteilig in die Wettbewerbsverhältnisse eingegriffen werden, so 
können vorübergehend verwahrte Waren im Rahmen der 
Zollbefreiungsverordnung karitativen Zwecken zugeführt werden; der 
Empfänger steht unter Zollaufsicht. Eine Verwertung ist unzulässig, wenn 
dadurch das Leben oder die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen 
nachteilig beeinflußt würde. Waren, die nicht verwertet werden können, sind zu 
vernichten oder zu zerstören. 

§ 77. (1) Die Verwertung der Waren hat gemäß den diesbezüglichen 
Unionsvorschriften und unter sinngemäßer Anwendung der §§ 37 bis 52 der 
Abgabenexekutionsordnung über die Verwertung beweglicher körperlicher Sachen 
zu erfolgen. Ist auf Grund der im Einzelfall gegebenen besonderen Umstände eine 
solche Verwertung nicht möglich, insbesondere weil sich kein Käufer findet, oder 
würde durch die Verwertung nachteilig in die Wettbewerbsverhältnisse eingegriffen 
werden, so können vorübergehend verwahrte Waren im Rahmen der 
Zollbefreiungsverordnung karitativen Zwecken zugeführt werden; der Empfänger 
steht unter Zollaufsicht. Eine Verwertung ist unzulässig, wenn dadurch das Leben 
oder die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen nachteilig beeinflusst 
würde. Waren, die nicht verwertet werden können, sind zu vernichten oder zu 
zerstören. 

(3) Sofern im Einzelfall lediglich sonstige Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben sowie andere Geldleistungen zu erheben sind, können 
vorübergehend verwahrte Waren, für die sich kein Käufer findet, dritten 
Personen unentgeltlich überlassen werden, falls es dadurch zu keinen 
nachteiligen Auswirkungen auf Wettbewerbsverhältnisse kommt. 

(2) Sofern im Einzelfall lediglich sonstige Eingangs- oder Ausgangsabgaben 
sowie andere Geldleistungen zu erheben sind, können vorübergehend verwahrte 
Waren, für die sich kein Käufer findet, dritten Personen unentgeltlich überlassen 
werden, falls es dadurch zu keinen nachteiligen Auswirkungen auf 
Wettbewerbsverhältnisse kommt. 

Zu Art. 56 ZK Zu Art. 197 des Zollkodex 

§ 52. Eine Vernichtung oder Zerstörung im Sinn des Artikels 56 ZK ist nur 
nach Maßgabe des § 51 Abs. 2 und 3 zulässig. 

§ 76. Eine Vernichtung oder Zerstörung im Sinn des Art. 197 des Zollkodex ist 
unbeschadet der Bestimmungen über die aktive Veredelung nur nach Maßgabe des 
§ 77 Abs. 1 und 2 zulässig. 

Zu Art. 57 ZK Zu Art. 198 des Zollkodex [Fortsetzung] 

§ 53. Handelt es sich bei den Waren im Sinn des Artikels 57 ZK um 
herrenloses Gut, so sind die Waren nach den Vorschriften des § 51 Abs. 2 und 3 
zu verwerten. Der § 18 des Finanzstrafgesetzes ist in diesen Fällen nicht 
anzuwenden. Die Veräußerung anderer Waren im Sinn des Artikels 57 ZK ist nur 
zulässig, wenn dies in anderen bundesgesetzlichen Vorschriften eingeräumt ist. 

§ 77. (3) Handelt es sich bei den Waren im Sinn des Art. 198 Abs. 1des 
Buchstabe a Zollkodex um herrenloses Gut, so sind die Waren nach den 
Vorschriften des Abs. 1 und 2 zu verwerten. § 18 des Finanzstrafgesetzes ist in 
diesen Fällen nicht anzuwenden. Die Veräußerung anderer Waren im Sinn des 
Art. 198 Abs. 1 Buchstabe b des Zollkodex ist nur zulässig, wenn dies in anderen 
bundesgesetzlichen Vorschriften eingeräumt ist. 

Zu Art. 60 ZK Zu den Art. 22 bis 29 des Zollkodex 
Örtliche Zuständigkeit für Bewilligungserteilungen 

§ 54. (1) Für Bewilligungen und Zulassungen, sofern sie nicht durch 
Annahme der Anmeldung erteilt werden oder als erteilt gelten, ist das Zollamt 
zuständig, in dessen Bereich der Antragsteller einen Wohnsitz oder seinen Sitz 

§ 39. (1) Für Bewilligungen und Zulassungen, sofern sie nicht durch Annahme 
der Anmeldung erteilt werden oder als erteilt gelten, ist das Zollamt zuständig, in 
dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen Wohnsitz oder seinen Sitz hat. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
hat. 

(2) Soweit sich die örtliche Zuständigkeit nach dem Wohnsitz oder Sitz 
richtet, ist mangels eines solchen Wohnsitzes oder Sitzes im Anwendungsgebiet 
das Zollamt Innsbruck zuständig. In den Fällen des § 87 Abs. 3 ist jedoch das als 
erstes befaßte Zollamt zuständig. 

(2) Soweit sich die örtliche Zuständigkeit nach dem Wohnsitz oder Sitz richtet, 
ist mangels eines solchen Wohnsitzes oder Sitzes im Anwendungsgebiet das 
Zollamt Innsbruck zuständig. In den Fällen des § 87 Abs. 3 ist jedoch das als erstes 
befaßte Zollamt zuständig. 

(3) Wird der Antrag auf Erteilung eines Präferenznachweises erst nach 
Ausfuhr der Ware, auf die sich dieser Nachweis bezieht, gestellt, so kann das mit 
der Sache befaßte Zollamt den Antrag an ein anderes dem Wohnsitz (Sitz) des 
Ausführers oder der Betriebsstätte, aus der die ausgeführte Ware stammt, 
nähergelegenes sachlich zuständiges Zollamt weiterleiten, sofern dies zur 
Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens zweckdienlich ist und nicht 
überwiegende Interessen des Antragstellers entgegenstehen. Der Antragsteller ist 
von der Weiterleitung zu verständigen. 

(3) Wird der Antrag auf Erteilung eines Präferenznachweises erst nach 
Ausfuhr der Ware, auf die sich dieser Nachweis bezieht, gestellt, so kann das mit 
der Sache befasste Zollamt den Antrag an ein anderes dem Wohnsitz (Sitz) des 
Ausführers oder der Betriebsstätte, aus der die ausgeführte Ware stammt, 
nähergelegenes sachlich zuständiges Zollamt weiterleiten, sofern dies zur 
Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens zweckdienlich ist und nicht 
überwiegende Interessen des Antragstellers entgegenstehen. Der Antragsteller ist 
von der Weiterleitung zu verständigen. 

Zu Art. 61 ZK Zu Art. 6 des Zollkodex 
Informatikverfahren 

§ 54a. (1) Soweit der Inhalt der schriftlich oder mit Mitteln der 
Datenverarbeitung abgegebenen Anmeldung nicht bereits durch die 
Durchführungsbestimmungen zum Zollkodex festgelegt ist, hat der 
Bundesminister für Finanzen diese Festlegung mit Verordnung zu treffen; dabei 
hat er auch die für eine automationsunterstützte Bearbeitung notwendigen Codes 
zu bestimmen. 

§ 36. Soweit der Inhalt der mit Mitteln der Datenverarbeitung oder schriftlich 
abgegebenen Anmeldung nicht bereits durch die Durchführungsbestimmungen zum 
Zollkodex festgelegt ist, hat der Bundesminister für Finanzen diese Festlegung mit 
Verordnung zu treffen; dabei hat er auch die für eine automationsunterstützte 
Bearbeitung notwendigen Codes zu bestimmen. 

§ 55. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat unter Anordnung von dem 
Stand der Datentechnik entsprechenden Maßnahmen zur Wahrung der Sicherheit 
und des Schutzes der Daten mit Verordnung zu bestimmen, welche schriftlich zu 
erledigenden Förmlichkeiten auf der Grundlage von Informatikverfahren 
(Artikel 4a ZK-DVO) durchgeführt werden können. In dieser Verordnung ist 
weiters zu bestimmen: 

§ 37. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat unter Berücksichtigung des 
Standes der Datentechnik zur Wahrung der Sicherheit und des Schutzes der Daten 
mit Verordnung zu bestimmen, welche schriftlich zu erledigenden Förmlichkeiten 
auf der Grundlage des Informatikverfahrens durchgeführt werden können. In dieser 
Verordnung ist weiters zu bestimmen: 

 1. die Art des Informatikverfahrens (Datenübertragung oder Übergabe von 
Datenträgern) und 

 1. die Art des Informatikverfahrens (Datenübertragung oder Übergabe von 
Datenträgern) und 

 2. der Aufbau der übermittelten Nachrichten, welche ausschließlich bei 
den Zollbehörden abzugeben sind. 

 2. der Aufbau der übermittelten Nachrichten, welche ausschließlich bei den 
Zollbehörden abzugeben sind. 

(2) Die Teilnahme an einem zugelassenen Informatikverfahren im Sinn des 
Abs. 1 bedarf einer Bewilligung. Für die Bewilligung ist das Zollamt zuständig, 
in dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen Wohnsitz oder Sitz hat. Die 

(2) Die Teilnahme an einem zugelassenen Informatikverfahren im Sinn des 
Abs. 1 bedarf der Zuteilung einer Zugangskennung. Für die Zuteilung ist das 
Zollamt zuständig, in dessen Bereich der Wirtschaftsbeteiligte seinen normalen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bewilligung ist nur zu erteilen, wenn das bisherige Verhalten des Antragstellers 
Gewähr für die Einhaltung der Zollvorschriften bietet und das von ihm 
angewendete Informatikverfahren die Richtigkeit der Übermittlung und 
Wiedergabe der Daten gewährleistet. Der Inhaber der Bewilligung unterliegt 
der Zollaufsicht, auch wenn sich dies nicht schon aus Abschnitt C ergibt. Die 
Bewilligung hat auch zu enthalten, ob 

Wohnsitz oder Sitz hat. 

 1. nur eigene Schriften oder auch solche, für die der Teilnehmer als 
Stellvertreter tätig wird oder für die er bloß seine technischen Anlagen 
zur Verfügung stellt, im Informatikverfahren übermittelt werden können, 
und wie in den beiden letztgenannten Fällen die Erledigung 
bekanntzugeben ist; 

 

 2. Anmeldungen, die zunächst nicht im Informatikverfahren abgegeben 
worden sind, für die Durchführung des weiteren Zollverfahrens im 
Informatikverfahren zu wiederholen sind. 

 

Der Bundesminister für Finanzen kann mit der in Abs. 1 genannten Verordnung 
Ausnahmen von der Bewilligungspflicht festlegen. 

 

(3) Nachrichten im Informatikverfahren bedürfen nicht der eigenhändigen 
Unterschrift, müssen aber eine Angabe darüber enthalten, wer sie abgefaßt hat. 

(3) Nachrichten im Informatikverfahren bedürfen nicht der eigenhändigen 
Unterschrift, müssen aber eine Angabe darüber enthalten, wer sie abgefasst hat. 

(4) Erledigungen von in einem Informatikverfahren übermittelten Schriften 
erfolgen im selben Verfahren. Sie gelten als zugestellt, sobald ihre Daten in den 
elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers gelangt sind. Die Daten der 
so bekanntgegebenen Erledigungen dürfen nicht verändert werden. Durch die 
Teilnehmer am Verfahren hergestellte Ausdrucke solcher Erledigungen gelten 
als von der Zollstelle ausgestellte schriftliche Ausfertigungen der Erledigung 
(öffentliche Urkunde). 

(4) Erledigungen von in einem Informatikverfahren übermittelten Schriften 
erfolgen im selben Verfahren. Sie gelten als zugestellt, sobald ihre Daten in den 
elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers gelangt sind. Die Daten der so 
bekanntgegebenen Erledigungen dürfen nicht verändert werden. Durch die 
Teilnehmer am Verfahren hergestellte Ausdrucke solcher Erledigungen gelten als 
von der Zollstelle ausgestellte schriftliche Ausfertigungen der Erledigung 
(öffentliche Urkunde). 

(5) Wenn übermittelte Daten wiederholt zur automationsunterstützten 
Verarbeitung ungeeignet sind, oder die ausgedruckten Daten mit den 
übermittelten Daten nicht übereinstimmen, ist dies dem Teilnehmer am 
Verfahren unverzüglich mitzuteilen. Der Teilnehmer hat unverzüglich 
Maßnahmen zur Behebung des Mangels zu setzen. 

(5) Wenn übermittelte Daten wiederholt zur automationsunterstützten 
Verarbeitung ungeeignet sind, oder die ausgedruckten Daten mit den übermittelten 
Daten nicht übereinstimmen, ist dies dem Teilnehmer am Verfahren unverzüglich 
mitzuteilen. Der Teilnehmer hat unverzüglich Maßnahmen zur Behebung des 
Mangels zu setzen. 

(6) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 105/2014) 
 

Zu Art. 63 ZK 
 

§ 56. Sofern der Anmelder dies durch Abgabe einer zusätzlichen 
Ausfertigung der Anmeldung verlangt, ist ihm auf dieser die Annahme der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anmeldung zu bestätigen. Wird die Anmeldung mit Mitteln der 
Datenverarbeitung abgegeben, erfolgt die Bestätigung über die Annahme der 
Anmeldung in elektronischer Form. Die Bestätigung ist keine Entscheidung im 
Sinn des Artikels 4 ZK. 

Zu Art. 66 ZK Zu Art. 174 des Zollkodex 

§ 57. Die Ungültigerklärung der Anmeldung vor der Überlassung der 
Waren hat durch einen diesbezüglichen Vermerk auf der Anmeldung zu erfolgen; 
dieser ist eine Entscheidung im Sinn des Artikels 4 ZK. Sofern die Anmeldung 
mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegeben wird, erfolgt die 
Ungültigerklärung in elektronischer Form. Nach der Überlassung der Waren 
hat die Ungültigerklärung mit gesonderter Entscheidung zu erfolgen. 

§ 75. Die Ungültigerklärung der Zollanmeldung erfolgt in der Form, in der die 
Zollanmeldung abgegeben ist. 

Zu Art. 75 ZK 
 

§ 58. Wenn Waren dem Anmelder aus den in Artikel 75 ZK angeführten 
Gründen nicht überlassen werden können, gilt § 51 sinngemäß, sofern keine 
andere zollrechtliche Verfügung über die Waren zulässig ist. 

§ 77. (4) Wenn Waren dem Anmelder aus den in Art. 198 Abs. 1 Buchstabe b 
des Zollkodex angeführten Gründen nicht überlassen werden können, so gilt Abs. 1 
sinngemäß, sofern keine andere zollrechtliche Verfügung über die Waren zulässig 
ist. 

  

Zu Art. 76 ZK 
 

§ 59. (1) Die Abgabe der ergänzenden Anmeldungen für zuvor im 
vereinfachten Anmeldeverfahren oder Anschreibeverfahren angemeldete Waren 
hat in einem nach § 55 zugelassenen Informatikverfahren zu erfolgen. 

 

(2) Form und Inhalt der ergänzenden Anmeldung richten sich nach den 
Bestimmungen des § 54a Abs. 1. Die Frist, innerhalb derer die ergänzende 
Anmeldung abzugeben ist, wird in der Bewilligung des vereinfachten Anmelde- 
oder Anschreibeverfahrens nach Maßgabe des Zollrechts der Europäischen 
Union sowie unter Berücksichtigung der individuellen wirtschaftlichen 
Bedürfnisse festgelegt. 

 

Zu Art. 89 ZK Zu Art. 215 des Zollkodex 

§ 60. In den Fällen des Artikels 89 Abs. 2 ZK ist unbeschadet der 
zollamtlichen Überwachung von Nichtgemeinschaftswaren erforderlichenfalls 
nach § 51 vorzugehen. 

§ 79. In den Fällen des Art. 215 Abs. 3 des Zollkodex ist unbeschadet der 
zollamtlichen Überwachung von Nicht-Unionswaren erforderlichenfalls nach § 77 
vorzugehen. 

Zu Art. 90 ZK 
 

§ 61. Der Übertragung von Rechten und Pflichten nach Artikel 90 ZK ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zuzustimmen, wenn der Übernehmer dieselben Voraussetzungen erfüllt wie der 
Inhaber des Zollverfahrens mit wirtschaftlicher Bedeutung. 

Zu Art. 91, 97 und 163 ZK 
 

§ 62. (1) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2001) 
 

(2) Vereinfachungen im Sinn des Artikels 97 Abs. 2 Buchstabe a ZK können 
vom Bundesminister für Finanzen insoweit getroffen werden, als der 
Bundesminister für Finanzen gemäß Artikel 66 Abs. 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 zum Abschluß von Staatsverträgen 
bevollmächtigt ist. Wenn eine solche Vereinbarung nur für bestimmte 
Hauptverpflichtete gilt, hat eine entsprechende Entscheidung zu ergehen. 

 

(3) Im Sinn des Artikels 97 Abs. 2 Buchstabe b ZK 
 

 1. genügt für das Versandverfahren von einer österreichischen Zollstelle in 
den inländischen Betrieb einer Person, die befugt ist, Waren durch 
Anschreibung in ein Zollverfahren zu überführen, die Abgabe einer 
Ausfertigung eines Begleitpapiers, in dem die Menge und Art der Waren 
angeführt und auf das vereinfachte Verfahren hingewiesen ist; der 
Inhaber der Bewilligung des vereinfachten Verfahrens gilt als 
Hauptverpflichteter; 

 

 2. kann das nach dem Wohnsitz oder Sitz des Antragstellers zuständige 
Zollamt Personen, die von der Sicherheitsleistung im Versandverfahren 
befreit sind oder Gesamtsicherheit geleistet haben, 
Verfahrenserleichterungen bewilligen, die insbesondere die 
Verpflichtung zur Abgabe einer schriftlichen Anmeldung aufheben 
können; der Inhaber der Bewilligung gilt als Hauptverpflichteter; 

 

 3. gelten Waren, die unter amtlicher Überwachung oder Begleitung 
befördert werden, als in das Versandverfahren übergeführt, wenn die 
Zollstelle zur Vereinfachung des Verfahrens oder im besonderen 
öffentlichen Interesse auf die Gestellung, die Anmeldung und die 
Ausfertigung eines Versandscheines verzichtet; 

 

 4. gilt eine für eine Abfertigung außerhalb des Amtsplatzes der 
Abgangsstelle geleistete Sicherheit oder der Verzicht auf eine solche 
Sicherheit auch für das Versandverfahren von der Abgangsstelle zum 
Ort der Abfertigung; 

 

 5. kann die Zollstelle bei Versandverfahren für Zwecke der Hilfeleistung  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bei Naturkatastrophen oder anderen außergewöhnlichen Ereignissen 
oder in berücksichtigungswürdigen Einzelfällen Vereinfachungen der 
Anmeldung zulassen und auf die Sicherheitsleistung verzichten, wenn 
nach den Umständen des Falles kein Grund zur Annahme besteht, daß 
Zollvorschriften verletzt werden könnten; 

 6. kann der Bundesminister für Finanzen das vereinfachte 
gemeinschaftliche Versandverfahren für den Eisenbahn- oder 
Großbehälterverkehr auf nicht erfaßte Fälle des Eisenbahnverkehrs 
ausdehnen, wenn die vollständige Überprüfbarkeit durch Maßnahmen 
des Eisenbahnunternehmens gewährleistet ist. 

 

Zu Art. 100 ZK 
 

§ 63. (1) Für die Bewilligung eines Zolllagers des Typs A, B oder C oder 
eines Verwahrungslagers ist das Zollamt zuständig, in dessen Bereich das Lager 
gelegen ist. Sofern die Bereiche mehrerer Zollämter betroffen sind, ist das 
Zollamt zuständig, in dessen Bereich sich der flächenmäßig größte Teil des 
Lagers befindet. 

 

(2) Das Zollager ist so zu betreiben, daß es vom Lagerhalter außerhalb der 
Betriebszeiten unter Verschluß gehalten wird; die Zollstelle ist befugt, zusätzlich 
Zollverschlüsse anzubringen. 

 

(3) Abweichend vom Abs. 2 ist der Betrieb eines Zollagers ohne Verschluß 
zu bewilligen, wenn es sich um Zollager des Typs D oder E handelt oder 

 

 1. wegen der Art der Waren oder der Form der Lagerung kein Bedarf für 
einen Verschluß besteht, oder 

 

 2. für die Auslagerung ein vereinfachtes Verfahren im Sinn des Artikels 76 
Abs. 1 Buchstabe c ZK und der hiezu ergangenen ergänzenden 
Regelungen bewilligt worden ist. 

 

(4) Der Lagerhalter hat die Lagerräume instand zu halten und die 
erforderlichen Maßnahmen für die Abwendung und Bekämpfung von 
Feuersgefahr zu treffen. Der Lagerhalter hat Waren, deren Lagerung eine 
besondere Beaufsichtigung oder fachkundige Behandlung erfordert, bei denen 
die Gefahr einer Selbstentzündung oder Explosion besteht oder die durch 
Verbreitung starker Gerüche oder auf andere Weise für Menschen, für die 
übrigen Lagerwaren oder für die Umwelt schädigend sein können, sowie Gifte 
nur dann zur Einlagerung zu übernehmen, wenn das Zollager mit den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erforderlichen besonderen Einrichtungen für die Aufnahme solcher Waren 
versehen ist. 

Zu Art. 103 ZK 
 

§ 64. Der Übertragung der Rechte und Pflichten des Lagerhalters auf eine 
andere Person ist zuzustimmen, wenn diese andere Person dieselben 
Voraussetzungen erfüllt wie der Lagerhalter. 

 

Zu Art. 116, 132, 138 und 147 ZK 
 

§ 65. (Anm.: aufgehoben durch BGBl I Nr. 61/2001) 
 

Zu Art. 167 bis 181 ZK Zu Art. 243 bis 249 des Zollkodex 

§ 66. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung Teile des 
Anwendungsgebiets zu Freizonen erklären. 

§ 80. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung Teile des 
Anwendungsgebiets zu Freizonen erklären. 

(2) Die Errichtung von Freilagern bedarf der Bewilligung des Zollamtes, in 
dessen Bereich das Freilager gelegen ist. Falls das Freilager im Bereich 
mehrerer Zollämter gelegen ist, ist dasjenige Zollamt zuständig für die 
Bewilligungserteilung, in dessen Bereich sich der flächenmäßig größte Teil des 
Freilagers befindet. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn dies aus 
volkswirtschaftlichen Gründen geboten ist und der Förderung des 
internationalen Warenverkehrs dient. Die Bewilligung wird nur erteilt, wenn die 
betreffende Person Gewähr für die Einhaltung der Zollvorschriften bietet und 
wenn die nach Artikel 168 ZK vorgesehenen Maßnahmen nicht mit einem zu dem 
wirtschaftlichen Bedürfnis außer Verhältnis stehenden Verwaltungsaufwand 
verbunden sind. In der Bewilligung ist die Auflage zu stellen, dass die Räume 
eines Freilagers unter Verschluss zu halten sind. Besteht wegen der Art der 
Waren oder wegen der Form der Behandlung der Waren hiefür kein Bedarf, 
kann in der Bewilligung auf den Verschluss des Freilagers oder von Teilen des 
Freilagers verzichtet werden. 

 

(3) Zuständig im Sinne der Art. 168 bis 181 ZK ist das Zollamt, in dessen 
Bereich die Freizone oder das Freilager gelegen ist. Sofern die Bereiche 
mehrerer Zollämter betroffen sind, ist das Zollamt zuständig, in dessen Bereich 
sich der flächenmäßig größte Teil der Freizone oder des Freilagers befindet. 

(2) Zuständig für alle Vorgänge im Zusammenhang mit der Freizone ist das 
Zollamt, in dessen Bereich die Freizone gelegen ist. Sofern die Bereiche mehrerer 
Zollämter betroffen sind, ist das Zollamt zuständig, in dessen Bereich sich der 
flächenmäßig größte Teil der Freizone befindet. 

(4) Personen, welche Waren in eine Freizone oder in ein Freilager 
verbringen oder aus einer Freizone oder aus einem Freilager verbringen, und 
Personen, welche Waren in einer Freizone oder in einem Freilager be- oder 
verarbeiten, lagern, ein-, aus- oder umladen, ver-, aus- oder umpacken, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
umfüllen, teilen, zerlegen, zusammenfügen, mischen, sondern, reinigen, 
bezeichnen oder umbezeichnen, benützen oder vernichten, sowie in einer 
Freizone oder einem Freilager gelegene Betriebe, in denen solche Tätigkeiten 
ausgeübt werden, unterliegen unbeschadet der Artikel 175 und 176 ZK der 
Zollaufsicht im Sinn des Abschnittes C. 

(5) Waren, deren Lagerung eine besondere Beaufsichtigung oder deren 
Behandlung eine besondere Fachkunde erfordert, bei denen die Gefahr einer 
Selbstentzündung oder Explosion besteht oder die durch Verbreitung starker 
Gerüche oder auf andere Weise für Menschen, für die übrigen Waren oder für 
die Umwelt schädigend sein können, sowie Gifte dürfen nur dann in eine 
Freizone oder in ein Freilager verbracht werden, wenn darin die dazu 
erforderlichen besonderen Einrichtungen für die Aufnahme solcher Waren 
vorhanden sind. 

 

Zu Art. 182 ZK Zu Art. 199 des Zollkodex 

§ 67. (1) Ist für die Wiederausfuhr eine Zollanmeldung erforderlich 
(Art. 841 ZK-DVO), gelten die bei der Ausfuhr anwendbaren Bestimmungen 
über die Anmeldung sinngemäß. 

 

(2) Die Aufgabe von Nichtgemeinschaftswaren zugunsten der Staatskasse, 
das ist im Anwendungsgebiet die Republik Österreich, im Sinn des Artikels 182 
Abs. 1 dritter Gedankenstrich ZK bedarf der Annahme durch die Zollstelle; 
dadurch erwirbt der Bund originär Eigentum an den Waren. Die Annahme ist 
nur zulässig, wenn die Verwertung der Waren oder die Zuführung zu karitativen 
Zwecken nach § 51 Abs. 2 möglich erscheint. 

§ 78. Die Aufgabe von Nicht-Unionswaren zugunsten der Staatskasse, das ist 
im Anwendungsgebiet die Republik Österreich, im Sinn des Art. 199 des Zollkodex 
bedarf der Annahme durch die Zollstelle; dadurch erwirbt der Bund originär 
Eigentum an den Waren. Die Annahme ist nur zulässig, wenn die Verwertung der 
Waren oder die Zuführung zu karitativen Zwecken nach § 77 Abs. 1 und 2 möglich 
erscheint. 

Zu Art. 189 ZK Zu Art. 89 des Zollkodex 

§ 68. (1) Eine in einem anderen Mitgliedstaat geleistete Bürgschaft, die im 
Sinn des Artikels 189 Abs. 2 zweiter Unterabsatz ZK auch gegenüber der 
Republik Österreich gelten soll, wird für im Anwendungsgebiet entstehende 
Forderungen im Zeitpunkt der Annahme durch die zuständige Behörde des 
anderen Mitgliedstaates wirksam; eine im Anwendungsgebiet für ein 
Zollverfahren, das auch in anderen Mitgliedstaaten ausgeübt werden soll, 
geleistete Sicherheit ist mit der Annahme durch die österreichische Zollstelle 
auch für Forderungen anderer Mitgliedstaaten aus diesem Verfahren wirksam. 

§ 55. (1) Eine in einem anderen Mitgliedstaat geleistete Sicherheit, die im Sinn 
des Art. 89 Abs. 2 Buchstabe b des Zollkodex für die Zwecke, für die sie geleistet 
worden ist, auch gegenüber der Republik Österreich gelten soll, wird für im 
Anwendungsgebiet entstehende Forderungen im Zeitpunkt der Annahme durch die 
zuständige Behörde des anderen Mitgliedstaates wirksam; eine im 
Anwendungsgebiet für ein Zollverfahren, das auch in anderen Mitgliedstaaten 
ausgeübt werden soll, geleistete Sicherheit ist mit der Annahme durch die 
österreichische Zollstelle auch für Forderungen anderer Mitgliedstaaten aus diesem 
Verfahren wirksam. 

(2) „Öffentliche Verwaltung“ im Sinn des Artikels 189 Abs. 4 ZK sind die (2) Dienststellen internationaler Organisationen, denen mindestens ein 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verwaltung durch Dienststellen von Körperschaften öffentlichen Rechts der 
Mitgliedstaaten oder durch Dienststellen internationaler Organisationen, denen 
mindestens ein Mitgliedstaat angehört, sowie die dem öffentlichen 
Eisenbahnverkehr oder Postdienst der Mitgliedstaaten dienenden Einrichtungen. 

Mitgliedstaat angehört, sind als „andere öffentlich-rechtliche Einrichtungen“ im 
Sinn des Art. 89 Abs. 7 des Zollkodex zu verstehen. 

Zu Art. 192 ZK Zu Art. 90 bis 91 des Zollkodex 

§ 68a. Die Einfuhrumsatzsteuer ist auf Antrag bei der Bemessung der 
Sicherheit außer Ansatz zu lassen, wenn 

§ 56. Die Einfuhrumsatzsteuer ist auf Antrag bei der Bemessung der Sicherheit 
außer Ansatz zu lassen, wenn 

der zur Sicherheitsleistung Verpflichtete ein im Anwendungsgebiet zur 
Umsatzsteuer veranlagter Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 1994 
ist, der seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt 
und bei dem auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
Zahlungsschwierigkeiten oder sonstige Gefährdungen der Einbringlichkeit 
hinweisen 

 1. der zur Sicherheitsleistung Verpflichtete ein im Anwendungsgebiet zur 
Umsatzsteuer veranlagter Unternehmer im Sinn des 
Umsatzsteuergesetzes 1994 ist, der seinen abgabenrechtlichen 
Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und bei dem auch sonst keine 
Umstände bekannt sind, die auf Zahlungsschwierigkeiten oder sonstige 
Gefährdungen der Einbringlichkeit hinweisen, sowie 

  2. die Sicherheit nicht aufgrund unionsrechtlicher Vorschriften auch die 
Einfuhrumsatzsteuer abzudecken hat. 

Zu Art. 194 ZK Zu Art. 92 des Zollkodex 

§ 69. Einer Barsicherheit sind im Sinn des Artikels 194 Abs. 1 zweiter 
Unterabsatz ZK solche Zahlungsmittel gleichgestellt, die auch zur Entrichtung 
von Abgaben nach Artikel 223 ZK (§ 76 Abs. 1) verwendet werden können. 

§ 57. Einer Barsicherheit gleichgestellte Zahlungsmittel im Sinn des Art. 92 
Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex sind solche Zahlungsmittel, die auch zur 
Entrichtung von Abgaben nach Art. 109 Abs. 1 des Zollkodex verwendet werden 
können. 

Zu Art. 195 ZK Zu Art. 94 des Zollkodex 

§ 70. (1) Als Steuerbürge zugelassen im Sinn des Artikels 195 zweiter 
Unterabsatz ZK sind: 

§ 58. Ein im Zollgebiet der Union ansässiger Dritter, der nicht ein in der 
Union nach den geltenden Unionsvorschriften akkreditiertes Kreditinstitut oder 
Finanzinstitut oder Versicherungsunternehmen ist, ist von den Zollbehörden als 
Bürge zuzulassen, wenn die jederzeitige Einbringung der verbürgten Beträge 
gewährleistet ist. 

 – in der Union ansässige Kreditinstitute mit Niederlassung im 
Anwendungsgebiet, 

 

 – Personen, die den Nachweis erbringen, dass sie in anderen 
Mitgliedstaaten als Steuerbürge zugelassen sind. 

 

(2) Andere Personen mit Wohnsitz, Sitz oder Niederlassung in der Union 
können zur Vereinfachung des Verfahrens zugelassen werden, wenn die 
jederzeitige Einbringung der verbürgten Beträge gewährleistet ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Zu Art. 201 ZK 
 

§ 71. Nach Maßgabe des Artikels 201 Abs. 3 zweiter Unterabsatz ZK 
entsteht die Zollschuld in dem nach Artikel 201 Abs. 2 ZK genannten Zeitpunkt 
auch für jeden, der dem Anmelder unrichtige oder unvollständige Angaben oder 
Unterlagen geliefert hat, die der Anmeldung zugrunde gelegt wurden. 

 

Zu Art. 204 ZK Zu Art. 79 des Zollkodex 

§ 71a. In den Fällen einer Befreiung von der Einfuhrumsatzsteuer nach 
Artikel 6 Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1994 schuldet eine nach Artikel 204 
Abs. 1 ZK entstehende Einfuhrumsatzsteuerschuld auch der Anmelder, wenn er 
nicht bereits nach Artikel 204 Abs. 3 ZK als Schuldner in Betracht kommt. 

§ 54. In den Fällen einer Befreiung von der Einfuhrumsatzsteuer nach Art. 6 
Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1994 schuldet eine nach Art. 79 Abs. 1 des 
Zollkodex entstehende Einfuhrumsatzsteuerschuld auch der Anmelder, wenn er 
nicht bereits nach Art. 79 Abs. 3 und Abs. 4 des Zollkodex als Schuldner in Betracht 
kommt. 

Zu Art. 217 bis 226 ZK Zu Art. 104 bis 105 des Zollkodex 

§ 72. (1) Die buchmäßige Erfassung von Abgabenbeträgen, die nach 
Artikel 221 Abs. 3 ZK nicht mehr an den Zollschuldner mitgeteilt werden dürfen, 
hat zu unterbleiben. 

§ 61. (1) Die buchmäßige Erfassung von Abgabenbeträgen, die nach Art. 104 
Abs. 2 des Zollkodex nicht buchmäßig erfasst zu werden brauchen, hat zu 
unterbleiben. 

(2) Für die buchmäßige Erfassung der Abgabenbeträge sind § 213 Abs. 2 
und 4 sowie § 214 Abs. 1 letzter Satz der Bundesabgabenordnung maßgebend. 

(2) Für die buchmäßige Erfassung der Abgabenbeträge sind § 213 Abs. 2 und 
4 sowie § 214 Abs. 1 letzter Satz BAO maßgebend. 

(3) Sind für die Einhebung mehrerer Zollschuldigkeiten eines 
Zollschuldners verschiedene Zollstellen zuständig, so kann die buchmäßige 
Erfassung und Einhebung von Abgabenbeträgen auf Antrag des Zollschuldners 
gesamthaft und gegebenenfalls unter Zugrundelegung des höchsten in Betracht 
kommenden Zollsatzes durch eine Zollstelle erfolgen. 

(3) Sind für die Einhebung mehrerer Zollschuldigkeiten eines Zollschuldners 
verschiedene Zollstellen zuständig, so kann die buchmäßige Erfassung und 
Einhebung von Abgabenbeträgen auf Antrag des Zollschuldners gesamthaft und 
gegebenenfalls unter Zugrundelegung des höchsten in Betracht kommenden 
Zollsatzes durch eine Zollstelle erfolgen. 

§ 72a. Die nachträgliche buchmäßige Erfassung von Einfuhrumsatzsteuer 
gemäß Artikel 220 ZK in Verbindung mit Artikel 201 ZK, die Festsetzung von 
Einfuhrumsatzsteuer in Bescheiden gemäß § 201 BAO sowie die Abänderung 
der Festsetzung von Einfuhrumsatzsteuer im Rechtsbehelfsweg hat zu 
unterbleiben, soweit der Empfänger für diese Abgabe nach den 
umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist, 
es sei denn, daß der Steuerschuldner ausdrücklich anderes verlangt. Die 
Einfuhrumsatzsteuer ist aber jedenfalls zu erheben, wenn ein unrichtiger 
Steuersatz zur Anwendung gelangt ist oder eine Ware, die nicht von der 
Einfuhrumsatzsteuer befreit ist, unversteuert in den freien Verkehr übergeführt 
worden ist. 

§ 62. Die nachträgliche buchmäßige Erfassung von Einfuhrumsatzsteuer 
gemäß Art. 105 Abs. 4 des Zollkodex in Verbindung mit Art. 77 des Zollkodex, die 
Festsetzung von Einfuhrumsatzsteuer in Bescheiden gemäß § 201 BAO sowie die 
Abänderung der Festsetzung von Einfuhrumsatzsteuer im Rechtsbehelfsverfahren 
hat zu unterbleiben, soweit der Empfänger für diese Abgabe nach den 
umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist, es 
sei denn, dass der Steuerschuldner ausdrücklich anderes verlangt. Die 
Einfuhrumsatzsteuer ist aber jedenfalls zu erheben, wenn ein unrichtiger Steuersatz 
zur Anwendung gelangt ist oder eine Ware, die nicht von der Einfuhrumsatzsteuer 
befreit ist, unversteuert in den freien Verkehr übergeführt worden ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

Zu Art. 108 des Zollkodex 

§ 73. Einfuhr- und Ausfuhrabgaben werden mit Beginn des Tages, an dem 
sie nach dem Zollrecht spätestens zu entrichten sind, im Sinn der 
abgabenrechtlichen Vorschriften fällig. 

§ 63. Einfuhr- und Ausfuhrabgaben werden mit Beginn des Tages, an dem sie 
nach dem Zollrecht spätestens zu entrichten sind, im Sinn der abgabenrechtlichen 
Vorschriften fällig. 

 
Zu Art. 102 des Zollkodex 

§ 74. (1) Die Mitteilung nach Artikel 221 Abs. 1 ZK gilt als 
Abgabenbescheid. 

§ 59. Die Mitteilung nach Art. 102 Abs. 1 des Zollkodex gilt als 
Abgabenbescheid. 

 
Zu Art. 103 des Zollkodex 

(2) Die Verjährungsfrist bei hinterzogenen Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben beträgt zehn Jahre, wenn im Zusammenhang mit diesen 
Abgabenansprüchen ein ausschließlich vor einem Gericht oder einem 
Spruchsenat zu verfolgendes Finanzvergehen begangen wurde. 

§ 60. Ist die Zollschuld aufgrund einer zum Zeitpunkt ihrer Begehung 
strafbaren Handlung entstanden, so beträgt die Verjährungsfrist im Sinn des 
Art. 103 Abs. 2 des Zollkodex zehn Jahre. 

§ 75. Die Fristverlängerung nach Artikel 222 Absatz 1 Buchstabe a 
Unterabsatz 4 ZK darf zehn Tage nicht überschreiten. 

§ 64. Die Fristverlängerung nach Art. 108 Abs. 1 dritter Unterabsatz des 
Zollkodex darf zehn Tage nicht überschreiten. 

 
Zu Art. 109 des Zollkodex 

§ 76. (1) Schuldbefreiende Wirkung im Sinn des Artikels 223 ZK kommt 
auch zu 

§ 65. (1) Schuldbefreiende Wirkung im Sinn des Art. 109 Abs. 1 des Zollkodex 
kommt auch zu 

 1. der Einzahlung mit Erlagschein,  1. der Einzahlung mit Erlagschein, 

 2. der Gutschrift am Postscheckkonto oder sonstigen Konto der 
empfangsberechtigten Kasse auf Grund einer Überweisung dorthin, 

 2. der Gutschrift am Postscheckkonto oder sonstigen Konto der 
empfangsberechtigten Kasse auf Grund einer Überweisung dorthin, 

 3. der Zahlung mit Scheck oder anderen unbaren Zahlungsmitteln oder 
fremden Währungen, soweit ihre Einlösung oder Umwechslung 
sichergestellt ist; inwieweit dies zutrifft, ist durch Anschlag bei den 
Zollstellen kundzumachen, 

 3. der Zahlung mit Scheck oder anderen unbaren Zahlungsmitteln oder 
fremden Währungen, soweit ihre Einlösung oder Umwechslung 
sichergestellt ist; inwieweit dies zutrifft, ist durch Anschlag bei den 
Zollstellen kundzumachen, 

 4. der Umbuchung oder Überrechnung von Guthaben eines 
Abgabepflichtigen auf Abgabenschuldigkeiten desselben 
Abgabepflichtigen am Tag der Entstehung der Guthaben, auf 
Abgabenschuldigkeiten eines anderen Abgabepflichtigen am Tag der 
nachweislichen Antragstellung, frühestens jedoch am Tag der 
Entstehung der Guthaben. 

 4. der Umbuchung oder Überrechnung von Guthaben eines 
Abgabepflichtigen auf Abgabenschuldigkeiten desselben 
Abgabepflichtigen am Tag der Entstehung der Guthaben, auf 
Abgabenschuldigkeiten eines anderen Abgabepflichtigen am Tag der 
nachweislichen Antragstellung, frühestens jedoch am Tag der Entstehung 
der Guthaben. 

§ 211 Abs. 2 und 3 BAO ist nicht anzuwenden. § 211 Abs. 2 und 3 BAO ist nicht anzuwenden. 

(2) Die Aufrechnung nach Artikel 223 ZK hat nach § 215 Abs. 1 und 2 der (2) Die Aufrechnung nach Art. 109 Abs. 1 des Zollkodex hat nach § 215 Abs. 1 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesabgabenordnung zu erfolgen. und 2 BAO zu erfolgen. 
 

Zu Art. 110 bis 111 des Zollkodex 

§ 77. (1) Der Zahlungsaufschub ist nach den Modalitäten des Artikels 226 
ZK zu gewähren. 

§ 67. (1) Der Zahlungsaufschub ist nach den Modalitäten des Art. 110 des 
Zollkodex zu gewähren. 

(2) Für die Gewährung des Zahlungsaufschubs ist das Zollamt zuständig, in 
dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen Wohnsitz oder Sitz hat. 

 

(3) Der Zahlungsaufschub endet im Sinn des Artikels 227 Abs. 3 Buchstabe 
b ZK am 15. Tag. 

(2) Der Zahlungsaufschub endet im Sinn des Art. 111 Abs. 6 zweiter 
Unterabsatz des Zollkodex am 15. Tag. 

(4) Dem Zollschuldner ist der Gesamtrückstand an Einfuhr- und 
Ausfuhrabgaben, an Nebenansprüchen sowie an sonstigen Abgaben und dessen 
Zusammensetzung von der Zollstelle, die für die Einhebung zuständig ist, zum 
1. Oktober eines jeden Jahres mitzuteilen (Rückstandsaufgliederung). 

(3) Dem Zollschuldner ist der Gesamtrückstand an Einfuhr- und 
Ausfuhrabgaben, an Nebenansprüchen sowie an sonstigen Abgaben und dessen 
Zusammensetzung von der Zollstelle, die für die Einhebung zuständig ist, zum 
1. Oktober eines jeden Jahres mitzuteilen (Rückstandsaufgliederung). 

(5) Besteht zwischen dem Zollschuldner und der Zollstelle eine 
Meinungsverschiedenheit in bezug auf die Höhe des Rückstandes oder in bezug 
auf dessen Zusammensetzung, so kann der Zollschuldner innerhalb von zwei 
Monaten nach Erhalt der Rückstandsaufgliederung einen Abrechnungsbescheid 
gemäß § 216 BAO beantragen. 

(4) Besteht zwischen dem Zollschuldner und der Zollstelle eine 
Meinungsverschiedenheit in Bezug auf die Höhe des Rückstandes oder in Bezug auf 
dessen Zusammensetzung, so kann der Zollschuldner innerhalb von zwei Monaten 
nach Erhalt der Rückstandsaufgliederung einen Abrechnungsbescheid gemäß § 216 
BAO beantragen. 

(6) Wird ein Antrag auf Abrechnungsbescheid gemäß Abs. 5 nicht gestellt, 
so gilt die Rückstandsaufgliederung sowohl der Höhe als auch der 
Zusammensetzung nach als unbestritten (Rückstands-Saldoanerkenntnis). 

(5) Wird ein Antrag auf Abrechnungsbescheid gemäß Abs. 4 nicht gestellt, so 
gilt die Rückstandsaufgliederung sowohl der Höhe als auch der Zusammensetzung 
nach als unbestritten (Rückstands-Saldoanerkenntnis). 

Zu Art. 229 ZK 
 

§ 78. (1) Werden andere Zahlungserleichterungen gewährt, so sind 
Kreditzinsen zu erheben. 

 

(2) Als Jahreszinssatz ist der für Ausgleichszinsen nach Artikel 519 Abs. 2 
ZK-DVO festgesetzte Zinssatz heranzuziehen. Dabei findet für jedes 
Kalenderhalbjahr derjenige Zinssatz Anwendung, der für den zweitletzten Monat 
des vorangegangenen Kalenderhalbjahres für Österreich veröffentlicht wurde. 

 

(3) Zur Berechnung der Kreditzinsen ist Artikel 519 Abs. 3 ZK-DVO 
sinngemäß anzuwenden, wobei der Tag des Überführens in das Verfahren dem 
Beginn der Zahlungserleichterung und das Entstehen der Zollschuld dem Ende 
der Zahlungserleichterung entspricht. 

 

(4) Für jeden Kalendermonat, für den nach Abs. 3 Kreditzinsen zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
berechnen sind, sind als Bemessungsgrundlage ein Zwölftel des am Beginn 
dieses Kalendermonats nach Abs. 2 geltenden Jahreszinssatzes und der am 
Beginn dieses Kalendermonats noch nicht entrichtete Zollschuldbetrag 
heranzuziehen. 

Zu Art. 231 ZK 
 

§ 79. (1) Unbeschadet des Artikels 231 ZK kann eine Zollschuld von einer 
dritten Person mit Bewilligung des Zollamtes übernommen werden. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn dadurch die Einbringlichkeit der Abgaben 
nicht gefährdet ist. Für das Wirksamwerden der Übernahme genügt es, daß die 
Entscheidung dem Übernehmer bekanntgegeben wird; der Übernehmer tritt an 
Stelle des bisherigen Zollschuldners in das bestehende Zollschuldverhältnis ein 
(Schuldnerwechsel). Weiters kann bewilligt werden, daß eine dritte Person 
neben dem Zollschuldner ganz oder teilweise der Zollschuld beitritt und dadurch 
im entsprechenden Ausmaß Gesamtschuldner wird (Schuldbeitritt). 

§ 66. Unbeschadet des Art. 109 Abs. 2 des Zollkodex kann eine Zollschuld von 
einer dritten Person mit Bewilligung des Zollamtes übernommen werden. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn dadurch die Einbringlichkeit der Abgaben nicht 
gefährdet ist. Für das Wirksamwerden der Übernahme genügt es, dass die 
Entscheidung dem Übernehmer bekanntgegeben wird; der Übernehmer tritt an 
Stelle des bisherigen Zollschuldners in das bestehende Zollschuldverhältnis ein 
(Schuldnerwechsel). Weiters kann bewilligt werden, dass eine dritte Person neben 
dem Zollschuldner ganz oder teilweise der Zollschuld beitritt und dadurch im 
entsprechenden Ausmaß Gesamtschuldner wird (Schuldbeitritt). 

(2) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 180/2004) 
 

 
Zu Art. 112 des Zollkodex 

(3) Andere Zahlungserleichterungen (Art. 229 ZK) können auch lediglich 
einem Gesamtschuldner bewilligt werden und sind den anderen 
Gesamtschuldnern gegenüber dann ohne Wirkung. 

§ 68. Sonstige Zahlungserleichterungen (Art. 112 des Zollkodex) können auch 
lediglich einem Gesamtschuldner bewilligt werden und sind den anderen 
Gesamtschuldnern gegenüber dann ohne Wirkung. 

Zu Art. 232 ZK Zu Art. 114 des Zollkodex 

§ 80. (1) Ist der Abgabenbetrag nicht fristgerecht entrichtet worden, sind 
Säumniszinsen zu erheben, wenn die Säumnis mehr als fünf Tage beträgt. 

 

(2) Als Jahreszinssatz ist ein um zwei Prozent über dem Kreditzinssatz nach 
§ 78 Abs. 2 liegender Zinssatz heranzuziehen. Die Säumniszinsen werden je 
Säumniszeitraum berechnet und fallen für einen gesamten Säumniszeitraum an, 
auch wenn die Säumnis nicht im ganzen Säumniszeitraum bestanden hat. Ein 
Säumniszeitraum reicht vom 15. eines Kalendermonats bis zum 14. des 
folgenden Kalendermonats. Für jeden Säumniszeitraum ist der zwölfte Teil jenes 
Jahreszinssatzes heranzuziehen, welcher am Beginn des betreffenden 
Säumniszeitraumes gegolten hat. 

 

(3) Säumniszuschläge nach § 217 der Bundesabgabenordnung sind im 
Anwendungsbereich des Artikels 232 ZK nicht zu erheben. 

§ 70. Säumniszuschläge nach § 217 BAO sind im Anwendungsbereich des 
Art. 114 des Zollkodex nicht zu erheben. 

 
Zu Art. 113 des Zollkodex 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) Waren, für die eine Zollschuld entstanden ist und die sich im Besitz 
eines Zollschuldners oder eines nach den Abgabenvorschriften persönlich 
Haftenden befinden, haften ohne Rücksicht auf die Rechte anderer Personen für 
die auf sie entfallenden Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben und können aus diesem 
Grund von der Zollstelle beschlagnahmt werden. Die Haftung beginnt mit dem 
Entstehen und endet mit dem Erlöschen der Zollschuld. In gleicher Weise haften 
Waren, die sich im Besitz einer anderen Person befinden, sofern diese wußte 
oder vernünftigerweise hätte wissen müssen, daß der Zollanmeldung unrichtige 
oder unvollständige Angaben zugrunde gelegt worden waren, daß die Waren 
vorschriftswidrig in das Zollgebiet oder aus einer Freizone oder einem Freilager 
in einen anderen Teil des Zollgebiets verbracht worden waren, daß die Waren 
der zollamtlichen Überwachung entzogen worden waren oder daß Umstände 
vorgelegen hatten, die zu einer Entstehung der Zollschuld nach Artikel 204 ZK 
geführt haben. 

§ 69. Zur Sicherstellung der Entrichtung von Abgabenbeträgen haften Waren, 
für die eine Zollschuld entstanden ist und die sich im Besitz eines Zollschuldners 
oder eines nach den Abgabenvorschriften persönlich Haftenden befinden, ohne 
Rücksicht auf die Rechte anderer Personen für die auf sie entfallenden Einfuhr- 
oder Ausfuhrabgaben und können aus diesem Grund von der Zollstelle 
beschlagnahmt werden (Sachhaftung). Die Haftung beginnt mit dem Entstehen und 
endet mit dem Erlöschen der Zollschuld. In gleicher Weise haften Waren, die sich 
im Besitz einer anderen Person befinden, sofern diese wusste oder 
vernünftigerweise hätte wissen müssen, daß der Zollanmeldung unrichtige oder 
unvollständige Angaben zugrunde gelegt worden waren, dass die Waren 
vorschriftswidrig in das Zollgebiet oder aus einer Freizone oder einem Freilager in 
einen anderen Teil des Zollgebiets verbracht worden waren, dass die Waren der 
zollamtlichen Überwachung entzogen worden waren oder dass Umstände 
vorgelegen hatten, die zu einer Entstehung der Zollschuld nach Art. 79 des 
Zollkodex geführt haben. 

Zu Art. 235 ZK Zu Art. 116 bis 123 des Zollkodex 

§ 81. Der Rückzahlung im Sinne von Artikel 235 Buchstabe a ZK steht die 
Gutschrift, Umbuchung oder Überrechnung des Betrages gleich. 

§ 71. Der Rückzahlung im Sinne von Art. 5 Nr. 28 des Zollkodex steht die 
Gutschrift, Umbuchung oder Überrechnung des Betrages gleich. 

Zu Art. 236 bis 241 ZK 
 

§ 82. (1) Zuständig für die Erstattung oder den Erlass im Sinn der 
Artikel 236 bis 239 ZK ist die Zollbehörde, in deren Bereich die buchmäßige 
Erfassung des zu erstattenden oder zu erlassenden Betrages erfolgt ist. Sollen die 
Erstattung oder der Erlass im Zusammenhang mit nachträglichen buchmäßigen 
Erfassungen erfolgen, ist hiefür auch die Zollbehörde zuständig, die die 
nachträglichen buchmäßigen Erfassungen durchführt. 

§ 72. (1) Zuständig für die Erstattung oder den Erlass ist die Zollbehörde, in 
deren Bereich die buchmäßige Erfassung des zu erstattenden oder zu erlassenden 
Betrages erfolgt ist. Sollen die Erstattung oder der Erlass im Zusammenhang mit 
nachträglichen buchmäßigen Erfassungen erfolgen, ist hiefür auch die Zollbehörde 
zuständig, die die nachträglichen buchmäßigen Erfassungen durchführt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist in den Fällen einer Ungültigkeitserklärung 
nach Artikel 251 Absatz 1c ZK-DVO infolge einer rückwirkenden 
Bewilligungserteilung nach den Artikeln 294 oder 508 ZK-DVO das für die 
Erteilung der Bewilligung zuständige Zollamt auch für die Erstattung oder den 
Erlass nach Artikel 237 ZK zuständig. Sollen die Erstattung oder der Erlass 
gemäß Artikel 236 ZK im Zusammenhang mit der Feststellung der 
Einfuhrabgabenfreiheit gemäß § 87 Abs. 1 Z 1 Buchstabe b) erfolgen, ist 
abweichend von Absatz 1 das für die Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 
zuständige Zollamt auch zuständig für die Erstattung oder den Erlass. 

(2) Sollen die Erstattung oder der Erlass gemäß Art. 16 Abs. 1 Buchstabe a des 
Zollkodex im Zusammenhang mit der Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 
gemäß § 87 Abs. 1 Z 1 lit. b erfolgen, ist abweichend von Abs. 1 das für die 
Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit zuständige Zollamt auch zuständig für die 
Erstattung oder den Erlass. 
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§ 83. Im Falle einer Erstattung oder eines Erlasses der sonstigen Eingangs- 
und Ausgangsabgaben nach den Bestimmungen des Artikels 239 ZK in 
Verbindung mit Artikel 899 Abs. 2 ZK-DVO liegt ein besonderer Fall dann vor, 
wenn sich die Abgabenbelastung als unbillig nach Lage der Sache erweist oder 
wenn die Existenz des Abgabenschuldners durch die Abgabenbelastung ernsthaft 
gefährdet ist. Letzterenfalls stellt die betrügerische Absicht oder grobe 
Fahrlässigkeit des Beteiligten keinen Ausschließungsgrund für die Gewährung 
einer Erstattung oder eines Erlasses dar, sofern alle sonstigen Voraussetzungen 
vorliegen und eine Gesamtbetrachtung für eine Entscheidung zugunsten des 
Antragstellers spricht. Eine Vorlage an die Europäische Kommission hat zu 
unterbleiben. 

§ 73. Im Falle einer Erstattung oder eines Erlasses der sonstigen Eingangs- und 
Ausgangsabgaben in sinngemäßer Anwendung des Art. 120 des Zollkodex und der 
dazu ergangenen Durchführungsvorschriften liegt ein besonderer Fall dann vor, 
wenn sich die Abgabenbelastung als unbillig nach Lage der Sache erweist oder 
wenn die Existenz des Abgabenschuldners durch die Abgabenbelastung ernsthaft 
gefährdet ist. Letzteren Falls stellt die betrügerische Absicht oder offensichtliche 
Fahrlässigkeit des Beteiligten keinen Ausschließungsgrund für die Gewährung 
einer Erstattung oder eines Erlasses dar, sofern alle sonstigen Voraussetzungen 
vorliegen und eine Gesamtbetrachtung für eine Entscheidung zugunsten des 
Antragstellers spricht. 

§ 84. Eine Erstattung und ein Erlaß im Sinn des Artikels 240 zweiter Absatz 
ZK findet unabhängig von der Höhe des Betrages statt. 

 

§ 85. Für die Berechnung der Zinsen nach Artikel 241 ZK gilt § 78 
sinngemäß. 

 

Zu Art. 243 ZK Zu Art. 44 des Zollkodex 

§ 85a. Für das Rechtsbehelfsverfahren im Sinn des Art. 243 ZK kommen im 
Geltungsbereich des § 2 Abs. 1 und 2 nachfolgende besondere Regelungen zur 
Anwendung. 

§ 42. Für das Rechtsbehelfsverfahren im Sinn des Art. 44 des Zollkodex 
kommen im Geltungsbereich des § 2 Abs. 1 nachfolgende besondere Regelungen 
zur Anwendung. 

§ 85b. (1) Gegen Entscheidungen von Zollbehörden steht als Rechtsbehelf 
der ersten Stufe (Artikel 243 Abs. 2 Buchstabe a ZK) die Beschwerde zu. 

§ 43. (1) Gegen Entscheidungen von Zollbehörden steht als Rechtsbehelf der 
ersten Stufe (Art. 44 Abs. 2 Buchstabe a des Zollkodex) die Beschwerde zu. 

(2) Die §§ 284 bis 286 BAO gelten mit der Maßgabe, dass an die Stelle der 
in § 284 Abs. 1 BAO genannten Frist von sechs Monaten eine nach Art. 6 Abs. 2 
ZK im geltenden Recht allenfalls festgelegte kürzere Frist für die Entscheidung 
über einen Antrag tritt. 

(2) Die §§ 284 bis 286 BAO gelten mit der Maßgabe, dass an die Stelle der in 
§ 284 Abs. 1 BAO genannten Frist von sechs Monaten die in Art. 22 Abs. 2 des 
Zollkodex oder in einer sonstigen Regelung des Zollrechts festgelegte Frist für die 
Entscheidung über einen Antrag tritt. 

(3) Die Beschwerde gegen die Entscheidung eines Zollamtes ist bei diesem 
einzubringen; bei einer Entscheidung im Zusammenhang mit der Feststellung 
der Einfuhrabgabenfreiheit gemäß § 87 Abs. 1 Z 1 lit. b ist abweichend davon 
die Beschwerde bei dem für die Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 
zuständigen Zollamt einzubringen. Über die Beschwerde entscheidet das 
Zollamt, bei dem diese einzubringen ist. 

(3) Bei einer Entscheidung im Zusammenhang mit der Feststellung der 
Einfuhrabgabenfreiheit gemäß § 87 Abs. 1 Z 1 lit. b ist die Regelung des § 249 
Abs. 1 BAO nicht anzuwenden und die Beschwerde bei dem für die Feststellung der 
Einfuhrabgabenfreiheit zuständigen Zollamt einzubringen, das auch über die 
Beschwerde zu entscheiden hat. Wird die Beschwerde innerhalb der Frist des § 245 
BAO bei dem Zollamt, das die Entscheidung erlassen hat, eingebracht, gilt dies als 
rechtzeitige Einbringung; das Zollamt hat die bei ihr eingebrachte Beschwerde 
unverzüglich an das für die Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit zuständige 
Zollamt weiterzuleiten.(3) Die Beschwerde gegen die Entscheidung eines Zollamtes 
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ist bei diesem einzubringen; bei einer Entscheidung im Zusammenhang mit der 
Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit gemäß § 87 Abs. 1 Z 1 lit. b ist abweichend 
davon die Beschwerde bei dem für die Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 
zuständigen Zollamt einzubringen. Über die Beschwerde entscheidet das Zollamt, 
bei dem diese einzubringen ist. 

§ 85c. Das Recht zur Einbringung einer Beschwerde gegen einen 
Eingangsabgabenbescheid steht innerhalb der dem Anmelder offenstehenden 
Beschwerdefrist auch dem gesamtschuldnerischen Warenempfänger, der die 
Waren vom Anmelder übernommen hat, zu. 

§ 44. Das Recht zur Einbringung einer Beschwerde gegen einen 
Eingangsabgabenbescheid steht innerhalb der dem Anmelder offenstehenden 
Beschwerdefrist auch dem gesamtschuldnerischen Warenempfänger, der die Waren 
vom Anmelder übernommen hat, zu. 

§ 85d. Die Regelungen des § 262 Abs. 2 bis 4 BAO sind nicht anzuwenden. § 45. Die Regelungen des § 262 Abs. 2 bis 4 BAO sind nicht anzuwenden. 

§ 85e. Das Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht bildet das 
Rechtsbehelfsverfahren der zweiten Stufe (Art. 243 Abs. 2 Buchstabe b ZK). Zur 
Vertretung im Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht ist auch der in § 38 
Abs. 1 genannte Personenkreis befugt. 

§ 46. Das Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht bildet das 
Rechtsbehelfsverfahren der zweiten Stufe (Art. 44 Abs. 2 Buchstabe b des 
Zollkodex). 

Entscheidungen im Sinn der zollrechtlichen Vorschriften, die keine Bescheide 
im Sinn der Bundesabgabenordnung sind, unterliegen ebenfalls der 
Zuständigkeit des Bundesfinanzgerichtes im Sinn des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG. 

Entscheidungen im Sinn der zollrechtlichen Vorschriften, die keine Bescheide im 
Sinn der BAO sind, unterliegen ebenfalls der Zuständigkeit des 
Bundesfinanzgerichtes im Sinn des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG. 

§ 85f. Die Zollbehörden und das Bundesfinanzgericht wenden den § 2 
Abs. 3 und die §§ 85a bis 85e auch dann an, wenn sie nicht im Rahmen des 
Geltungsbereichs des § 2 Abs. 1 und 2 tätig werden. 

§ 47. Die Zollbehörden und das Bundesfinanzgericht wenden den § 2 Abs. 3 
und die §§ 42 bis 47 auch dann an, wenn sie nicht im Rahmen des Geltungsbereichs 
des § 2 Abs. 1 tätig werden. 

Abschnitt E 
Zollbefreiungen 

Abschnitt E 
Zollbefreiungen 

Außertarifliche Ein- und Ansfuhrabgabenfreiheit Außertarifliche Ein- und Ausfuhrabgabenfreiheit 

§ 86. (1) Die außertariflichen Einfuhr- und Ausfuhrabgabenbefreiungen 
bestimmen sich nach dem in § 1 genannten Zollrecht der Union, dem in der 
Republik Österreich anwendbaren Völkerrecht, soweit es solche Befreiungen 
betrifft, sowie den §§ 89 bis 97. 

§ 86. (1) Die außertariflichen Einfuhr- und Ausfuhrabgabenbefreiungen 
bestimmen sich nach den in § 1 genannten zollrechtlichen Vorschriften der 
Europäischen Union, dem in der Republik Österreich anwendbaren Völkerrecht, 
soweit es solche Befreiungen betrifft, sowie den §§ 89 bis 97. 

(2) ... (2) ... 

(3) Die Artikel 82 und 214 ZK sind anzuwenden. (3) Die Art. 85, 114 und 254 des Zollkodex sind sinngemäß anzuwenden. 

Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 

§ 87. (1) bis (3) … § 87. (1) bis (3) … 

(4) Werden Waren durch Willensäußerung nach Artikel 233 ZK-DVO 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
angemeldet, gilt dies auch als Antrag auf Feststellung der 
Einfuhrabgabenfreiheit und das Nichttätigwerden der Zollbehörde als 
Feststellung. 

§ 96. Für die Anwendung des Art. 99 Abs. 1 Buchstabe b) der 
Zollbefreiungsverordnung gilt § 67 Abs. 2 sinngemäß. 

§ 96. Für die Anwendung des Art. 99 Abs. 1 Buchstabe b) der 
Zollbefreiungsverordnung gilt § 78 sinngemäß. 

Kosten und sonstige Nebenansprüche Kosten und sonstige Nebenansprüche 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

§ 98. (1) An Nebenansprüchen sind im Verfahren der Zollbehörden zu 
erheben 

§ 98. (1) An Nebenansprüchen sind im Verfahren der Zollbehörden zu erheben 

 1. Kosten, und zwar:  1. Kosten, und zwar: 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) Barauslagenersätze nach Maßgabe der §§ 106 und 107;  c) Kostenersätze nach Maßgabe der §§ 106 und 107; 

 d) Auslagenersätze für Verwahrungs- und Lagerkosten, die dem Bund 
im Falle der Lagerung beschlagnahmter Waren bei privaten 
Lagerhaltern entstehen, höchstens jedoch im Ausmaß des § 104. 
Diese Beschränkung der Höhe der Verwahrungs- und Lagerkosten 
findet keine Anwendung, wenn eine Lagerung in einem Zolllager des 
Typs F auf Grund der Natur der betroffenen Waren nicht möglich 
oder nicht tunlich ist. 

 d) Auslagenersätze für Verwahrungs- und Lagerkosten, die dem Bund im 
Falle der Lagerung beschlagnahmter Waren bei privaten Lagerhaltern 
entstehen, höchstens jedoch im Ausmaß des § 104. Diese Beschränkung 
der Höhe der Verwahrungs- und Lagerkosten findet keine Anwendung, 
wenn eine Lagerung in einem öffentlichen Zolllager, das von der 
Zollbehörde betrieben wird, auf Grund der Natur der betroffenen Waren 
nicht möglich oder nicht tunlich ist. 

 e) …  e) … 

 2. Kreditzinsen und Säumniszinsen nach Maßgabe des Abschnitts D und 
Ausgleichszinsen nach Maßgabe der Zollkodex-
Durchführungsverordnung; 

 2. Kreditzinsen und Verzugszinsen nach Maßgabe der zollrechtlichen 
Vorschriften; 

 3. und 4. …  3. und 4. … 

 5. Verwaltungsabgaben nach Maßgabe des § 105.  5. Verwaltungsabgaben nach Maßgabe des § 41. 

(2) Als Nebenansprüche gelten auch die von der Behörde nach Artikel 241 
ZK und § 85 zu zahlenden Zinsen. 

(2) Als Nebenansprüche gelten auch die von der Behörde nach Art. 116 Abs. 6 
des Zollkodex zu zahlenden Zinsen. 

(3) … (3) … 

(4) Ausgleichszinsen sind für die Einfuhrumsatzsteuer nicht zu erheben. 
Kreditzinsen sind für die Einfuhrumsatzsteuer nicht zu erheben, soweit der 
Schuldner oder einer der Gesamtschuldner hinsichtlich dieser 
Einfuhrumsatzsteuer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

(4) Kreditzinsen sind für die Einfuhrumsatzsteuer nicht zu erheben, soweit der 
Schuldner oder einer der Gesamtschuldner hinsichtlich dieser Einfuhrumsatzsteuer 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 
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(5) Zinsen auf Ausgleichszinsen, Aussetzungszinsen, Kreditzinsen oder 
Säumniszinsen sind nicht zu erheben. 

(5) Zinsen auf Aussetzungszinsen, Kreditzinsen oder Verzugszinsen sind nicht 
zu erheben. 

Kommissionsgebühren Kommissionsgebühren 

§ 99. (1) Den Kommissionsgebühren (§ 98 Abs. 1 Z 1 Buchstabe a) 
unterliegt 

§ 99. (1) Den Kommissionsgebühren (§ 98 Abs. 1 Z 1 Buchstabe a) unterliegt 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. die Abfertigung von Waren an einem zugelassenen Warenort, wenn 
diese über gesonderten Antrag, und nicht im Rahmen eines 
zugelassenen Informatikverfahrens durchgeführt wird; 

 3. die Gestellung und die Abfertigung von Waren an einem zugelassenen 
Warenort, wenn diese über gesonderten Antrag, und nicht im Rahmen 
eines zugelassenen Informatikverfahrens durchgeführt wird; 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 104. (1) Für die Lagerung von Waren in Zollagern des Typs F und in 
einer vorübergehenden Verwahrung bei einer Zollstelle sind 
Verwaltungsabgaben (Lagergeld) zu entrichten, deren Sätze der Bundesminister 
für Finanzen nach Maßgabe der dem Bund entstehenden Kosten und Risken und 
unter Bedachtnahme auf die von privaten Lagerhaltern verlangten Entgelte 
festzusetzen hat. 

§ 104. (1) Für die Lagerung von Waren in einem öffentlichen Zollager oder 
Verwahrungslager, das von der Zollbehörde betrieben wird, sind 
Verwaltungsabgaben (Lagergeld) zu entrichten, deren Sätze der Bundesminister für 
Finanzen nach Maßgabe der dem Bund entstehenden Kosten und Risken und unter 
Bedachtnahme auf die von privaten Lagerhaltern verlangten Entgelte festzusetzen 
hat. 

(2) … (2) … 

§ 105. Verwaltungsabgaben in Höhe des Doppelten der nach § 101 Abs. 2 
für Beamte der Verwendungsgruppe A 2 bestimmten Personalkostenersätze sind 
im Zollverfahren der vorübergehenden Verwendung zur Abgeltung des 
Personalaufwandes und zum Ausgleich der dem Betroffenen aus der 
ordnungsgemäßen Durchführung des Verfahrens sonst erwachsenden Kosten zu 
entrichten, wenn eine Gestellungspflicht verletzt worden ist. 

 

Barauslagenersätze Kostenersätze 

§ 106. (1) Die Barauslagen sind zu ersetzen für chemische und technische 
Warenuntersuchungen sowie für Sachverständigengutachten, einschließlich der 
Verpackung, Versendung und Versicherung der Waren oder Warenproben, wenn 
die Untersuchung oder die Einholung des Gutachtens auf Antrag oder im 
Verfahren zur Erteilung einer Auskunft nach Artikel 11 oder 12 ZK erfolgt. 

§ 106. (1) Die Kosten nach Art. 52 Abs. 2 Buchstabe b des Zollkodex sind zu 
ersetzen für chemische und technische Warenuntersuchungen sowie für 
Sachverständigengutachten, einschließlich der Verpackung, Versendung und 
Versicherung der Waren oder Warenproben, wenn die Untersuchung oder die 
Einholung des Gutachtens auf Antrag oder im Verfahren zur Erteilung einer 
Auskunft nach Art. 14 oder 33 des Zollkodex erfolgt. 

(2) Im Fall einer Auskunft gemäß Artikel 12 ZK sind die Kosten mit 
Bescheid des Bundesministers für Finanzen festzusetzen und vom Zollamt Wien 

(2) Im Fall einer Auskunft gemäß Art. 33 des Zollkodex sind die Kosten mit 
Bescheid des Bundesministers für Finanzen festzusetzen und vom Zollamt Wien 
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einzuheben. einzuheben. 

(3) Barauslagen sind zu ersetzen, welche der Behörde entstehen, jedoch 
nach Art. 69 Abs. 1 ZK oder Art. 241 Abs. 2 ZK-DVO vom Anmelder oder nach 
Art. 53 ZK, Art. 56 ZK oder Art. 187 ZK-DVO von den dort genannten Personen 
zu tragen sind. Die Kosten sind mit der Mitteilung nach Art. 221 ZK der für die 
betreffenden Waren entstandenen Zollschuld, sonst mit gesondertem Bescheid 
festzusetzen. 

(3) Kosten sind zu ersetzen, welche für in den Art. 52 Abs. 2 Buchstabe c und d 
des Zollkodex oder in Art. 198 Abs. 3 des Zollkodex angeführten Dienstleistungen 
entstehen. Die Kosten sind mit der Mitteilung nach Art. 102 des Zollkodex der für 
die betreffenden Waren entstandenen Zollschuld, sonst mit gesondertem Bescheid 
festzusetzen. 

Abgabenerhöhung Abgabenerhöhung 

§ 108. (1) Entsteht außer den Fällen des Abs. 2 eine Zollschuld nach den 
Artikeln 202 bis 205 oder 210 oder 211 ZK oder ist eine Zollschuld gemäß 
Artikel 220 ZK nachzuerheben, dann ist eine Abgabenerhöhung zu entrichten, 
die dem Betrag entspricht, der für den Zeitraum zwischen dem Entstehen der 
Zollschuld und dem der buchmäßigen Erfassung, bei Nacherhebung gemäß 
Art. 220 ZK zwischen der Fälligkeit der ursprünglich buchmäßig erfassten 
Zollschuld und der buchmäßigen Erfassung der nachzuerhebenden Zollschuld, 
an Säumniszinsen angefallen wäre. Dies gilt nicht, wenn und soweit die 
Zollbehörde selbst ein überwiegendes Verschulden an der Entstehung der 
Zollschuld oder an der Nacherhebung oder am entstandenen Nebenanspruch 
trifft. § 80 Abs. 1 ist sinngemäß anwendbar. Die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Verwaltungsabgaben nach § 105 bleibt unberührt. 

§ 108. (1) 

(2) Durch Entrichtung einer Abgabenerhöhung in Höhe des verkürzten 
Eingangs- oder Ausgangsabgabenbetrages kann sich ein Reisender, der 
hinsichtlich mitgeführter Waren eine Zollzuwiderhandlung begeht, von der 
Verfolgung eines dadurch begangenen Finanzvergehens befreien, wenn der auf 
die Waren entfallende Eingangs- oder Ausgangsabgabenbetrag nicht mehr als 
400 Euro beträgt und der Reisende schriftlich auf die Einbringung eines 
Rechtsbehelfs (§§ 85a ff.) und auf einen Antrag nach Artikel 236 ZK verzichtet. 
Dies gilt nicht, wenn die Überlassung der Waren wegen Fehlens der gesetzlichen 
Voraussetzungen nicht zulässig ist. Die Regelung ist auch anwendbar, wenn 
keine Eingangs- oder Ausgangsabgaben zu erheben sind. 

(2) Durch Entrichtung einer Abgabenerhöhung in Höhe des verkürzten 
Eingangs- oder Ausgangsabgabenbetrages kann sich eine Person, die hinsichtlich 
von in das Zollgebiet der Union verbrachten oder aus dem Zollgebiet der Union 
verbrachten Waren eine Zollzuwiderhandlung begeht, von der Verfolgung eines 
dadurch begangenen Finanzvergehens befreien, wenn der auf die Waren entfallende 
Eingangs- oder Ausgangsabgabenbetrag nicht mehr als 1 000 Euro beträgt und 
diese Person schriftlich auf die Einbringung eines Rechtsbehelfs (§§ 42 ff.) und auf 
einen Antrag auf Erstattung oder Erlass nach Artikel 116 des Zollkodex verzichtet. 
Dies gilt nicht, wenn die Überlassung der Waren wegen Fehlens der gesetzlichen 
Voraussetzungen nicht zulässig ist. Die Regelung ist auch anwendbar, wenn keine 
Eingangs- oder Ausgangsabgaben zu erheben sind. 

§ 119. Nach Maßgabe des Artikels 229 ZK und des § 78 kann die ersuchte 
Behörde mit Zustimmung der ersuchenden Behörde der Person, auf die sich das 
Ersuchen bezieht, eine sonstige Zahlungserleichterung gewähren, sofern nicht 
die Voraussetzungen der Richtlinie dafür gegeben sind, die Unterstützung nicht 

§ 119. Nach Maßgabe des Art. 112 des Zollkodex kann die ersuchte Behörde 
mit Zustimmung der ersuchenden Behörde der Person, auf die sich das Ersuchen 
bezieht, eine sonstige Zahlungserleichterung gewähren, sofern nicht die 
Voraussetzungen der Richtlinie dafür gegeben sind, die Unterstützung nicht zu 
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zu gewähren. Die von der ersuchten Behörde wegen dieser 
Zahlungserleichterung erhobenen Zinsen sind an den Staat zu überweisen, in 
dem die ersuchende Behörde ihren Sitz hat. An den Staat, in dem die ersuchende 
Behörde ihren Sitz hat, sind ferner alle sonstigen Zinsen zu überweisen, die 
gemäß den innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
Zahlungsverzug erhoben werden. 

gewähren. Die von der ersuchten Behörde wegen dieser Zahlungserleichterung 
erhobenen Zinsen sind an den Staat zu überweisen, in dem die ersuchende Behörde 
ihren Sitz hat. An den Staat, in dem die ersuchende Behörde ihren Sitz hat, sind 
ferner alle sonstigen Zinsen zu überweisen, die gemäß den innerstaatlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für Zahlungsverzug erhoben werden. 

Inkrafttreten, Übergangs- und Schlußbestimmungen Inkrafttreten, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 120. (1) bis (1u) … § 120. (1) bis (1u) … 
 

(1v) § 1 Abs. 1, 2 und 4, § 2 Abs. 1 und 2, § 2a Abs. 1 und 4, § 4 Abs. 1 und 2, 
§ 8 Abs. 2, § 10 Abs. 1 und 3, § 11 Abs. 7, 8, 9 sowie die Überschrift, § 13 Abs. 1, 
§ 20 Abs. 2 und Abs. 5, § 21 Abs. 1, § 23 Abs. 1 und 2, § 24 Abs. 1, die Überschrift 
zu § 26, § 27 Abs. 1, § 30 Abs. 2, § 31 Abs. 3, § 32 Abs. 2 und 5, § 33 Abs. 1, die 
Überschrift zu § 34, der Abschnitt D, § 86 Abs. 1 und 3, § 87 Abs. 4, § 96, § 98 
Abs. 1, 2, 4 und 5, § 99 Abs. 1, § 104 Abs. 1, § 105, § 106 Abs. 1, 2, 3 sowie die 
Überschrift, § 108 Abs. 1 und 2, sowie § 119, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015, treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. Die §§ 121 
bis 133 treten mit 1. Mai 2016 außer Kraft. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

§ 121. Waren, die sich beim Beitritt im freien Verkehr im Sinn des 
Zollgesetzes 1988 befinden, gelten ab diesem Zeitpunkt als Gemeinschaftswaren 
im Sinn des Artikels 4 Nr. 7 ZK. 

 

§ 122. (1) Wurde die Abfertigung von Waren zum freien Verkehr nach dem 
Zollgesetz 1988 ordnungsgemäß beantragt oder liegt der Zeitraum, für den eine 
Sammelanmeldung nach dem Zollgesetz 1988 abzugeben ist, vor dem Beitritt 
und ist für diese Waren die Zollschuld nicht vor dem Beitritt entstanden, so 
entsteht die Zollschuld mit Ablauf des Tages vor dem Beitritt und wird mit 
Ablauf der zustehenden Zahlungsfrist fällig. 

 

(2) Für die Vorschreibung (buchmäßige Erfassung, Mitteilung, Verjährung, 
Fristen und Modalitäten für die Entrichtung) und Einhebung einer vor dem 
Beitritt entstandenen Zollschuld gilt ab dem Beitritt das Zollrecht (§ 2), für 
Erlaß-, Erstattungs-, Vergütungs- oder Nichterhebungsmaßnahmen nach den 
Bestimmungen des Zollgesetzes 1988 jedoch nur hinsichtlich der Fristen. 

 

(3) Für eine Zollschuld im Sinn des Abs. 2 fallen Säumniszinsen für 
Säumniszeiträume nach dem Beitritt nur dann an, wenn für diese Zollschuld vor 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
dem Beitritt noch kein Säumniszuschlag gemäß § 217 BAO verwirkt worden ist. 

(4) Wurde für eine Zollschuld im Sinn des Abs. 2 eine 
Zahlungserleichterung nach § 212 BAO gewährt, so gilt diese als andere 
Zahlungserleichterung nach Artikel 229 ZK weiter. 

 

§ 123. Besteht beim Beitritt für Waren des freien Verkehrs eine 
Verwendungsverpflichtung nach § 41 des Zollgesetzes 1988, so tritt an deren 
Stelle die im Zollrecht (§ 2) bei einer vergleichbaren Zollbegünstigung 
vorgesehene solche Verpflichtung, welche jedoch nur solange besteht, als die 
Verwendungsverpflichtung nach § 41 des Zollgesetzes 1988 gedauert hätte. 

 

§ 124. (1) Beim Beitritt gültige, nach dem Zollgesetz 1988 erteilte 
Bewilligungen gelten bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens jedoch ein 
Jahr ab dem Beitritt, für das entsprechende Verfahren im Sinn des Zollrechts 
(§ 2) weiter. Bewilligungen nach § 60 Abs. 8 des Zollgesetzes 1988 gelten jedoch 
nur nach Maßgabe der Artikel 375 und 376 ZK-DVO im gemeinschaftlichen 
Versandverfahren weiter. 

 

(2) Soweit für ein Verfahren nach dem Zollgesetz 1988 keine besondere 
Bewilligung erforderlich war, gilt die zollamtliche Bestätigung (§ 59 des 
Zollgesetzes 1988) als Bewilligung im Sinn des Abs. 1. 

 

(3) Im Rahmen des Abs. 1 gelten Ausübungsbewilligungen für offene Lager 
auf Vormerkrechnung als Lagerbewilligungen für Zollager des Typs D im Sinn 
des Artikels 504 Absatz 1 ZK-DVO. 

 

(4) Im Rahmen des Abs. 1 gelten Bewilligungen für Zollvergütungen (§ 45 
des Zollgesetzes 1988) als Bewilligungen der aktiven Veredelung im Sinn des 
Artikels 116 ZK in der Form des Verfahrens der Zollrückvergütung. 

 

(5) Beim Beitritt gültige Bewilligungen für Zollfreizonen im Sinn des § 173 
des Zollgesetzes 1988 gelten ein Jahr ab dem Beitritt als Bewilligungen für 
Freilager im Sinn der Art. 166 ff. ZK weiter. 

 

(6) Unbeschadet des Weitergeltens der Bewilligung sind die im Verfahren 
befindlichen oder erst nach dem Beitritt in das Verfahren übergeführten Waren 
nach Maßgabe des Abschnittes D entsprechend dem Zollrecht (§ 2) zu 
behandeln, sofern im § 127 Abs. 2 zweiter Satz und im § 130 Abs. 3 nicht 
anderes bestimmt ist. 

 

(7) Im Rahmen des Abs. 1 gilt auch bei Anwendung von Bewilligungen nach 
§ 175 Abs. 4 des Zollgesetzes 1988 die Regelung des Zahlungsaufschubs nach 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 77 dieses Bundesgesetzes, wenn die Zollschuld nach dem Beitritt entsteht. 

(8) Beim Beitritt gültige, nach den Integrationsabkommen im Sinn des § 1 
Abs. 1 Z 4 des Integrations-Durchführungsgesetzes 1988 erteilte Bewilligungen 
für ermächtigte Ausführer gelten bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens 
jedoch ein Jahr ab dem Beitritt, als Bewilligungen für ermächtigte Ausführer 
nach den im Art. 20 Abs. 3 Buchstabe d ZK erwähnten Abkommen weiter. 

 

§ 125. (1) Waren, die sich beim Beitritt in einem Anweisungsverfahren 
befinden, gelten als in einem Versandverfahren im Sinn des Zollrechts 
befindlich. 

 

(2) Die Ersatzpflicht nach § 119 des Zollgesetzes 1988 für eine beim Beitritt 
noch nicht entstandene Zollschuld endet für die in Abs. 1 genannten Waren; 
unbeschadet sonstiger Gründe für das Entstehen der Zollschuld für solche 
Waren entsteht für den Hauptverpflichteten die Zollschuld nach Artikel 204 ZK 
so, als wäre er trotz einer Übergabe der Waren an einen Warenführer weiterhin 
neben diesem und allfälligen anderen beteiligten Personen zur Gestellung der 
Waren verpflichtet geblieben. 

 

§ 126. (1) Waren, die sich beim Beitritt in einem Zollager oder offenen 
Lager auf Vormerkrechnung befinden, gelten als im Zollagerverfahren im Sinn 
des Zollrechts befindlich. 

 

(2) Die Ersatzpflicht nach § 99 Abs. 3 des Zollgesetzes 1988 für Waren, die 
sich beim Beitritt in einem Zollager befinden, endet, und die bedingte Zollschuld 
für Waren, die sich am Beitrittstag in einem offenen Lager auf Vormerkrechnung 
befinden, erlischt; unbeschadet sonstiger Gründe für das Entstehen der 
Zollschuld entsteht in den Fällen des Artikels 101 ZK für den Inhaber der 
Bewilligung die Zollschuld nach Artikel 204 ZK. 

 

(3) Zum Stichtag des Tages vor dem Beitritt ist eine Abmeldung nach § 97 
des Zollgesetzes 1988 abzugeben, auch wenn dies in der Ausübungsbewilligung 
nicht vorgesehen ist. 

 

§ 127. (1) Waren, die sich beim Beitritt in einem anderen 
Eingangsvormerkverkehr als einem offenen Lager auf Vormerkrechnung 
befinden, gelten je nach der Art des Vormerkverkehrs als im Verfahren der 
vorübergehenden Verwendung oder im Verfahren der aktiven Veredelung im 
Sinn des Zollrechts befindlich. 

 

(2) Die bedingte Zollschuld nach dem Zollgesetz 1988 erlischt für diese 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Waren; unbeschadet sonstiger Gründe für das Entstehen der Zollschuld entsteht 
für den bisherigen Vormerknehmer gegebenenfalls die Zollschuld nach 
Artikel 204 ZK. Die Artikel 142 und 143 ZK sind auf diese Waren nicht 
anzuwenden, wenn die Rückbringung innerhalb einer vor dem Beitritt 
festgesetzten Rückbringungsfrist erfolgt. 

(3) Soweit für solche Waren eine Zollschuld nach dem Zollkodex entsteht, 
gelten diese Waren für die Berechnung der Ausgleichszinsen als mit dem Beitritt 
in das Verfahren der aktiven Veredelung oder der vorübergehenden 
Verwendung übergeführt. 

 

(4) Beförderungsmittel, welche vor dem Beitritt als zur vorübergehenden 
Verwendung vorgemerkt galten (§ 93 Abs. 7 des Zollgesetzes 1988), sich beim 
Beitritt noch im Anwendungsgebiet befinden, ohne daß bis dahin die bedingt 
entstandene Zollschuld unbedingt geworden ist, und welche aus dem 
zollrechtlich freien Verkehr der Gemeinschaft in der damaligen 
Zusammensetzung oder eines anderen neuen Mitgliedstaates unmittelbar in das 
Anwendungsgebiet verbracht worden sind, werden mit dem Beitritt zu 
Gemeinschaftswaren. Die bedingte Zollschuld nach dem Zollgesetz 1988 erlischt 
für solche Waren. 

 

§ 128. (1) Waren, für die vor dem Beitritt die Zollbefreiung nach § 34 
Abs. 1 Z 1 des Zollgesetzes 1988 gewährt worden ist und welche sich beim 
Beitritt noch im Anwendungsgebiet befinden, gelten als im Verfahren der 
vorübergehenden Verwendung befindlich. 

 

(2) Soweit für solche Waren eine Zollschuld nach dem Zollkodex entsteht, 
gelten diese Waren für die Berechnung der Ausgleichszinsen als mit dem Beitritt 
in das Verfahren der vorübergehenden Verwendung übergeführt. 

 

(3) Sind die im Abs. 1 genannten Waren jedoch aus dem zollrechtlich freien 
Verkehr der Gemeinschaft in der damaligen Zusammensetzung oder eines 
anderen neuen Mitgliedstaates unmittelbar in das Anwendungsgebiet verbracht 
worden, werden sie mit dem Beitritt zu Gemeinschaftswaren. Die 
Verwendungspflicht im Sinne des § 41 des Zollgesetzes 1988 erlischt für solche 
Waren. 

 

§ 129. Wird für in § 121 genannte Waren eine Zollrückvergütung auf Grund 
einer nach § 124 Abs. 4 weitergeltenden Bewilligung der Zollvergütung im Sinn 
des § 45 des Zollgesetzes 1988 beantragt, so gelten diese Waren als in der 
aktiven Veredelung befindlich. Artikel 216 ZK ist in diesen Fällen auch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
hinsichtlich der Abkommen im Sinn des § 1 Abs. 2 Z 4 des Integrations-
Durchführungsgesetzes 1988 anzuwenden. 

§ 130. (1) Waren, die sich beim Beitritt in einem passiven 
Veredlungsverkehr im Sinn des Zollgesetzes 1988 befinden, gelten als in einem 
Verfahren der passiven Veredelung im Sinn des Zollrechts (§ 2) befindlich. 

 

(2) Die bedingte Zollschuld nach dem Zollgesetz 1988 erlischt für diese 
Waren. 

 

(3) Die Zollbehandlung bei der Rückbringung richtet sich weiter nach dem 
Zollgesetz 1988 und nach einer allfälligen Ausübungsbewilligung. 

 

§ 131. (1) Waren, die sich beim Beitritt in einem anderen 
Ausgangsvormerkverkehr als dem passiven Veredlungsverkehr befinden, werden 
zu Nichtgemeinschaftswaren im Sinn des Artikels 4 Nr. 8 ZK. 

 

(2) Diese Waren können nach Maßgabe des Artikels 185 ZK als Rückwaren 
eingangsabgabenfrei zurückgebracht werden. Die Frist des Artikels 185 Absatz 
1 ZK beginnt mit dem Beitritt zu laufen, darf aber insgesamt die fünfjährige 
Rückbringungsfrist nach § 75 Abs. 2 des Zollgesetzes 1988, gerechnet vom Tag 
der Abfertigung zum Ausgangsvormerkverkehr, nicht überschreiten. 

 

§ 132. (1) Sind Gemeinschaftswaren oder Waren aus dem zollrechtlich 
freien Verkehr eines anderen neuen Mitgliedstaates vor dem Beitritt unmittelbar 
in das Anwendungsgebiet verbracht worden und befinden sie sich beim Beitritt 
im Anwendungsgebiet noch in einem Zollverfahren, ausgenommen den im § 127 
Abs. 4 genannten Fall, oder in einer Zollfreizone, so sind sie bei der 
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr frei von Einfuhrabgaben zu 
belassen, soweit auf sie keine an eine Ausfuhr in ein Drittland anknüpfende 
Gemeinschaftsmaßnahme angewandt worden ist. 

 

(2) Wurde hinsichtlich der in Abs. 1 genannten Waren eine ergänzende 
Veredlung (§ 89 Abs. 5 des Zollgesetzes 1988) vorgenommen, so ist Abs. 1 nicht 
anzuwenden. 

 

§ 133. Beruht eine Leistung, die nach dem Beitritt erbracht wird, auf einem 
Vertrag, der vor dem genannten Zeitpunkt geschlossen worden ist, so kann, falls 
nach der geänderten Rechtslage ein anderer Abgabensatz anzuwenden ist als 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, eine Vertragspartei von der anderen 
einen anderen angemessenen Ausgleich der daraus sich ergebenden Mehr- oder 
Minderbelastung verlangen, es sei denn, die Parteien haben ausdrücklich oder 
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schlüssig anderes vereinbart. Ist die Höhe der Mehr- oder Minderbelastung 
strittig, so ist § 273 ZPO (richterliche Ermessensentscheidung) entsprechend 
anzuwenden. 

Artikel 11 
Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 

Artikel 11 
Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 

Freigabe der Sicherheitsleistung, Unterlagen für die Beförderung und 
Zollanmeldung 

Freigabe der Sicherheitsleistung, Unterlagen für die Beförderung und 
Zollanmeldung 

§ 70. (1) und (2) … § 70. (1) und (2) … 

(3) Die für die Verbringung erforderlichen Bewilligungen, Notifizierungs- 
und Begleitformulare sind bei der Einfuhr oder Ausfuhr von Abfällen in das oder 
aus dem Zollgebiet der Europäischen Union erforderliche Unterlagen zur 
Zollanmeldung im Sinne des Art. 62 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABl. Nr. L 302 vom 
19. 10. 1992, S 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000, 
ABl. Nr. L 311 vom 12. 12. 2000, S 17. Werden diese Unterlagen nicht vorgelegt 
und hat die Zollstelle Bedenken, dass eine bewegliche Sache gemäß EG-
VerbringungsV notifizierungspflichtiger Abfall ist, hat sie vor der Entscheidung 
über den Abfertigungsantrag ein Feststellungsverfahren (§ 6 Abs. 1) zu 
veranlassen, es sei denn, die Ware wird unverzüglich in das Ausland 
zurückgebracht. Bei der Einfuhr obliegt die Prüfung derjenigen Zollstelle, bei 
der die Gestellung nach zollrechtlichen Vorschriften zu erfolgen hat. 

(3) Die für die Verbringung erforderlichen Bewilligungen, Notifizierungs- und 
Begleitformulare sind bei der Einfuhr oder Ausfuhr von Abfällen in das oder aus 
dem Zollgebiet der Europäischen Union erforderliche Unterlagen zur 
Zollanmeldung im Sinne des Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S 1, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90. Werden diese 
Unterlagen nicht vorgelegt und hat die Zollstelle Bedenken, dass eine bewegliche 
Sache gemäß EG-VerbringungsV notifizierungspflichtiger Abfall ist, hat sie vor der 
Entscheidung über den Abfertigungsantrag ein Feststellungsverfahren (§ 6 Abs. 1) 
zu veranlassen, es sei denn, die Ware wird unverzüglich in das Ausland 
zurückgebracht. Bei der Einfuhr obliegt die Prüfung derjenigen Zollstelle, bei der 
die Gestellung nach zollrechtlichen Vorschriften zu erfolgen hat. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 91. (1) bis (32) … § 91. (1) bis (32) … 
 

(33) § 70 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 12 
Änderung des Alkoholsteuergesetzes 

Artikel 12 
Änderung des Alkoholsteuergesetzes 

Alkoholsteuer Alkoholsteuer 

Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 
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(3) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind (3) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind 

 1. …  1. … 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 302 vom 
19.10.1992, S. 1); 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union, (ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90); 

 3. Gebiet der Europäischen Gemeinschaft: das Gebiet, auf das die 
Systemrichtlinie Anwendung findet (EG-Verbrauchsteuergebiet); 

 3. Gebiet der Europäischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie 
Anwendung findet (EU-Verbrauchsteuergebiet); 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EG-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EU-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten 
Gebiete, die außerhalb des EG-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, 
die außerhalb des EU-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet 
der Europäischen Union gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft keine Anwendung findet; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union keine Anwendung findet; 

 7. Zollgebiet der Gemeinschaft: das Gebiet nach Art. 3 des Zollkodex;  7. Zollgebiet der Europäischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex; 

 8. Ort der Einfuhr:  8. Ort der Einfuhr: 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich der Alkohol bei 
seiner Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 
des Zollkodex befindet; 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich der Alkohol bei 
seiner Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des 
Zollkodex befindet; 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem der Alkohol in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 40 des Zollkodex zu gestellen ist. 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem der Alkohol in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 139 des Zollkodex zu gestellen ist. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 

(9) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, wie durch Einführung zusätzlicher Untergliederungen, so 
hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch bewirkten Änderungen der 
Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme in den Gebrauchszolltarif 
(§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchführungsgesetz) in Wirksamkeit zu setzen. Der 
Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich. 

(9) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, wie durch Einführung zusätzlicher Untergliederungen, so hat 
der Bundesminister für Finanzen die dadurch bewirkten Änderungen der 
Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme in den Gebrauchszolltarif 
(§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994) in 
Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich. 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 

(4) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung (4) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung 
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 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. im Falle der Einfuhr von Erzeugnissen deren Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABl. EG Nr. L 105 S. 1) 
und anderen von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern befreit werden 
können, 

 4. im Falle der Einfuhr von Erzeugnissen deren Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1186/2009 über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, 
ABl. Nr. L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und anderen von der Europäischen 
Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern 
befreit werden können, 

 5. bis 7. …  5. bis 7. … 

 8. die Alkoholsteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 des 
Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung erforderlich ist. 

 8. die Alkoholsteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 des 
Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Union erlassenen Rechtsvorschriften 
oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung erforderlich 
ist. 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 38. (1) und (2) … § 38. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn der Alkohol das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt 
worden ist und endet mit der Aufnahme oder Übernahme des Alkohols. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn der Alkohol das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen worden ist und 
endet mit der Aufnahme oder Übernahme des Alkohols. 

(4) … (4) … 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 39. (1) und (2) … § 39. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Erzeugnis das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist. In den Fällen 
des Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter 
Steueraussetzung mit der Aufnahme des Alkohols in das Steuerlager oder mit 
der Übernahme des Alkohols durch den registrierten Empfänger, durch den 
Empfänger einer Direktlieferung oder durch die in § 38 Abs. 1 Z 3 genannten 
Empfänger. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Erzeugnis das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden ist. In den Fällen des 
Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter Steueraussetzung 
mit der Aufnahme des Alkohols in das Steuerlager oder mit der Übernahme des 
Alkohols durch den registrierten Empfänger, durch den Empfänger einer 
Direktlieferung oder durch die in § 38 Abs. 1 Z 3 genannten Empfänger. 

(4) … (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Ausfuhr unter Steueraussetzung Ausfuhr unter Steueraussetzung 

§ 45. (1) Ein Erzeugnis darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, 
an dem das Erzeugnis das EG-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

§ 45. (1) Ein Erzeugnis darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an 
dem das Erzeugnis das EU-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(2) ... (2) ... 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Erzeugnis das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist. Die 
Beförderung unter Steueraussetzung endet, wenn das Erzeugnis das EG-
Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn das Erzeugnis das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden ist. Die Beförderung unter 
Steueraussetzung endet, wenn das Erzeugnis das EU-Verbrauchsteuergebiet 
verlässt. 

(4) … (4) … 

Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 46. (1) bis (5) … § 46. (1) bis (5) … 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Erzeugnis 
nachweislich aus dem EG-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die 
im Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt 
dem Zollamt, an das der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei Jahren 
ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Erzeugnis nachweislich 
aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem Zollamt, an 
das der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

7. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 7. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 

Einfuhr Einfuhr 

§ 47. (1) Einfuhr ist § 47. (1) Einfuhr ist 

 1. der Eingang von einem Erzeugnis aus Drittländern oder Drittgebieten in 
das Steuergebiet, es sei denn, das Erzeugnis befindet sich beim Eingang 
in das EG-Verbrauchsteuergebiet in einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren; 

 1. der Eingang von einem Erzeugnis aus Drittländern oder Drittgebieten in 
das Steuergebiet, es sei denn, das Erzeugnis befindet sich beim Eingang in 
das EU-Verbrauchsteuergebiet in der vorübergehenden Verwahrung oder 
einem zollrechtlichen besonderen Verfahren; 

 2. die Entnahme von einem Erzeugnis aus einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich 
ein weiteres zollrechtliches Nichterhebungsverfahren an. 

 2. die Entnahme von einem Erzeugnis aus einem zollrechtlichen besonderen 
Verfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich ein weiteres 
zollrechtliches besonderes Verfahren an. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Zollrechtliche Nichterhebungsverfahren sind (2) Zollrechtliche besondere Verfahren sind 

 1. beim Eingang von Alkohol im zollrechtlichen Status als 
Nichtgemeinschaftsware aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 1. beim Eingang von Alkohol im zollrechtlichen Status als Nicht-Unionsware 
aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 a) die nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen 
besonderen Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft, 

 a) die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des 
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zollüberwachung 
beim Eingang in das Zollgebiet der Europäischen Union, 

 b) die vorübergehende Verwahrung nach Titel III Kapitel 5 des 
Zollkodex, 

 

 c) die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 
Abschnitt 1 des Zollkodex, 

 c) die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des 
Zollkodex, 

 d) alle in Art. 84 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex genannten 
Verfahren; 

 d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die 
vorübergehende Verwendung; 

 2. beim Eingang von Alkohol im zollrechtlichen Status als 
Gemeinschaftsware aus Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die 
nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Gemeinschaft. 

 2. beim Eingang von Alkohol im zollrechtlichen Status als Unionsware aus 
Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und 
Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Europäischen Union. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
 

Unregelmäßigkeiten im besonderen Verfahren 

§ 48. Treten in einem zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren, in dem sich 
Alkohol befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 215 des Zollkodex 
sinngemäß. 

§ 48. Treten in einem zollrechtlichen besonderen Verfahren, in dem sich 
Alkohol befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 87 des Zollkodex sinngemäß. 

Amtliche Aufsicht Amtliche Aufsicht 

§ 86. (1) … § 86. (1) … 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamts, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Erzeugnisse der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen 
Gemeinschaft entzogen werden. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamts, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Erzeugnisse der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen werden. 

(3) … (3) … 
 

§ 116i. § 1 Abs. 3 Z 2 bis Z 8 sowie Abs. 9, § 4 Abs. 4 Z 4 und Z 8, § 38 Abs. 3, 
§ 39 Abs. 3, § 45 Abs. 1 und Abs. 3, § 46 Abs. 6, § 47 Abs. 1 und Abs. 2, § 48 
einschließlich der Überschrift sowie § 86 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
BGBl. I Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 13 
Änderung des Artenhandelsgesetzes 2009 

Artikel 13 
Änderung des Artenhandelsgesetzes 2009 

Beschlagnahme Beschlagnahme 

§ 10. Werden Exemplare einer dem Geltungsbereich des Art. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 unterliegenden Art an einer Einfuhrstelle ohne eine 
nach der Verordnung (EG) Nr. 338/97 erforderliche gültige Genehmigung oder 
Bescheinigung in die Gemeinschaft eingeführt und liegt weder eine gemäß § 7 
strafbare Handlung noch ein Finanzvergehen nach § 8 vor, sind die Exemplare 

§ 10. Werden Exemplare einer dem Geltungsbereich des Art. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 unterliegenden Art an einer Einfuhrstelle ohne eine 
nach der Verordnung (EG) Nr. 338/97 erforderliche gültige Genehmigung oder 
Bescheinigung in die Gemeinschaft eingeführt und liegt weder eine gemäß § 7 
strafbare Handlung noch ein Finanzvergehen nach § 8 vor, sind die Exemplare 

 1. bei ungenütztem Verstreichen der Frist nach Art. 49 Zollkodex oder  1. bei ungenütztem Verstreichen der Frist nach Art. 149 Zollkodex oder 

 2. vor Verstreichen der Frist nach Art. 49 Zollkodex wenn die Exemplare 
zu verenden oder zu verderben drohen 

 2. vor Verstreichen der Frist nach Art. 149 Zollkodex wenn die Exemplare zu 
verenden oder zu verderben drohen 

unbeschadet des Art. 16 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gemäß § 29 
Abs. 3 Zollrechts-Durchführungsgesetz zu beschlagnahmen. Die Beschlagnahme 
ist dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft zwecks Durchführung des Verfahrens nach § 11 Abs. 2 
unverzüglich anzuzeigen. 

unbeschadet des Art. 16 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gemäß § 29 Abs. 3 
Zollrechts-Durchführungsgesetz zu beschlagnahmen. Die Beschlagnahme ist dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
zwecks Durchführung des Verfahrens nach § 11 Abs. 2 unverzüglich anzuzeigen. 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 15. (1) … § 15. (1) … 
 

(1a) § 10 Z 1 und Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 
tritt mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Artikel 14 
Änderung des Arzneiwareneinfuhrgesetzes 2010 

Artikel 14 
Änderung des Arzneiwareneinfuhrgesetzes 2010 

Kontrollbefugnisse und Strafbestimmungen Kontrollbefugnisse und Strafbestimmungen 

Befugnisse der Organe der Zollverwaltung Befugnisse der Organe der Zollverwaltung 

§ 19. (1) Die Einfuhrbescheinigung gemäß § 3, der Nachweis der erfolgten 
Meldung gemäß § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 oder § 14 Abs. 1, die 
Verkehrsfähigkeitsbescheinigung gemäß § 12 Abs. 1 und die 
Einfuhrbescheinigung gemäß § 18 Abs. 1 sind erforderliche Unterlagen zur 

§ 19. (1) Die Einfuhrbescheinigung gemäß § 3, der Nachweis der erfolgten 
Meldung gemäß § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 oder § 14 Abs. 1, die 
Verkehrsfähigkeitsbescheinigung gemäß § 12 Abs. 1 und die Einfuhrbescheinigung 
gemäß § 18 Abs. 1 sind erforderliche Unterlagen zur Zollanmeldung im Sinne des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zollanmeldung im Sinne des Art. 62 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABl. Nr. L 302 vom 
19.10.1992, S 1. Ferner sind diese Unterlagen den Zollbehörden und ihren 
Organen im Rahmen der diesen gemäß § 29 ZollR-DG und diesem 
Bundesgesetz eingeräumten Befugnisse auf Verlangen vorzuweisen. 

Art. 162 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der 
Union (Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90. Ferner sind diese Unterlagen 
den Zollbehörden und ihren Organen im Rahmen der diesen gemäß § 29 ZollR-DG 
und diesem Bundesgesetz eingeräumten Befugnisse auf Verlangen vorzuweisen. 

(2) … (2) … 

§ 26. (1) bis (6) … § 26. (1) bis (6) … 
 

(7) § 19 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 15 
Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 2011 

Artikel 15 
Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 2011 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten: § 1. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

 6. „Zollgebiet der Europäischen Union“: das in Art. 3 des Zollkodex der 
Gemeinschaften, Verordnung (EWG) Nr. 2913/92, ABl. Nr. L 302 vom 
19.10.1992 S. 1, bestimmte Gebiet; 

 6. „Zollgebiet der Europäischen Union“: das in Art. 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. 
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. 
Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, bestimmte Gebiet; 

 7. bis 10. …  7. bis 10. … 

 11. „Ausfuhr“:  11. „Ausfuhr“: 

 a) das Verbringen von Waren aus dem Bundesgebiet in einen Drittstaat, 
insbesondere durch ein Ausfuhrverfahren im Sinne von Art. 161 des 
Zollkodex der Gemeinschaften, eine Wiederausfuhr im Sinne von 
Art. 182 des Zollkodex der Gemeinschaften oder eine 
vorübergehende Ausfuhr im Rahmen eines passiven 
Veredelungsverkehrs im Sinne von Art. 145 des Zollkodex der 
Gemeinschaften; 

 a) das Verbringen von Waren aus dem Bundesgebiet in einen Drittstaat, 
insbesondere durch ein Ausfuhrverfahren im Sinne von Art. 269 des 
Zollkodex, eine Wiederausfuhr im Sinne von Art. 270 des Zollkodex 
oder eine vorübergehende Ausfuhr im Rahmen eines passiven 
Veredelungsverkehrs im Sinne von Art. 259 des Zollkodex; 

 b) bis d) …  b) bis d) … 

 12. bis 38. …  12. bis 38. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Sicherstellung Sicherstellung 

§ 84. (1) … § 84. (1) … 

(2) Erklärt die Staatsanwaltschaft, dass die Voraussetzungen für eine 
Sicherstellung nach § 110 der Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631, nicht 
vorliegen, und können Güter dem Anmelder gemäß Art. 75 lit. a, vierter 
Anstrich des Zollkodex der Gemeinschaften nicht überlassen werden, weil sie 
Verboten oder Beschränkungen unterliegen, so sind sie von den Zollbehörden zu 
beschlagnahmen. Über die erfolgte Beschlagnahme ist der Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend unverzüglich zu informieren. Der 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat unter Beachtung der 
Genehmigungskriterien gemäß dem 2. Hauptstück zu entscheiden, ob die 
Beschlagnahme aufzuheben ist und ob die Güter wiederauszuführen, dem 
Ausführer zurückzustellen oder unter sinngemäßer Anwendung der §§ 37 bis 52 
der Abgabenexekutionsordnung, BGBl. Nr. 104/1949, verwertet werden oder 
vernichtet werden sollen. 

(2) Erklärt die Staatsanwaltschaft, dass die Voraussetzungen für eine 
Sicherstellung nach § 110 der Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631, nicht 
vorliegen, und können Güter dem Anmelder gemäß Art. 198 Abs. 1 lit. b (iv) des 
Zollkodex nicht überlassen werden, weil sie Verboten oder Beschränkungen 
unterliegen, so sind sie von den Zollbehörden zu beschlagnahmen. Über die erfolgte 
Beschlagnahme ist der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
unverzüglich zu informieren. Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend hat unter Beachtung der Genehmigungskriterien gemäß dem 2. Hauptstück 
zu entscheiden, ob die Beschlagnahme aufzuheben ist und ob die Güter 
wiederauszuführen, dem Ausführer zurückzustellen oder unter sinngemäßer 
Anwendung der §§ 37 bis 52 der Abgabenexekutionsordnung, BGBl. Nr. 104/1949, 
verwertet werden oder vernichtet werden sollen. 

(3) … (3) … 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 93. (1) bis (11) … § 93. (1) bis (11) … 
 

(12) § 1 Abs. 1 Z 6 und Z 11 sowie § 84 Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 16 
Änderung des Biersteuergesetzes 1995 

Artikel 16 
Änderung des Biersteuergesetzes 1995 

§ 2. (1) und (2) … § 2. (1) und (2) … 

(3) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, beispielsweise durch Einführung zusätzlicher 
Untergliederungen, so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch 
bewirkten Änderungen der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch 
Aufnahme in den Gebrauchszolltarif (§ 45 Abs. 1 Zollrechts-
Durchführungsgesetz) in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist 
insoweit verbindlich. 

(3) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, beispielsweise durch Einführung zusätzlicher 
Untergliederungen, so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch bewirkten 
Änderungen der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme in den 
Gebrauchszolltarif (§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 659/1994) in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit 
verbindlich. 

§ 2a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind § 2a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. …  1. … 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 302 vom 
19.10.1992, S. 1); 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union (ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung 
der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90); 

 3. Gebiet der Europäischen Gemeinschaft: das Gebiet, auf das die 
Systemrichtlinie Anwendung findet (EG-Verbrauchsteuergebiet); 

 3. Gebiet der Europäischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie 
Anwendung findet (EU-Verbrauchsteuergebiet); 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EG-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EU-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten 
Gebiete, die außerhalb des EG-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, 
die außerhalb des EU-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet 
der Europäischen Union gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft keine Anwendung findet; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union keine Anwendung findet; 

 7. Zollgebiet der Gemeinschaft: das Gebiet nach Art. 3 des Zollkodex;  7. Zollgebiet der Europäischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex; 

 8. Ort der Einfuhr:  8. Ort der Einfuhr: 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich das Bier bei 
seiner Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 
des Zollkodex befindet; 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich das Bier bei seiner 
Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des 
Zollkodex befindet; 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem das Bier in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 40 des Zollkodex zu gestellen ist. 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem das Bier in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 139 des Zollkodex zu gestellen ist. 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 4. (1) … § 4. (1) … 

(2) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung (2) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung 

 1. im Falle der Einfuhr von Bier dessen Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen es nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABl. EG Nr. L 105 S. 1) 
und anderen von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern befreit werden 
kann, 

 1. im Falle der Einfuhr von Bier dessen Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen es nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1186/2009 über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, 
ABl. Nr. L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und anderen von der Europäischen 
Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern 
befreit werden kann, 

 2.  bis 4. …  2.  bis 4. … 

 5. die Biersteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 des  5. die Biersteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung erforderlich ist. 

Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Union erlassenen Rechtsvorschriften 
oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung erforderlich 
ist. 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 15. (1) und (2) … § 15. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Bier das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt 
worden ist und endet mit der Aufnahme oder Übernahme des Bieres. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn das Bier das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum zollrechtlich 
freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen worden ist und endet mit 
der Aufnahme oder Übernahme des Bieres. 

(4) … (4) … 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Bier das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist. In den Fällen 
des Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter 
Steueraussetzung mit der Aufnahme des Bieres in das Steuerlager oder mit der 
Übernahme des Bieres durch den registrierten Empfänger, durch den Empfänger 
einer Direktlieferung oder durch die in § 15 Abs. 1 Z 3 genannten Empfänger. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Bier das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr 
zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden ist. In den Fällen des Abs. 1 
Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter Steueraussetzung mit der 
Aufnahme des Bieres in das Steuerlager oder mit der Übernahme des Bieres durch 
den registrierten Empfänger, durch den Empfänger einer Direktlieferung oder durch 
die in § 15 Abs. 1 Z 3 genannten Empfänger. 

(4) … (4) … 

5. Ausfuhr unter Steueraussetzung 5. Ausfuhr unter Steueraussetzung 

§ 22. (1) Bier darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Versendern 
vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an dem das 
Bier das EG-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

§ 22. (1) Bier darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Versendern 
vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an dem das 
Bier das EU-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(2) … (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Bier das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist. Die 
Beförderung unter Steueraussetzung endet, wenn das Bier das EG-

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn das Bier das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum zollrechtlich 
freien Verkehr überlassen worden ist. Die Beförderung unter Steueraussetzung 
endet, wenn das Bier das EU-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(4) … (4) … 

6. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 6. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 23. (1) bis (5) … § 23. (1) bis (5) … 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Bier nachweislich aus 
dem EG-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem Zollamt, 
bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei Jahren 
ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Bier nachweislich aus 
dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem Zollamt, bei 
dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

7. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 7. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 

Einfuhr Einfuhr 

§ 24. (1) Einfuhr ist § 24. (1) Einfuhr ist 

 1. der Eingang von Bier aus Drittländern oder Drittgebieten in das 
Steuergebiet, es sei denn, das Bier befindet sich beim Eingang in das 
EG-Verbrauchsteuergebiet in einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren; 

 1. der Eingang von Bier aus Drittländern oder Drittgebieten in das 
Steuergebiet, es sei denn, das Bier befindet sich beim Eingang in das EU-
Verbrauchsteuergebiet in der vorübergehenden Verwahrung oder einem 
zollrechtlichen besonderen Verfahren; 

 2. die Entnahme von Bier aus einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich 
ein weiteres zollrechtliches Nichterhebungsverfahren an. 

 2. die Entnahme von Bier aus einem zollrechtlichen besonderen Verfahren im 
Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich ein weiteres zollrechtliches 
besonderes Verfahren an. 

(2) Zollrechtliche Nichterhebungsverfahren sind (2) Zollrechtliche besondere Verfahren sind 

 1. beim Eingang von Bier im zollrechtlichen Status als 
Nichtgemeinschaftsware aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 1. beim Eingang von Bier im zollrechtlichen Status als Nicht-Unionsware aus 
Drittländern oder Drittgebieten: 

 a) die nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen 
besonderen Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft, 

 a) die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des 
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zollüberwachung 
beim Eingang in das Zollgebiet der Europäischen Union, 

 b) die vorübergehende Verwahrung nach Titel III Kapitel 5 des 
Zollkodex, 

 

 c) die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 
Abschnitt 1 des Zollkodex, 

 c) die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des 
Zollkodex, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 d) alle in Art. 84 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex genannten 
Verfahren; 

 d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die 
vorübergehende Verwendung; 

 2. beim Eingang von Bier im zollrechtlichen Status als Gemeinschaftsware 
aus Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die nach Titel III Kapitel 
1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der 
Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der Gemeinschaft. 

 2. beim Eingang von Bier im zollrechtlichen Status als Unionsware aus 
Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und 
Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Europäischen Union. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Unregelmäßigkeiten im zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren Unregelmäßigkeiten im besonderen Verfahren 

§ 25. Treten in einem zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren, in dem sich 
Bier befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 215 des Zollkodex sinngemäß. 

§ 25. Treten in einem zollrechtlichen besonderen Verfahren, in dem sich Bier 
befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 87 des Zollkodex sinngemäß. 

9. Amtliche Aufsicht 9. Amtliche Aufsicht 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Bier der Besteuerung im 
Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Gemeinschaft entzogen 
wird. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Bier der Besteuerung im 
Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union entzogen wird. 

(3) … (3) … 
 

§ 46g. § 2 Abs. 3, § 2a Z 2 bis 7 sowie Z 8 lit. a und lit. b, § 4 Abs. 2 Z 1 und 
Z 5, § 15 Abs. 3, § 16 Abs. 3, § 22 Abs. 1 und Abs. 3, § 23 Abs. 6, § 24 Abs. 1 und 
Abs. 2, § 25 einschließlich der Überschrift sowie § 32 Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 17 
Änderung des Düngemittelgesetzes 1994 

Artikel 17 
Änderung des Düngemittelgesetzes 1994 

Ausnahmen vom Geltungsbereich Ausnahmen vom Geltungsbereich 

§ 4. Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden auf § 4. Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden auf 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 

 8. Düngemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate und Pflanzenhilfsmittel, 
die nach vorübergehender Ausfuhr (ausgenommen nach passiver 
Veredelung) oder im externen Versandverfahren gemäß Art. 91 

 8. Düngemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate und Pflanzenhilfsmittel, die 
nach vorübergehender Ausfuhr (ausgenommen nach passiver Veredelung) 
oder im externen Versandverfahren gemäß Art. 226 der Verordnung (EU) 

896 der B
eilagen X

X
V

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

92 von 131

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  93 von 131 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zollkodex (Verordnung (EWG) Nr. 2913/92) in das Anwendungsgebiet 
zurückgebracht werden. 

Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. 
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. 
Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90 in das Anwendungsgebiet zurückgebracht 
werden. 

 9. und 10. …  9. und 10. … 

Einfuhr aus Drittländern Einfuhr aus Drittländern 

§ 10. (1) Düngemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate und 
Pflanzenhilfsmittel unterliegen bei der Einfuhr diesem Bundesgesetz erst ab dem 
Zeitpunkt, in dem 

§ 10. (1) Düngemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate und 
Pflanzenhilfsmittel unterliegen bei der Einfuhr diesem Bundesgesetz erst ab dem 
Zeitpunkt, in dem 

 1. sie der Zollstelle anläßlich der Überführung in den zollrechtlich freien 
Verkehr oder zwecks Einlagerung in ein Lager des Typs D gestellt 
werden, 

 1. sie der Zollstelle anläßlich der Überführung in den zollrechtlich freien 
Verkehr gestellt werden, 

 2. im Falle des Anschreibeverfahrens eine Sammelanmeldung gemäß 
Art. 76 des Zollkodex abzugeben ist, 

 2. im Falle des Anschreibeverfahrens eine ergänzende Anmeldung gemäß 
Art. 167 des Zollkodex abzugeben ist, 

 3. …  3. … 

 4. im Falle der vorübergehenden Verwendung die Zollschuld auf andere 
als die in Art. 201 des Zollkodex beschriebene Weise entsteht. 

 4. im Falle der vorübergehenden Verwendung die Zollschuld auf andere als 
die in Art. 77 des Zollkodex beschriebene Weise entsteht. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 24. (1) bis (5) … § 24. (1) bis (5) … 
 

(6) § 4 Z 8 sowie § 10 Abs. 1 Z 1, Z 2 und Z 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 18 
Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 2012 

Artikel 18 
Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 2012 

Import und Export Import und Export 

Import Import 

§ 11. (1) bis (4) … § 11. (1) bis (4) … 

(5) Bei Anmeldungen im vereinfachten Verfahren nach Art. 76 Abs. 1 
Buchstabe b oder c des Zollkodex (Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
vom 12. Oktober 1992, ABl. EG Nr. L 302 vom 19.10.1992) hat die Übermittlung 
der in Abs. 4 genannten Daten bis zum Ende des Folgemonats zu erfolgen und 
kann die Zollbehörde verlangen, dass der Anmelder gemeinsam mit der 

(5) Bei Zollanmeldungen im vereinfachten Verfahren nach Art. 182 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union 
(Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung 
ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90) hat die Übermittlung der in Abs. 4 genannten 
Daten bis zum Ende des Folgemonats zu erfolgen und kann die Zollbehörde 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ergänzenden Anmeldung (§ 59 Abs. 2 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 659/1994) Meldescheine abzugeben hat. 

verlangen, dass der Anmelder gemeinsam mit der ergänzenden Anmeldung 
(Art. 167 des Zollkodex) Meldescheine abzugeben hat. 

(6) bis (10) … (6) bis (10) … 
 

§ 33. § 11 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 19 
Änderung des EU-Finanzstrafzusammenarbeitsgesetzes 

Artikel 19 
Änderung des EU-Finanzstrafzusammenarbeitsgesetzes 

§ 5. (1) Die Finanzstrafbehörden sind berechtigt, auf Ersuchen einer 
zuständigen Strafverfolgungsbehörde eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union Informationen und sonstige Ergebnisse aus einem 
inländischen Finanzstrafverfahren ohne Vorliegen eines Rechtshilfeersuchens zu 
übermitteln, 

§ 5. (1) Die Finanzstrafbehörden sind berechtigt, auf Ersuchen einer 
zuständigen Strafverfolgungsbehörde eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union Informationen und sonstige Ergebnisse aus einem inländischen 
Abgaben- oder Finanzstrafverfahren ohne Vorliegen eines Rechtshilfeersuchens zu 
übermitteln, 

 1. wenn sich das Ersuchen auf eine strafbare Handlung bezieht, die in 
Österreich nach den §§ 33, 35, 37, 38 oder 38a FinStrG strafbar und 
gemäß § 53 FinStrG von den Finanzstrafbehörden zu ahnden wäre und 

 1. wenn sich das Ersuchen auf eine strafbare Handlung bezieht, die in 
Österreich nach den §§ 33, 35, 37, 38 oder 38a FinStrG strafbar und gemäß 
§ 53 FinStrG von den Finanzstrafbehörden zu ahnden wäre und 

 2. gemäß § 58 Abs. 2 lit. a FinStrG die Durchführung der mündlichen 
Verhandlung und die Fällung des Erkenntnisses einem Spruchsenat als 
Organ der Finanzstrafbehörde obliegen würde. 

 2. gemäß § 58 Abs. 2 lit. a FinStrG die Durchführung der mündlichen 
Verhandlung und die Fällung des Erkenntnisses einem Spruchsenat als 
Organ der Finanzstrafbehörde obliegen würde. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Artikel 20 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

Artikel 20 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

§ 22. (1) bis (3) … § 22. (1) bis (3) … 
 

(4) Hat jemand strafbare Handlungen nach §§ 163a oder 163b StGB 
ausschließlich im Zusammenhang mit einer Abgabenhinterziehung (§ 33) 
begangen, indem er eine wesentliche Information wirtschaftlich nachteilig falsch 
oder unvollständig darstellt, so ist nur das Finanzvergehen zu bestrafen. 

Schmuggel und Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben. Schmuggel und Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben. 

§ 35. (1) Des Schmuggels macht sich schuldig, wer § 35. (1) Des Schmuggels macht sich schuldig, wer 

 a) eingangsabgabepflichtige Waren vorsätzlich vorschriftswidrig in das 
Zollgebiet oder aus einer Freizone oder einem Freilager in einen 

 a) eingangsabgabepflichtige Waren vorsätzlich vorschriftswidrig in das 
Zollgebiet der Union verbringt oder der zollamtlichen Überwachung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anderen Teil des Zollgebietes verbringt oder der zollamtlichen 
Überwachung entzieht oder 

entzieht oder 

 b) ausgangsabgabepflichtige Waren vorsätzlich ohne Abgabe einer 
Zollanmeldung aus dem Zollgebiet verbringt. 

 b) ausgangsabgabepflichtige Waren vorsätzlich vorschriftswidrig aus dem 
Zollgebiet der Union verbringt. 

(2) … (2) … 

(3) Der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben macht sich 
ferner schuldig, wer vorsätzlich eine Verkürzung einer solchen Abgabe dadurch 
bewirkt, daß er eingangs- oder ausgangsabgabepflichtige Waren entgegen einem 
Verbot oder einer Verpflichtung behandelt, verwendet oder verbraucht, und es 
unterläßt, dies dem Zollamt vorher anzuzeigen. 

(3) Der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben macht sich ferner 
schuldig, wer vorsätzlich eine Verkürzung einer solchen Abgabe dadurch bewirkt, 
daß er eingangs- oder ausgangsabgabepflichtige Waren vorschriftswidrig im 
Zollgebiet der Union befördert, veredelt, lagert, vorübergehend verwahrt, 
verwendet oder verwertet, und es unterläßt, dies dem Zollamt vorher anzuzeigen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Strafe bei gewerbsmäßiger Tatbegehung Strafe bei gewerbsmäßiger Tatbegehung 

§ 38. (1) Mit Geldstrafe bis zum Dreifachen des Betrages, nach dem sich 
sonst die Strafdrohung richtet, ist zu bestrafen, wer, ohne den Tatbestand des 
§ 38a oder des § 39 zu erfüllen, die Abgabenhinterziehung, den Schmuggel, die 
Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder die Abgabenhehlerei 
nach § 37 Abs. 1 begeht, wobei es ihm darauf ankommt, sich durch die 
wiederkehrende Begehung eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen 
(gewerbsmäßige Begehung). Daneben ist nach Maßgabe des § 15 auf 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, bei einem strafbestimmenden Wertbetrag von 
mehr als 500 000 Euro auf Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu erkennen. 
Außerdem sind die Bestimmungen der §§ 33, 35 und 37 über den Verfall 
anzuwenden; der Verfall umfasst auch die Beförderungsmittel im Sinne des § 17 
Abs. 2 lit. c Z 3. 

§ 38. (1) Mit Geldstrafe bis zum Dreifachen des Betrages, nach dem sich sonst 
die Strafdrohung richtet, ist zu bestrafen, wer, ohne den Tatbestand des § 38a oder 
des § 39 zu erfüllen, die Abgabenhinterziehung, den Schmuggel, die Hinterziehung 
von Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder die Abgabenhehlerei nach § 37 Abs. 1 
gewerbsmäßig begeht. Daneben ist nach Maßgabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren, bei einem strafbestimmenden Wertbetrag von mehr als 
500 000 Euro auf Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu erkennen. Außerdem sind die 
Bestimmungen der §§ 33, 35 und 37 über den Verfall anzuwenden; der Verfall 
umfasst auch die Beförderungsmittel im Sinne des § 17 Abs. 2 lit. c Z 3. Die 
Strafdrohung gilt nur für diejenigen Beteiligten, deren Vorsatz die gewerbsmäßige 
Begehung umfasst. 

(2) Die Strafdrohung gilt nur für diejenigen Beteiligten, deren Vorsatz die 
gewerbsmäßige Begehung umfasst. 

(2) Gewerbsmäßig begeht eine in Abs. 1 genannte Tat, wer sie mit der Absicht 
ausführt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung einen nicht bloß geringfügigen 
fortlaufenden abgabenrechtlichen Vorteil zu verschaffen, und 

  1. unter Einsatz besonderer Fähigkeiten oder Mittel handelt, die eine 
wiederkehrende Begehung nahelegen, oder 

  2. zwei weitere solche Taten schon im Einzelnen geplant hat oder 
  3. bereits zwei solche Taten begangen hat oder einmal wegen einer solchen 

Tat bestraft worden ist. 
 Ein nicht bloß geringfügiger abgabenrechtlicher Vorteil ist ein solcher, der nach 

einer jährlichen Durchschnittsbetrachtung monatlich den Betrag von 400 Euro 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
übersteigt. 

Strafschärfung bei Rückfall. Strafschärfung bei Rückfall. 

§ 47. (1) Ist der Täter schon zweimal wegen eines der in den §§ 44 oder 46 
Abs. 1 bezeichneten Finanzvergehen bestraft worden und wurden die Strafen 
wenigstens zum Teil, wenn auch nur durch Anrechnung einer Vorhaft, 
vollzogen, so kann, wenn er nach Vollendung des neunzehnten Lebensjahres 
neuerlich ein solches Finanzvergehen begeht, das Höchstmaß der angedrohten 
Freiheitsstrafe oder Geldstrafe um die Hälfte überschritten werden. 

§ 47. (1) Ist der Täter schon zweimal wegen eines der in den §§ 44 oder 46 
Abs. 1 bezeichneten Finanzvergehen bestraft worden und wurden die Strafen 
wenigstens zum Teil, wenn auch nur durch Anrechnung einer Vorhaft, vollzogen, 
so kann, wenn er nach Vollendung des neunzehnten Lebensjahres neuerlich ein 
solches Finanzvergehen begeht, das Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe um die 
Hälfte überschritten werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 56. (1) … § 56. (1) … 

(2) Für Anbringen, Niederschriften, Aktenvermerke, Vorladungen, 
Erledigungen, Fristen sowie Zwangs- und Ordnungsstrafen gelten, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bestimmungen des 3. Abschnittes 
sowie § 114 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung sinngemäß. 

(2) Für Anbringen, Niederschriften, Aktenvermerke, Vorladungen, 
Erledigungen, Fristen sowie Zwangs- und Ordnungsstrafen gelten, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bestimmungen des 3. Abschnittes sowie 
§ 114 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung sinngemäß. Eine automationsunterstützte 
Übermittlung von Anbringen an die Finanzstrafbehörde ist nur insoweit zulässig, 
als dies in einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen unter Bestimmung 
der Übermittlungsmodalität ausdrücklich zugelassen wird. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

§ 62. (1) … § 62. (1) … 

(2) Die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Entscheidung 
über die Beschwerde obliegt einem Senat des Bundesfinanzgerichtes, 

(2) Die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Entscheidung über 
die Beschwerde obliegt einem Senat des Bundesfinanzgerichtes, 

 a) wenn die Beschwerde sich gegen ein Erkenntnis oder einen sonstigen 
Bescheid eines Spruchsenates richtet, 

 a) wenn die Beschwerde sich gegen ein Erkenntnis oder einen sonstigen 
Bescheid eines Spruchsenates richtet, 

 b) wenn der Beschuldigte oder ein Nebenbeteiligter dies in der 
Beschwerde gegen ein Erkenntnis oder in der Beschwerde gegen 
einen Bescheid gemäß § 149 Abs. 4 begehrt. 

 b) wenn der Beschuldigte oder ein Nebenbeteiligter dies in der Beschwerde 
gegen ein Erkenntnis oder in der Beschwerde gegen einen Bescheid 
gemäß § 149 Abs. 4 begehrt. 

Die Durchführung des Beschwerdeverfahrens vor der mündlichen Verhandlung 
obliegt dem Senatsvorsitzenden. 

Die Durchführung des Beschwerdeverfahrens vor der mündlichen Verhandlung 
obliegt dem Senatsvorsitzenden. Diesem obliegt auch die Entscheidung über die 
Beschwerde, wenn eine mündliche Verhandlung aus den Gründen des § 160 Abs. 1 
nicht stattfindet und die Parteien des Beschwerdeverfahrens Gelegenheit hatten, 
dazu Stellung zu nehmen. 

(3) … (3) … 

§ 146. (1) … § 146. (1) … 
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(2) Als geringfügige Finanzvergehen gelten: (2) Als geringfügige Finanzvergehen gelten: 

 a) Finanzordnungswidrigkeiten,  a) Finanzordnungswidrigkeiten, 

 b) die Finanzvergehen nach den §§ 33 bis 37, §§ 45 und 46, wenn der 
strafbestimmende Wertbetrag oder die Summe der 
strafbestimmenden Wertbeträge (§ 53 Abs. 1) 1 000 Euro nicht 
übersteigt; 

 b) die Finanzvergehen nach den §§ 33 bis 37, §§ 44 bis 46, wenn der 
strafbestimmende Wertbetrag oder die Summe der strafbestimmenden 
Wertbeträge (§ 53 Abs. 1) 1 000 Euro nicht übersteigt; 

als strafbestimmender Wertbetrag hat der auf die Ware entfallende 
Abgabenbetrag oder der verkürzte Abgabenbetrag zu gelten. 

als strafbestimmender Wertbetrag hat der auf die Ware entfallende Abgabenbetrag 
oder der verkürzte Abgabenbetrag zu gelten. 

§ 157. Soweit für das Beschwerdeverfahren nicht besondere Regelungen 
getroffen werden, sind die für das verwaltungsbehördliche Finanzstrafverfahren 
geltenden Bestimmungen sinngemäß anzuwenden. Das Bundesfinanzgericht hat 
insoweit dieselben Befugnisse wie die Finanzstrafbehörden. Über 
Ersatzansprüche von Zeugen und Sachverständigen entscheidet der 
Einzelrichter, in Senatsverfahren der Vorsitzende. Für die vom 
Bundesfinanzgericht mit Beschluss festzusetzenden Zwangs-, Ordnungs- und 
Mutwillensstrafen sowie deren Einhebung und zwangsweise Einbringung gilt 
§ 287 BAO sinngemäß. Die Bestimmung des § 131 ist mit der Maßgabe 
sinngemäß anzuwenden, dass die fachkundigen Laienrichter ihre Stimmen in 
alphabetischer Reihenfolge abgeben. 

§ 157. Soweit für das Beschwerdeverfahren nicht besondere Regelungen 
getroffen werden, sind die für das verwaltungsbehördliche Finanzstrafverfahren 
geltenden Bestimmungen sinngemäß anzuwenden. Das Bundesfinanzgericht hat 
insoweit dieselben Befugnisse wie die Finanzstrafbehörden. Über Ersatzansprüche 
von Zeugen, Dolmetschern und Sachverständigen entscheidet der Einzelrichter, in 
Senatsverfahren der Vorsitzende. Für die vom Bundesfinanzgericht mit Beschluss 
festzusetzenden Zwangs-, Ordnungs- und Mutwillensstrafen sowie deren 
Einhebung und zwangsweise Einbringung gilt § 287 BAO sinngemäß. Die 
Bestimmung des § 131 ist mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass die 
fachkundigen Laienrichter ihre Stimmen in alphabetischer Reihenfolge abgeben. 

§ 160. (1) Über Beschwerden ist nach vorangegangener mündlicher 
Verhandlung zu entscheiden, es sei denn, die Beschwerde ist zurückzuweisen 
oder der angefochtene Bescheid bereits aufgrund der Aktenlage aufzuheben oder 
es ist nach § 161 Abs. 4 vorzugehen. 

§ 160. (1) Über Beschwerden ist nach vorangegangener mündlicher 
Verhandlung zu entscheiden, es sei denn, die Beschwerde ist zurückzuweisen oder 
der angefochtene Bescheid bereits aufgrund der Aktenlage aufzuheben, das 
Verfahren einzustellen oder es ist nach § 161 Abs. 4 vorzugehen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

 § 203. Ein Vorgehen nach §§ 198 bis 209 StPO und nach § 19 VbVG ist in 
Finanzstrafsachen vorbehaltlich der Sonderbestimmungen für Jugendstrafsachen 
(§ 24) nicht zulässig. 

§ 265. (1) bis (1x) … § 265. (1) bis (1x) … 
 

(1y) Die §§ 22 Abs. 4, 38, 203 und 204 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft. Der § 35 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2015 tritt am 1. Mai 2016 in Kraft. Die §§ 47 
Abs. 1, 146 Abs. 2 lit. b, 157 und 160 Abs. 1 treten am Tag nach der Kundmachung 
in Kraft. 
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Artikel 21 
Änderung des Forstliches Vermehrungsgutgesetzes 2002 

Artikel 21 
Änderung des Forstliches Vermehrungsgutgesetzes 2002 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist: § 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist: 

 1. bis 11. …  1. bis 11. … 

 12. Einfuhr: 
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr gemäß Art. 4 Z 16 
Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex). 

 12. Einfuhr: 
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr gemäß Art. 5 Z 16 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in 
der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90. 

 13. bis 17. …  13. bis 17. … 

Einfuhrkontrolle von Saatgut Einfuhrkontrolle von Saatgut 

§ 29. Die Einfuhrbewilligung bildet bei der Überführung von Saatgut in den 
zollrechtlich freien Verkehr eine erforderliche Unterlage zur Anmeldung gemäß 
Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex) und 
Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der 
Kommission (Zollkodex-Durchführungsverordnung). 

§ 29. Die Einfuhrbewilligung bildet bei der Überführung von Saatgut in den 
zollrechtlich freien Verkehr eine erforderliche Unterlage zur Anmeldung gemäß 
Art. 163 des Zollkodex. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 48. (1) und (2) … § 48. (1) und (2) … 
 

(3) § 2 Z 12 und § 29 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 
treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 22 
Änderung des Kriegsmaterialgesetzes 

Artikel 22 
Änderung des Kriegsmaterialgesetzes 

Zoll Zoll 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 

(2) Die Bewilligung gemäß § 3 ist eine erforderliche Unterlage zur 
Zollanmeldung gemäß Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992 
S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006, ABl. Nr. L 363 
vom 20.12.2006 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 205 vom 

(2) Die Bewilligung gemäß § 3 ist eine erforderliche Unterlage zur 
Zollanmeldung gemäß Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung 
des Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1. 
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22.07.1998 S. 75. 

(3) … (3) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 10. (1) bis (2e) … § 10. (1) bis (2e) … 
 

(2f). § 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt mit 
1. Mai 2016 in Kraft. 

(3) … (3) … 

Artikel 23 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995 

Artikel 23 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995 

§ 2. (1) bis (6) … § 2. (1) bis (6) … 

(7) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne dass dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, beispielsweise durch Einführung zusätzlicher 
Untergliederungen, oder im Falle einer Entscheidung über Aktualisierungen von 
Positionen der Kombinierten Nomenklatur nach Artikel 2 Abs. 5 der Richtlinie 
2003/96/EG zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften 
zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (ABl. 
Nr. L 283 vom 31.10.2003 S. 51), so hat der Bundesminister für Finanzen die 
dadurch bewirkten Änderungen der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch 
Aufnahme in den Gebrauchszolltarif (§ 45 Abs. 1 Zollrechts-
Durchführungsgesetz) in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist 
insoweit verbindlich. 

(7) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne dass dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, beispielsweise durch Einführung zusätzlicher 
Untergliederungen, oder im Falle einer Entscheidung über Aktualisierungen von 
Positionen der Kombinierten Nomenklatur nach Artikel 2 Abs. 5 der Richtlinie 
2003/96/EG zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur 
Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (ABl. Nr. L 283 
vom 31.10.2003 S. 51), so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch 
bewirkten Änderungen der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme 
in den Gebrauchszolltarif (§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 659/1994) in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit 
verbindlich. 

(8) bis (10) … (8) bis (10) … 

§ 2a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind § 2a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind 

 1. …  1. … 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften ABl. EG Nr. L 302 vom 
19.10.1992, S. 1); 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union, (ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90); 

 3. Gebiet der Europäischen Gemeinschaft: das Gebiet, auf das die 
Systemrichtlinie Anwendung findet (EG-Verbrauchsteuergebiet); 

 3. Gebiet der Europäischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie 
Anwendung findet (EU-Verbrauchsteuergebiet); 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EG-  4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EU-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten 
Gebiete, die außerhalb des EG-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, 
die außerhalb des EU-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet 
der Europäischen Union gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft keine Anwendung findet; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union keine Anwendung findet; 

 7. Zollgebiet der Gemeinschaft: das Gebiet nach Art. 3 des Zollkodex;  7. Zollgebiet der Europäischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex; 

 8. Ort der Einfuhr:  8. Ort der Einfuhr: 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich das Mineralöl bei 
seiner Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 
des Zollkodex befindet; 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich das Mineralöl bei 
seiner Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des 
Zollkodex befindet; 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem das Mineralöl in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 40 des Zollkodex zu gestellen ist. 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem das Mineralöl in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 139 des Zollkodex zu gestellen ist. 

§ 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: § 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: 

 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31 (soweit der 
Bleigehalt 0,013 g je Liter nicht übersteigt), 2710 11 41, 2710 11 45 und 
2710 11 49 der Kombinierten Nomenklatur, 

 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31 (soweit der Bleigehalt 
0,013 g je Liter nicht übersteigt), 2710 11 41, 2710 11 45 und 2710 11 49 
der Kombinierten Nomenklatur, 

 a) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und vor dem 
1. Juli 2007 entsteht, 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 482 Euro; 

 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 417 Euro;  

 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 432 Euro;  

 b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 und vor dem 
1. Oktober 2007 entsteht, 

 b) ansonsten 515 Euro; 

 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 447 Euro;  

 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 462 Euro;  

 c) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2007 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 442 Euro; 

 

 bb) ansonsten 475 Euro;  

 d) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2009 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 442 Euro; 

 bb) ansonsten 475 Euro;  

 e) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2010 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 482 Euro; 

 

 bb) ansonsten 515 Euro;  

 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31, 2710 11 51 und 
2710 11 59 der Kombinierten Nomenklatur, 

 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31, 2710 11 51 und 
2710 11 59 der Kombinierten Nomenklatur, 

 a) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und vor dem 
1. Juli 2007 entsteht, 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 554 Euro; 

 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 489 Euro;  

 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 504 Euro;  

 b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 und vor dem 
1. Oktober 2007 entsteht, 

 b) ansonsten 587 Euro; 

 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 519 Euro;  

 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 534 Euro;  

 c) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2007 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 514 Euro; 

 

 bb) ansonsten 547 Euro;  

 d) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2009 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 514 Euro; 

 

 bb) ansonsten 547 Euro;  

 e) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2010 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 554 Euro; 

 

 bb) ansonsten 587 Euro;  

 3. für 1 000 l mittelschwere Öle der Unterpositionen 2710 19 21 und 
2710 19 25 der Kombinierten Nomenklatur, 

 3. für 1 000 l mittelschwere Öle der Unterpositionen 2710 19 21 und 2710 19 
25 der Kombinierten Nomenklatur, 397 Euro; 

 a) 325 Euro, wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2005 und 
vor dem 1. Juli 2007 entsteht; 
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 b) 355 Euro, wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 entsteht;  

 c) 397 Euro, wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2010 
entsteht; 

 

 4. für 1 000 l Gasöle der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, 

 4. für 1 000 l Gasöle der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, 

 a) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2005 und vor dem 
1. Juli 2007 entsteht, 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 397 Euro; 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 297 Euro; 

 

 bb) ansonsten 325 Euro;  

 b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 entsteht,  b) ansonsten 425 Euro; 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 347 Euro; 

 

 bb) ansonsten 375 Euro;  

 c) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2009 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 347 Euro; 

 

 bb) ansonsten 375 Euro;  

 d) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2010 entsteht,  

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 397 Euro; 

 

 bb) ansonsten 425 Euro;  

 5. für 1 000 l gekennzeichnetes Gasöl (§ 9)  5. für 1 000 l gekennzeichnetes Gasöl (§ 9) 

 a) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 98 Euro;  a) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern gleichmäßig 
verteilt, 98 Euro; 

 b) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 128 Euro;  b) ansonsten 128 Euro; 

 6. für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe, die als Treibstoff 
verwendet werden, ausgenommen Erdgas, 261 €; 

 6. für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe, die als Treibstoff verwendet 
werden, ausgenommen Erdgas, 261 Euro; 

 7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 19 61 bis 2710 19 69 der 
Kombinierten Nomenklatur, 

 7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 19 61 bis 2710 19 69 der 
Kombinierten Nomenklatur, 

 a) wenn sie zum Verheizen oder zu einem nach § 4 Abs. 1 Z 9 lit. a 
begünstigten Zweck verwendet werden, für 1 000 kg 60 Euro, 

 a) wenn sie zum Verheizen verwendet werden, für 1 000 kg 60 Euro; 
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 b) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 
2005 und vor dem 1. Juli 2007 entsteht, 

 b) ansonsten für 1 000 l 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 297 Euro; 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils 
gleichmäßig verteilt, 397 Euro; 

 bb) ansonsten 325 Euro;  bb) ansonsten 425 Euro; 

 c) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 
entsteht, 

 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 347 Euro; 

 

 bb) ansonsten 375 Euro;  

 d) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 
2009 entsteht, 

 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 347 Euro; 

 

 bb) ansonsten 375 Euro;  

 e) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 
2010 entsteht, 

 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 397 Euro; 

 

 bb) ansonsten 425 Euro;  

 8. und 9. …  8. und 9. … 

(1a) und (2) … (1a) und (2) … 

(3) Die Mineralölsteuer für Heizstoffe beträgt für 1 000 l (3) Die Mineralölsteuer für Heizstoffe beträgt für 1 000 l 

 a) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 98 Euro;  a) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern gleichmäßig 
verteilt, 98 Euro; 

 b) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 128 Euro.  b) ansonsten 128 Euro. 

(4) … (4) … 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 4. (1) … § 4. (1) … 

(2) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung (2) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung 

 1. im Falle der Einfuhr von Mineralöl, Kraftstoffen oder Heizstoffen deren  1. im Falle der Einfuhr von Mineralöl, Kraftstoffen oder Heizstoffen deren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Steuerfreiheit unter den Voraussetzungen anzuordnen, unter denen sie 
nach der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 
über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABl. EG 
Nr. L 105 S. 1) und anderen von der Europäischen Gemeinschaft 
erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern 
befreit werden können, 

Steuerfreiheit unter den Voraussetzungen anzuordnen, unter denen sie nach 
der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 über das gemeinschaftliche System 
der Zollbefreiungen, ABl. Nr. L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und anderen 
von der Europäischen Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder 
den Verbrauchsteuern befreit werden können, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

 4. die Mineralölsteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 
des Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung erforderlich ist. 

 4. die Mineralölsteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 des 
Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Union erlassenen Rechtsvorschriften 
oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung erforderlich 
ist. 

3. Gekennzeichnetes Gasöl 3. Gekennzeichnetes Gasöl 

Begriff, Verwendung Begriff, Verwendung 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 

(2) Zur besonderen Kennzeichnung ist das Gasöl zu färben und mit einem 
Zusatz zu versehen, der auch in starken Verdünnungen nachweisbar ist. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung die Art der 
Kennzeichnungsstoffe und die Mengen, welche in dem zum Verheizen 
bestimmten Gasöl enthalten sein müssen, zu bestimmen. Sind EG-rechtlich 
Kennzeichnungen vorgesehen, ist dabei auf diese Bedacht zu nehmen. 

(2) Zur besonderen Kennzeichnung ist das Gasöl zu färben und mit einem 
Zusatz zu versehen, der auch in starken Verdünnungen nachweisbar ist. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung die Art der 
Kennzeichnungsstoffe und die Mengen, welche in dem zum Verheizen bestimmten 
Gasöl enthalten sein müssen, zu bestimmen. Sind EU-rechtlich Kennzeichnungen 
vorgesehen, ist dabei auf diese Bedacht zu nehmen. 

(3) bis (10) … (3) bis (10) … 

(11) Der Zusatz von weiteren Kennzeichnungsstoffen zu gekennzeichnetem 
Gasöl ist verboten, wenn durch diesen Zusatz die Kennzeichnung nach Abs. 2 
oder eine andere, nach gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften oder den 
Vorschriften eines Mitgliedstaates vorgesehene Kennzeichnung beeinträchtigt 
wird oder werden könnte. 

(11) Der Zusatz von weiteren Kennzeichnungsstoffen zu gekennzeichnetem 
Gasöl ist verboten, wenn durch diesen Zusatz die Kennzeichnung nach Abs. 2 oder 
eine andere, nach unionsrechtlichen Vorschriften oder den Vorschriften eines 
Mitgliedstaates vorgesehene Kennzeichnung beeinträchtigt wird oder werden 
könnte. 

§ 11. (1) und (2) … § 11. (1) und (2) … 

(3) Mineralölsteuerhinterziehungen, fahrlässige 
Mineralölsteuerverkürzungen und Finanzordnungswidrigkeiten der in den Abs. 1 
und 2 bezeichneten Art sind Finanzvergehen im Sinne des Finanzstrafgesetzes, 
BGBl. Nr. 129/1958, und nach diesem zu ahnden. 

(3) Mineralölsteuerhinterziehungen, fahrlässige Mineralölsteuerverkürzungen 
und Finanzordnungswidrigkeiten der in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Art sind 
Finanzvergehen im Sinne des Finanzstrafgesetzes, BGBl. Nr. 129/1958, und nach 
diesem zu ahnden. Mineralölsteuerhinterziehungen sind nach § 33 Abs. 5 u 6 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Mineralölsteuerhinterziehungen sind nach § 33 Abs. 5 u 6 Finanzstrafgesetz, 
fahrlässige Mineralölsteuerverkürzungen mit Geldstrafe bis zum Einfachen des 
Verkürzungsbetrages zu bestrafen. Eine Geldstrafe hat jedoch im Falle einer 
Mineralölsteuerhinterziehung mindestens 2 000 Euro und im Falle einer 
fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung mindestens 500 Euro zu betragen; § 25 
des Finanzstrafgesetzes ist auf Mineralölsteuerhinterziehungen nicht 
anzuwenden. Wurde gekennzeichnetes Gasöl in einen Behälter eingefüllt, der 
mit der Antriebsmaschine eines Fahrzeuges, mit einer Maschine oder mit einem 
Motor in Verbindung steht, so unterliegt auch dieses Fahrzeug, diese Maschine 
oder dieser Motor dem Verfall, wenn der Täter schon einmal wegen einer 
Mineralölsteuerhinterziehung oder fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung 
bestraft wurde und die Bestrafung nicht getilgt ist; für solche Fahrzeuge, 
Maschinen und Motoren gilt § 17 des Finanzstrafgesetzes sinngemäß. § 41 des 
Finanzstrafgesetzes gilt auch für Mineralölsteuerhinterziehungen. 
Finanzordnungswidrigkeiten der im Abs. 2 bezeichneten Art sind nach § 51 
Abs. 2 Finanzstrafgesetz zu bestrafen. 

Finanzstrafgesetz, fahrlässige Mineralölsteuerverkürzungen mit Geldstrafe bis zum 
Einfachen des Verkürzungsbetrages zu bestrafen. Eine Geldstrafe hat jedoch im 
Falle einer Mineralölsteuerhinterziehung mindestens 2 000 Euro und im Falle einer 
fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung mindestens 500 Euro zu betragen; § 25 des 
Finanzstrafgesetzes ist auf Mineralölsteuerhinterziehungen nicht anzuwenden. 
Wurde gekennzeichnetes Gasöl in einen Behälter eingefüllt, der mit der 
Antriebsmaschine eines Fahrzeuges, mit einer Maschine oder mit einem Motor in 
Verbindung steht, so unterliegt auch dieses Fahrzeug, diese Maschine oder dieser 
Motor dem Verfall, wenn der Täter schon einmal wegen einer 
Mineralölsteuerhinterziehung oder fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung bestraft 
wurde und die Bestrafung nicht getilgt ist; für solche Fahrzeuge, Maschinen und 
Motoren gilt § 17 des Finanzstrafgesetzes sinngemäß. Die §§ 38, 38a, 39 und 41 
des Finanzstrafgesetzes gelten auch für Mineralölsteuerhinterziehungen. 
Finanzordnungswidrigkeiten der im Abs. 2 bezeichneten Art sind nach § 51 Abs. 2 
Finanzstrafgesetz zu bestrafen. 

(4) … (4) … 

6. Entstehung, Anmeldung und Fälligkeit der Steuer 6. Entstehung, Anmeldung und Fälligkeit der Steuer 

Steuerschuld Steuerschuld 

§ 21. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 
entsteht die Steuerschuld dadurch, 

§ 21. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, entsteht 
die Steuerschuld dadurch, 

 1. dass Mineralöl aus einem Steuerlager weggebracht wird, ohne dass sich 
ein weiteres Steueraussetzungsverfahren oder Zollverfahren 
ausgenommen das Verfahren der Überführung in den zollrechtlich 
freien Verkehr und das Ausfuhrverfahren anschließt, oder dadurch, dass 
es in einem Steuerlager zum Verbrauch entnommen wird (Entnahme in 
den freien Verkehr); 

 1. dass Mineralöl aus einem Steuerlager weggebracht wird, ohne dass sich ein 
weiteres Steueraussetzungsverfahren oder Zollverfahren ausgenommen das 
Verfahren der Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr und das 
Ausfuhrverfahren anschließt, oder dadurch, dass es in einem Steuerlager 
zum Verbrauch entnommen wird (Entnahme in den freien Verkehr); 

 2. bis 6. …  2. bis 6. … 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 30. (1) und (2) … § 30. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter (3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Steueraussetzung, wenn das Mineralöl das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt 
worden ist und endet mit der Aufnahme des Mineralöles. 

wenn das Mineralöl das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen worden ist und 
endet mit der Aufnahme des Mineralöles. 

(4) … (4) … 

8. Ausfuhr unter Steueraussetzung 8. Ausfuhr unter Steueraussetzung 

§ 37. (1) Mineralöl darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Versendern 
vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an dem das 
Mineralöl das EG-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

§ 37. (1) Mineralöl darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Versendern 
vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an dem das 
Mineralöl das EU-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(2) ... (2) ... 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn das Mineralöl das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist. Die 
Beförderung unter Steueraussetzung endet, wenn das Mineralöl das EG-
Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn das Mineralöl das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden ist. Die Beförderung unter 
Steueraussetzung endet, wenn das Mineralöl das EU-Verbrauchsteuergebiet 
verlässt. 

(4) … (4) … 

9. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 9. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 38. (1) bis (5) … § 38. (1) bis (5) … 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Mineralöl 
nachweislich aus dem EG-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die 
im Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt 
dem Zollamt, bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei Jahren 
ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Mineralöl nachweislich 
aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem Zollamt, bei 
dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

10. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 10. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 

Einfuhr Einfuhr 

§ 39. (1) Einfuhr ist § 39. (1) Einfuhr ist 

 1. der Eingang von Mineralöl aus Drittländern oder Drittgebieten in das  1. der Eingang von Mineralöl aus Drittländern oder Drittgebieten in das 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Steuergebiet, es sei denn, das Mineralöl befindet sich beim Eingang in 
das EG-Verbrauchsteuergebiet in einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren; 

Steuergebiet, es sei denn, das Mineralöl befindet sich beim Eingang in das 
EU-Verbrauchsteuergebiet in der vorübergehenden Verwahrung oder 
einem zollrechtlichen besonderen Verfahren; 

 2. die Entnahme von Mineralöl aus einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich 
ein weiteres zollrechtliches Nichterhebungsverfahren an. 

 2. die Entnahme von Mineralöl aus einem zollrechtlichen besonderen 
Verfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich ein weiteres 
zollrechtliches besonderes Verfahren an. 

(2) Zollrechtliche Nichterhebungsverfahren sind (2) Zollrechtliche besondere Verfahren sind 

 1. beim Eingang von Mineralöl im zollrechtlichen Status als 
Nichtgemeinschaftsware aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 1. beim Eingang von Mineralöl im zollrechtlichen Status als Nicht-
Unionsware aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 a) die nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen 
besonderen Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft, 

 a) die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des 
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zollüberwachung 
beim Eingang in das Zollgebiet der Europäischen Union, 

 b) die vorübergehende Verwahrung nach Titel III Kapitel 5 des 
Zollkodex, 

 

 c) die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 
Abschnitt 1 des Zollkodex, 

 c) die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des 
Zollkodex, 

 d) alle in Art. 84 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex genannten 
Verfahren, 

 d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die 
vorübergehende Verwendung, 

und die dazu ergangenen Vorschriften; und die dazu ergangenen Vorschriften; 

 2. beim Eingang von Mineralöl im zollrechtlichen Status als 
Gemeinschaftsware aus Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die 
nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Gemeinschaft. 

 2. beim Eingang von Mineralöl im zollrechtlichen Status als Unionsware aus 
Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und 
Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Europäischen Union. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Unregelmäßigkeiten im zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren Unregelmäßigkeiten im besonderen Verfahren 

§ 40. Treten in einem zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren, in dem sich 
Mineralöl befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 215 des Zollkodex 
sinngemäß. 

§ 40. Treten in einem zollrechtlichen besonderen Verfahren, in dem sich 
Mineralöl befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 87 des Zollkodex sinngemäß. 

12. Amtliche Aufsicht 12. Amtliche Aufsicht 

§ 47. (1) ... § 47. (1) ... 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des (2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Mineralöl, Kraftstoffe 
oder Heizstoffe der Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der 
Europäischen Gemeinschaft entzogen werden. 

Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Mineralöl, Kraftstoffe oder 
Heizstoffe der Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der 
Europäischen Union entzogen werden. 

(3) ... (3) ... 
 

§ 64q. (1) § 2 Abs. 7, § 2a Z 2 bis 8, § 4 Abs. 2 Z 1 und 4, § 9 Abs. 2 und 
Abs. 11, § 21 Abs. 1 Z 1, § 30 Abs. 3, § 37 Abs. 1 und Abs. 3, § 38 Abs. 6, § 39 
Abs. 1 und Abs. 2, § 40 einschließlich der Überschrift sowie § 47 Abs. 2, jeweils in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015, treten mit 1. Mai 2016 in 
Kraft. 

 
(2) § 11 Abs. 3 vorletzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XX/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

Artikel 24 
Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 2011 

Artikel 24 
Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 2011 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind: § 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind: 

 1. bis 15. …  1. bis 15. … 

 16. Bestimmungszollstelle: die Bestimmungszollstelle im Sinne des Artikels 
340 b Nummer 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93; 

 16. Bestimmungsstelle: die Zollstelle, der die in ein Versandverfahren 
übergeführten Waren zur Beendigung des Verfahrens zu gestellen sind; 

 17. zollrechtliche Bestimmung: die zollrechtlichen Bestimmungen gemäß 
Artikel 4 Nummer 15 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften; 

 17. Zollverfahren: die Verfahren, in die Waren gem. Art. 5 Z 16 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union 
(Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, übergeführt werden 
können; 

 18. Versand: die Verbringung von Waren, die der zollamtlichen 
Überwachung unterliegen, zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets der 
Union gelegenen Orten gemäß Artikel 91 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften; 

 18. Versand: die Verbringung von Waren, die der zollamtlichen Überwachung 
unterliegen, zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets der Union gelegenen 
Orten gemäß Art. 226 des Zollkodex; 

 19. Zollgebiet der Union: Gebiet der Europäischen Union gemäß Art. 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften; 

 19. Zollgebiet der Union: Gebiet der Europäischen Union gemäß Art. 4 des 
Zollkodex; 

 20. bis 22. …  20. bis 22. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Einfuhr aus Drittländern Einfuhr aus Drittländern 

Allgemeine Anforderungen Allgemeine Anforderungen 

§ 23. (1) und (2) … § 23. (1) und (2) … 

(3) In Anhang V Teil B angeführte Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 
andere Gegenstände mit Herkunft aus Drittländern unterliegen ab dem Zeitpunkt 
ihres Eintreffens im Zollgebiet der Union bis zur Freigabe gemäß § 33 sowohl 
der zollamtlichen Überwachung im Sinne von Artikel 37 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften 
als auch der Überwachung durch die zuständige amtliche Stelle. 

(3) In Anhang V Teil B angeführte Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere 
Gegenstände mit Herkunft aus Drittländern unterliegen ab dem Zeitpunkt ihres 
Eintreffens im Zollgebiet der Union bis zur Freigabe gemäß § 33 sowohl der 
zollamtlichen Überwachung im Sinne von Art. 134 Abs. 1 des Zollkodex als auch 
der Überwachung durch die zuständige amtliche Stelle. 

Spezifische Sendungen Spezifische Sendungen 

§ 24. (1) bis (4) … § 24. (1) bis (4) … 

(5) Im Falle der Gefahr der Ausbreitung von Schadorganismen können auch 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstände, die einer der 
zollrechtlichen Bestimmungen gemäß Art. 4 Nummer 15 lit. b bis e oder Art. 4 
Z 16 lit. b und c der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung 
des Zollkodex der Gemeinschaften unterliegen, von der zuständigen amtlichen 
Stelle auf Erfüllung der Anforderungen gemäß § 23 Abs. 1 Z 2 lit. a bis lit. c und 
Abs. 2 lit. a bis lit. c überprüft werden. 

(5) Im Falle der Gefahr der Ausbreitung von Schadorganismen können auch 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstände, die der Wiederausfuhr, der 
Zerstörung oder der Aufgabe (Art. 270, Art. 197 und Art. 199 des Zollkodex) oder 
den Zollverfahren des Versands oder der Lagerung (Art. 210 lit. a und lit. b des 
Zollkodex) zugeführt werden,, von der zuständigen amtlichen Stelle auf Erfüllung 
der Anforderungen gemäß § 23 Abs. 1 Z 2 lit. a bis lit. c und Abs. 2 lit. a bis lit. c 
überprüft werden. 

(6) … (6) … 

Pflichten der Einführer Pflichten der Einführer 

§ 27. (1) Einführer oder ihre Zollvertreter (Anmelder gemäß Art. 4 Z 18 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften) von Sendungen, die aus in Anhang V Teil B angeführten 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen Gegenständen bestehen oder 
diese enthalten, haben in mindestens einem der zur Einleitung eines 
Zollverfahrens gemäß Art. 4 Z 15 lit. b bis e oder Art. 4 Z 16 lit. a bis g der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften erforderlichen Dokumente in derselben Sprache wie der übrigen 
dort vorgesehenen Angaben folgende Angaben zur Zusammensetzung der 
Sendung zu machen: 

§ 27. (1) Einführer oder ihre Zollvertreter (Anmelder gemäß Art. 5 Z 15 des 
Zollkodex)) von Sendungen, die aus in Anhang V Teil B angeführten Pflanzen, 
Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen Gegenständen bestehen oder diese enthalten, 
haben in mindestens einem der für die Zerstörung, die Aufgabe und die 
Wiederausfuhr (Art. 197, Art. 199 und Art. 270 des Zollkodex) sowie der in Art. 5 
Z 16 lit. a und b des Zollkodex angeführten Zollverfahren erforderlichen 
Dokumente in derselben Sprache wie der übrigen dort vorgesehenen Angaben 
folgende Angaben zur Zusammensetzung der Sendung zu machen: 

 1. einen Hinweis auf die Art der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 
anderen Gegenstände unter Verwendung der Codes des Integrierten 

 1. einen Hinweis auf die Art der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder anderen 
Gegenstände unter Verwendung der Codes des Integrierten Zolltarifs der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zolltarifs der Europäischen Union (Taric), Europäischen Union (Taric), 

 2. einen Vermerk „Diese Sendung enthält pflanzenschutzrechtlich 
relevante Erzeugnisse“, 

 2. einen Vermerk „Diese Sendung enthält pflanzenschutzrechtlich relevante 
Erzeugnisse“, 

 3. die Nummer des Pflanzengesundheitszeugnisses oder gegebenenfalls 
der entsprechenden zulässigen alternativen Dokumente und 

 3. die Nummer des Pflanzengesundheitszeugnisses oder gegebenenfalls der 
entsprechenden zulässigen alternativen Dokumente und 

 4. die Registernummer des Einführers gemäß § 14 Abs. 1 Z 4 oder 
gegebenenfalls die Registernummer gemäß Art. 13c Abs. 1 lit. b der 
Richtlinie 2000/29/EG. 

 4. die Registernummer des Einführers gemäß § 14 Abs. 1 Z 4 oder 
gegebenenfalls die Registernummer gemäß Art. 13c Abs. 1 lit. b der 
Richtlinie 2000/29/EG. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Mitwirkung der Zollbehörden Mitwirkung der Zollbehörden 

§ 32. (1) Das Pflanzengesundheitszeugnis, das mit einem Eingangsstempel 
und der Unterschrift des Kontrollorgans versehen ist, bildet bei der zollamtlichen 
Abfertigung eine erforderliche Unterlage zur Anmeldung gemäß Art. 62 Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex). 

§ 32. (1) Das Pflanzengesundheitszeugnis, das mit einem Eingangsstempel und 
der Unterschrift des Kontrollorgans versehen ist, bildet bei der zollamtlichen 
Abfertigung eine erforderliche Unterlage zur Anmeldung gemäß Art. 163 des 
Zollkodex. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Freigabe Freigabe 

§ 33. (1) und (2) … § 33. (1) und (2) … 

(3) Erst nach erfolgter Freigabe dürfen die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 
oder sonstigen Gegenstände in eines der in Art. 4 Z 16 lit. a und lit. d bis lit. g 
des Zollkodex der Gemeinschaften angeführten Zollverfahren übergeführt 
werden. 

(3) Erst nach erfolgter Freigabe dürfen die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 
sonstigen Gegenstände in eines der in Art. 5 Z 16 lit. a und Art. 210 lit. b bis lit. d 
des Zollkodex angeführten Zollverfahren übergeführt werden. 

Durchsetzung der Rechtsvorschriften Durchsetzung der Rechtsvorschriften 

Strafbestimmungen und Sicherungsmaßnahmen Strafbestimmungen und Sicherungsmaßnahmen 

§ 36. (1) Wer § 36. (1) Wer 

 1. bis 20. …  1. bis 20. … 

 21. als Anmelder gemäß Art. 4 Z 18 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 
des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften seinen 
Pflichten entgegen § 27 nicht nachkommt, 

 21. als Anmelder gemäß Art. 5 Z 15 des Zollkodex seinen Pflichten entgegen 
§ 27 nicht nachkommt, 

 22. bis 31. …  22. bis 31. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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Inkrafttreten und Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften Inkrafttreten und Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

§ 49. (1) bis (5) … § 49. (1) bis (5) … 
 

(6) § 2 Z 16 bis 19, § 23 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 27 Abs. 1, § 32 Abs. 1, § 33 
Abs. 3 sowie § 36 Abs. 1 Z 21 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 25 
Änderung des Pflanzgutgesetzes 1997 

Artikel 25 
Änderung des Pflanzgutgesetzes 1997 

Sonstige Bestimmungen Sonstige Bestimmungen 

Einfuhr aus Drittländern Einfuhr aus Drittländern 

§ 14. (1) bis (3) … § 14. (1) bis (3) … 

(4) Das Begleitdokument oder das Pflanzengesundheitszeugnis, das die 
Anforderungen gemäß Abs. 1 und 2 erfüllt, bildet bei der zollamtlichen 
Abfertigung eine erforderliche Unterlage zur Anmeldung gemäß Art. 62 Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 
Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission (Zollkodex-
Durchführungsverordnung). 

(4) Das Begleitdokument oder das Pflanzengesundheitszeugnis, das die 
Anforderungen gemäß Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung 
des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90. 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften Inkrafttreten und Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

§ 20. (1) bis (7) … § 20. (1) bis (7) … 
 

(8) § 14 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 26 
Änderung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 2011 

Artikel 26 
Änderung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 2011 

Einfuhr Einfuhr 

§ 12. (1) bis (6) … § 12. (1) bis (6) … 

(7) Die Bestätigung bildet bei der Einfuhrabfertigung an der Zollstelle eine 
erforderliche Unterlage zur Anmeldung gemäß Art. 62 Abs. 2 des Zollkodex und 
Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der 
Kommission (Zollkodex-Durchführungsverordnung). 

(7) Die Bestätigung bildet bei der Einfuhrabfertigung an der Zollstelle eine 
erforderliche Unterlage zur Anmeldung gemäß Art. 163 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. Nr. L 269 
vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 
29.10.2013 S. 90. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(8) … (8) … 

Inkrafttreten und Aufhebung von Rechtsvorschriften Inkrafttreten und Aufhebung von Rechtsvorschriften 

§ 17. (1) bis (3) … § 17. (1) bis (3) … 
 

(4) § 12 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 27 
Änderung des Produktpirateriegesetzes 2004 

Artikel 27 
Änderung des Produktpirateriegesetzes 2004 

§ 4. (1) Wurde die Überlassung der Ware gemäß Artikel 9 Abs. 1 der EG-
Produktpiraterie-Verordnung 2004 ausgesetzt oder diese beschlagnahmt, so ist 
dies dem Anmelder (Artikel 4 Z 18 Zollkodex) oder dem Besitzer im Sinne des 
Artikels 38 des Zollkodex schriftlich mitzuteilen. In diese Mitteilung gemäß 
Artikel 9 Abs. 2 der EG-Produktpiraterie-Verordnung 2004 sind folgende 
Hinweise aufzunehmen: 

§ 4. (1) Wurde die Überlassung der Ware gemäß Artikel 9 Abs. 1 der EG-
Produktpiraterie-Verordnung 2004 ausgesetzt oder diese beschlagnahmt, so ist dies 
dem Anmelder (Art. 5 Z 15 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90) oder dem Besitzer 
im Sinn des Art. 135 des Zollkodex schriftlich mitzuteilen. In diese Mitteilung 
gemäß Artikel 9 Abs. 2 der EG-Produktpiraterie-Verordnung 2004 sind folgende 
Hinweise aufzunehmen: 

 a) dass die durch ein Gericht in einem Straf- oder Zivilrechtsverfahren 
zu treffende Entscheidung, ob diese Waren tatsächlich ein Recht am 
geistigen Eigentum verletzen, unterbleiben kann, wenn der 
Anmelder, der Besitzer oder der Eigentümer der Waren und der 
Rechtsinhaber einer sofortigen Vernichtung unter zollamtlicher 
Überwachung gemäß Artikel 11 Abs. 1 der EG-Produktpiraterie-
Verordnung 2004 zustimmen; 

 a) dass die durch ein Gericht in einem Straf- oder Zivilrechtsverfahren zu 
treffende Entscheidung, ob diese Waren tatsächlich ein Recht am 
geistigen Eigentum verletzen, unterbleiben kann, wenn der Anmelder, 
der Besitzer oder der Eigentümer der Waren und der Rechtsinhaber 
einer sofortigen Vernichtung unter zollamtlicher Überwachung gemäß 
Artikel 11 Abs. 1 der EG-Produktpiraterie-Verordnung 2004 
zustimmen; 

 b) dass diese Zustimmung zur Vernichtung durch den Anmelder, den 
Besitzer oder den Eigentümer als erteilt gilt, wenn der Vernichtung 
nicht innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht 
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen ab der 
Zustellung der Mitteilung schriftlich durch den Anmelder oder durch 
den Besitzer oder durch den Eigentümer widersprochen wird. 

 b) dass diese Zustimmung zur Vernichtung durch den Anmelder, den 
Besitzer oder den Eigentümer als erteilt gilt, wenn der Vernichtung nicht 
innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht verderblicher Waren 
innerhalb von drei Arbeitstagen ab der Zustellung der Mitteilung 
schriftlich durch den Anmelder oder durch den Besitzer oder durch den 
Eigentümer widersprochen wird. 

Der Anmelder, der Besitzer oder der Eigentümer der Waren kann die Erklärung, 
dass einer sofortigen Vernichtung unter zollamtlicher Überwachung gemäß 
Artikel 11 Abs. 1 der EG-Produktpiraterie-Verordnung 2004 ausdrücklich 
zugestimmt wird, direkt der Zollbehörde übermitteln. 

Der Anmelder, der Besitzer oder der Eigentümer der Waren kann die Erklärung, 
dass einer sofortigen Vernichtung unter zollamtlicher Überwachung gemäß 
Artikel 11 Abs. 1 der EG-Produktpiraterie-Verordnung 2004 ausdrücklich 
zugestimmt wird, direkt der Zollbehörde übermitteln. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 10. (1) und (2) … § 10. (1) und (2) … 
 

(3) § 4 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt mit 
1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 28 
Änderung des Produktsicherheitsgesetzes 2004 

Artikel 28 
Änderung des Produktsicherheitsgesetzes 2004 

Vorläufige Maßnahmen zur Gefahrenabwehr Vorläufige Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 

§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) … 

(4) Von vorläufigen Maßnahmen gemäß Abs. 1 können auch Produkte 
erfasst werden, deren Überlassung von den Zollbehörden gemäß Artikel 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates vom 8. Februar 1993 über die 
Kontrolle der Übereinstimmung von aus Drittländern eingeführten Erzeugnissen 
mit den geltenden Produktsicherheitsvorschriften, ABl. Nr. L 040 vom 
17.2.1993, ausgesetzt worden ist. Die betreffenden Produkte sind diesfalls in 
vorübergehender Verwahrung gemäß Artikel 50 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992, zu belassen. 

(4) Von vorläufigen Maßnahmen gemäß Abs. 1 können auch Produkte erfasst 
werden, deren Überlassung von den Zollbehörden gemäß Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 339/93 des Rates vom 8. Februar 1993 über die Kontrolle der 
Übereinstimmung von aus Drittländern eingeführten Erzeugnissen mit den 
geltenden Produktsicherheitsvorschriften, ABl. Nr. L 040 vom 17.2.1993, 
ausgesetzt worden ist. Die betreffenden Produkte sind diesfalls in vorübergehender 
Verwahrung gemäß Art. 144 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung 
des Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, zu belassen. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 34. (1) und (2) … § 34. (1) und (2) … 
 

(3) § 15 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 29 
Änderung des Pyrotechnikgesetzes 2010 

Artikel 29 
Änderung des Pyrotechnikgesetzes 2010 

Marktüberwachung Marktüberwachung 

Marktüberwachung Marktüberwachung 

§ 27. (1) bis (6) … § 27. (1) bis (6) … 

(7) Von Maßnahmen gemäß Abs. 5 können auch pyrotechnische 
Gegenstände und Sätze erfasst werden, deren Überlassung von den Zollbehörden 
gemäß Art. 27 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 ausgesetzt worden ist. 

(7) Von Maßnahmen gemäß Abs. 5 können auch pyrotechnische Gegenstände 
und Sätze erfasst werden, deren Überlassung von den Zollbehörden gemäß Art. 27 
Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 ausgesetzt worden ist. Die betreffenden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Die betreffenden pyrotechnischen Gegenstände und Sätze sind diesfalls in 
vorübergehender Verwahrung gemäß Art. 50 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 
vom 19.10.1992 S. 1 (Zollkodex), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1791/2006, ABl. Nr. L 363 vom 20.12.2006 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 205 vom 22.07.1998 S. 75, zu belassen. 

pyrotechnischen Gegenstände und Sätze sind diesfalls in vorübergehender 
Verwahrung gemäß Art. 144 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung 
des Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, zu belassen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 45. (1) bis (5) … § 45. (1) bis (5) … 
 

(6) § 27 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 30 
Änderung des Saatgutgesetzes 1997 

Artikel 30 
Änderung des Saatgutgesetzes 1997 

Überwachung Überwachung 

§ 37. (1) und (2) … § 37. (1) und (2) … 

(3) Die Einfuhrbescheinigung oder die mit einem Vermerk über den 
Bestimmungszweck versehenen Frachtpapiere bilden die bei der zollamtlichen 
Abfertigung erforderlichen Unterlagen zur Anmeldung gemäß Art. 62 Abs. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 lit. d 
der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission (Zollkodex-
Durchführungsverordnung). 

(3) Die Einfuhrbescheinigung oder die mit einem Vermerk über den 
Bestimmungszweck versehenen Frachtpapiere bilden die bei der zollamtlichen 
Abfertigung erforderlichen Unterlagen zur Anmeldung gemäß Art. 163 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union 
(Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung 
ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90. 

(4) Saatgut unterliegt den Bestimmungen des Abs. 1 jedoch erst im 
Zeitpunkt, in dem 

(4) Saatgut unterliegt den Bestimmungen des Abs. 1 jedoch erst im Zeitpunkt, 
in dem 

 1. es dem Zollamt zwecks Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr 
oder zwecks Einlagerung in ein Lager des Typs D gestellt wird, 

 1. es dem Zollamt zwecks Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr 
gestellt wird, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

 4. im Falle der vorübergehenden Verwendung die Zollschuld auf andere 
als die in Art. 201 des Zollkodex beschriebene Art entsteht. 

 4. im Falle der vorübergehenden Verwendung die Zollschuld auf andere als 
die in Art. 77 des Zollkodex beschriebene Art entsteht. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 80. (1) bis (3) … § 80. (1) bis (3) … 
 

(4) § 37 Abs. 3 und Abs. 4 Z 1 und Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 
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Artikel 31 
Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995 

Artikel 31 
Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995 

§ 2. (1) und (2) … § 2. (1) und (2) … 

(3) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, beispielsweise durch die Einführung zusätzlicher 
Untergliederungen, so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch 
bewirkten Änderungen der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch 
Aufnahme in den Gebrauchszolltarif (§ 45 Abs. 1 Zollrechts-
Durchführungsgesetz) in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist 
insoweit verbindlich. 

(3) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den 
Steuergegenstand hat, beispielsweise durch die Einführung zusätzlicher 
Untergliederungen, so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch bewirkten 
Änderungen der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme in den 
Gebrauchszolltarif (§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 659/1994) in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit 
verbindlich. 

§ 2a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind § 2a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind 

 1. …  1. … 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 302 vom 
19.10.1992, S. 1); 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union (ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung 
der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90); 

 3. Gebiet der Europäischen Gemeinschaft: das Gebiet, auf das die 
Systemrichtlinie Anwendung findet (EG-Verbrauchsteuergebiet); 

 3. Gebiet der Europäischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie 
Anwendung findet (EU-Verbrauchsteuergebiet); 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EG-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EU-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten 
Gebiete, die außerhalb des EG-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, 
die außerhalb des EU-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet 
der Europäischen Union gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft keine Anwendung findet; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union keine Anwendung findet; 

 7. Zollgebiet der Gemeinschaft: das Gebiet nach Art. 3 des Zollkodex;  7. Zollgebiet der Europäischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex; 

 8. Ort der Einfuhr:  8. Ort der Einfuhr: 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich der Schaumwein 
bei seiner Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach 
Art. 79 des Zollkodex befindet; 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich der Schaumwein bei 
seiner Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des 
Zollkodex befindet; 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem der Schaumwein in  b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem der Schaumwein in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sinngemäßer Anwendung von Art. 40 des Zollkodex zu gestellen ist. sinngemäßer Anwendung von Art. 139 des Zollkodex zu gestellen ist. 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 4. (1) … § 4. (1) … 

(2) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung (2) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung 

 1. im Falle der Einfuhr von Schaumwein dessen Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen er nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABl. EG Nr. L 105 S. 1) 
und anderen von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern befreit werden 
kann, 

 1. im Falle der Einfuhr von Schaumwein dessen Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen er nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1186/2009 über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, 
ABl. Nr. L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und anderen von der Europäischen 
Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern 
befreit werden kann, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

 5. die Schaumweinsteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 
des Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung erforderlich ist. 

 5. die Schaumweinsteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 
des Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Union erlassenen Rechtsvorschriften 
oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung erforderlich 
ist. 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 12. (1) bis (3) … § 12. (1) bis (3) … 

(4) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn der Schaumwein das Steuerlager verlässt oder am Ort 
der Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex 
überführt worden ist und endet mit der Aufnahme oder Übernahme des 
Schaumweins. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn der Schaumwein das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen worden ist und 
endet mit der Aufnahme oder Übernahme des Schaumweins. 

(5) … (5) … 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 13. (1) und (2) … § 13. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn der Schaumwein das Steuerlager verlässt oder am Ort 
der Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist. In den 
Fällen des Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter 
Steueraussetzung mit der Aufnahme des Schaumweins in das Steuerlager oder 
mit der Übernahme des Schaumweins durch den registrierten Empfänger, durch 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn der Schaumwein das Steuerlager verlässt oder am Ort der 
Einfuhr zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden ist. In den Fällen des 
Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter Steueraussetzung 
mit der Aufnahme des Schaumweins in das Steuerlager oder mit der Übernahme 
des Schaumweins durch den registrierten Empfänger, durch den Empfänger einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
den Empfänger einer Direktlieferung oder durch die in § 12 Abs. 1 Z 3 
genannten Empfänger. 

Direktlieferung oder durch die in § 12 Abs. 1 Z 3 genannten Empfänger. 

(4) … (4) … 

4. Ausfuhr unter Steueraussetzung 4. Ausfuhr unter Steueraussetzung 

§ 19. (1) Schaumwein darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, 
an dem der Schaumwein das EG-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

§ 19. (1) Schaumwein darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Versendern 
vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an dem der 
Schaumwein das EU-Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(2) ... (2) ... 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn der Schaumwein das Steuerlager verlässt oder am Ort 
der Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist. Die 
Beförderung unter Steueraussetzung endet, wenn der Schaumwein das EG-
Verbrauchsteuergebiet verlässt. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn der Schaumwein das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden ist. Die Beförderung unter 
Steueraussetzung endet, wenn der Schaumwein das EU-Verbrauchsteuergebiet 
verlässt. 

(4) ... (4) ... 

5. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 5. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 20. (1) bis (5) … § 20. (1) bis (5) … 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass der Schaumwein 
nachweislich aus dem EG-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die 
im Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt 
dem Zollamt, bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei Jahren 
ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass der Schaumwein 
nachweislich aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im 
Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem 
Zollamt, bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

6. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 6. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 

Einfuhr Einfuhr 

§ 21. (1) Einfuhr ist § 21. (1) Einfuhr ist 

 1. der Eingang von Schaumwein aus Drittländern oder Drittgebieten in das 
Steuergebiet, es sei denn, der Schaumwein befindet sich beim Eingang 
in das EG-Verbrauchsteuergebiet in einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren; 

 1. der Eingang von Schaumwein aus Drittländern oder Drittgebieten in das 
Steuergebiet, es sei denn, der Schaumwein befindet sich beim Eingang in 
das EU-Verbrauchsteuergebiet in der vorübergehenden Verwahrung oder 
einem zollrechtlichen besonderen Verfahren; 

896 der B
eilagen X

X
V

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

117 von 131

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  118 von 131 
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 2. die Entnahme von Schaumwein aus einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich 
ein weiteres zollrechtliches Nichterhebungsverfahren an. 

 2. die Entnahme von Schaumwein aus einem zollrechtlichen besonderen 
Verfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich ein weiteres 
zollrechtliches besonderes Verfahren an. 

(2) Zollrechtliche Nichterhebungsverfahren sind (2) Zollrechtliche besondere Verfahren sind 

 1. beim Eingang von Schaumwein im zollrechtlichen Status als 
Nichtgemeinschaftsware aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 1. beim Eingang von Schaumwein im zollrechtlichen Status als Nicht-
Unionsware aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 a) die nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen 
besonderen Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft, 

 a) die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des 
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zollüberwachung 
beim Eingang in das Zollgebiet der Union, 

 b) die vorübergehende Verwahrung nach Titel III Kapitel 5 des 
Zollkodex, 

 

 c) die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 
Abschnitt 1 des Zollkodex, 

 c) die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des 
Zollkodex, 

 d) alle in Art. 84 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex genannten 
Verfahren; 

 d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die 
vorübergehende Verwendung; 

 2. beim Eingang von Schaumwein im zollrechtlichen Status als 
Gemeinschaftsware aus Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die 
nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Gemeinschaft. 

 2. beim Eingang von Schaumwein im zollrechtlichen Status als Unionsware 
aus Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 
und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Europäischen Union. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Unregelmäßigkeiten im zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren Unregelmäßigkeiten im besonderen Verfahren 

§ 22. Treten in einem zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren, in dem sich 
Schaumwein befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 215 des Zollkodex 
sinngemäß. 

§ 22. Treten in einem zollrechtlichen besonderen Verfahren, in dem sich 
Schaumwein befindet, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 87 des Zollkodex 
sinngemäß. 

8. Amtliche Aufsicht 8. Amtliche Aufsicht 

§ 29. (1) ... § 29. (1) ... 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Schaumwein der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen 
Gemeinschaft entzogen wird. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Schaumwein der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen wird. 

(3) … (3) … 
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§ 48h. § 2 Abs. 3, § 2a Z 2 bis 8, § 4 Abs. 2 Z 1 und 5, § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 3, 
§ 19 Abs. 1 und 3, § 20 Abs. 6, § 21 Abs. 1 und Abs. 2, § 22 einschließlich der 
Überschrift sowie § 29 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 32 
Änderung des Sicherheitskontrollgesetzes 2013 

Artikel 32 
Änderung des Sicherheitskontrollgesetzes 2013 

Strafbestimmungen Strafbestimmungen 

Sicherstellung Sicherstellung 

§ 25. (1) … § 25. (1) … 

(2) Liegen die Voraussetzungen einer Sicherstellung nicht vor und können 
Güter dem Anmelder gemäß Art. 75 lit. a, 4. Anstrich der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 
vom 19.10. 1992 S. 1, nicht überlassen werden, weil sie Verboten oder 
Beschränkungen unterliegen, so sind diese Güter von den Zollbehörden zu 
beschlagnahmen. Über die erfolgte Beschlagnahme ist der Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend unverzüglich zu informieren. Der 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat zu entscheiden, ob die 
Beschlagnahme aufzuheben ist und ob die Güter wiederauszuführen, dem 
Ausführer zurückzustellen oder unter sinngemäßer Anwendung der §§ 37 bis 52 
der Abgabenexekutionsordnung, BGBl. Nr. 104/1949, verwertet werden oder 
vernichtet werden sollen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen einer Sicherstellung nicht vor und können 
Güter dem Anmelder gemäß Art. 198 Abs. 1 lit. b (iv) der Verordnung (EU) Nr. 
952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 
S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, nicht 
überlassen werden, weil sie Verboten oder Beschränkungen unterliegen, so sind 
diese Güter von den Zollbehörden zu beschlagnahmen. Über die erfolgte 
Beschlagnahme ist der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
unverzüglich zu informieren. Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend hat zu entscheiden, ob die Beschlagnahme aufzuheben ist und ob die Güter 
wiederauszuführen, dem Ausführer zurückzustellen oder unter sinngemäßer 
Anwendung der §§ 37 bis 52 der Abgabenexekutionsordnung, BGBl. Nr. 104/1949, 
verwertet werden oder vernichtet werden sollen. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmung Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 

§ 30. (1) bis (3) … § 30. (1) bis (3) … 
 

(4) § 25 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 
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Artikel 33 
Änderung des Sprengmittelgesetzes 2010 

Artikel 33 
Änderung des Sprengmittelgesetzes 2010 

Einfuhr und Durchfuhr Einfuhr und Durchfuhr 

Einfuhrgenehmigung für Drittstaaten Einfuhrgenehmigung für Drittstaaten 

§ 31. (1) und (2) … § 31. (1) und (2) … 

(3) Die Einfuhrgenehmigung stellt den Nachweis des rechtmäßigen 
Besitzes der darin genannten Schieß- und Sprengmittel dar. Die Einfuhr darf nur 
durch den in der Einfuhrgenehmigung genannten Transporteur erfolgen. Die 
Einfuhrgenehmigung bildet eine erforderliche Unterlage zur Zollanmeldung 
gemäß Art. 62 Abs. 2 des Zollkodex. Die Einfuhrgenehmigung ist bei der Einfuhr 
mitzuführen und auf Verlangen den Sicherheitsbehörden oder den Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes auszuhändigen. 

(3) Die Einfuhrgenehmigung stellt den Nachweis des rechtmäßigen Besitzes 
der darin genannten Schieß- und Sprengmittel dar. Die Einfuhr darf nur durch den 
in der Einfuhrgenehmigung genannten Transporteur erfolgen. Die 
Einfuhrgenehmigung bildet eine erforderliche Unterlage zur Zollanmeldung gemäß 
Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der 
Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1. Die Einfuhrgenehmigung ist bei der 
Einfuhr mitzuführen und auf Verlangen den Sicherheitsbehörden oder den Organen 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes auszuhändigen. 

Durchfuhrgenehmigung für Drittstaaten Durchfuhrgenehmigung für Drittstaaten 

§ 32. (1) und (2) … § 32. (1) und (2) … 

(3) Die Durchfuhrgenehmigung stellt den Nachweis des rechtmäßigen 
Besitzes der darin genannten Schieß- und Sprengmittel dar. Die 
Durchfuhrgenehmigung bildet eine erforderliche Unterlage zur Zollanmeldung 
gemäß Art. 62 Abs. 2 des Zollkodex. Die Durchfuhrgenehmigung ist bei der 
Durchfuhr mitzuführen und auf Verlangen den Sicherheitsbehörden oder 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes auszuhändigen. 

(3) Die Durchfuhrgenehmigung stellt den Nachweis des rechtmäßigen Besitzes 
der darin genannten Schieß- und Sprengmittel dar. Die Durchfuhrgenehmigung 
bildet eine erforderliche Unterlage zur Zollanmeldung gemäß Art. 163 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABl. 
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 
vom 29.10.2013 S. 90. Die Durchfuhrgenehmigung ist bei der Durchfuhr 
mitzuführen und auf Verlangen den Sicherheitsbehörden oder Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes auszuhändigen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 47. (1) bis (4) … § 47. (1) bis (6) … 
 

(7) § 31 Abs. 3 sowie § 32 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 34 
Änderung des Tabaksteuergesetzes 1995 

Artikel 34 
Änderung des Tabaksteuergesetzes 1995 

§ 3a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind § 3a. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind 
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 1. …  1. … 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 302 vom 
19.10.1992, S. 1); 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union (ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung 
der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90); 

 3. Gebiet der Europäischen Gemeinschaft: das Gebiet, auf das die 
Systemrichtlinie Anwendung findet (EG-Verbrauchsteuergebiet); 

 3. Gebiet der Europäischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie 
Anwendung findet (EU-Verbrauchsteuergebiet); 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EG-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 4. anderer Mitgliedstaat oder andere Mitgliedstaaten: das EU-
Verbrauchsteuergebiet ohne das Steuergebiet; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten 
Gebiete, die außerhalb des EG-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 5. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, 
die außerhalb des EU-Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet 
der Europäischen Union gehören, und die in Art. 5 Abs. 3 der 
Systemrichtlinie genannten Gebiete; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft keine Anwendung findet; 

 6. Drittländer: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union keine Anwendung findet; 

 7. Zollgebiet der Gemeinschaft: das Gebiet nach Art. 3 des Zollkodex;  7. Zollgebiet der Europäischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex; 

 8. Ort der Einfuhr:  8. Ort der Einfuhr: 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich die Tabakwaren 
bei ihrer Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach 
Art. 79 des Zollkodex befinden; 

 a) beim Eingang aus Drittländern der Ort, an dem sich die Tabakwaren bei 
ihrer Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des 
Zollkodex befinden; 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem die Tabakwaren in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 40 des Zollkodex zu gestellen sind. 

 b) beim Eingang aus Drittgebieten der Ort, an dem die Tabakwaren in 
sinngemäßer Anwendung von Art. 139 des Zollkodex zu gestellen sind. 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 

(3) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung (3) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung 

 1. im Falle der Einfuhr von Tabakwaren deren Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABl. EG Nr. L 105 S. 1) 
und anderen von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern befreit werden 
können, 

 1. im Falle der Einfuhr von Tabakwaren deren Steuerfreiheit unter den 
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1186/2009 über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, 
ABl. Nr. L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und anderen von der Europäischen 
Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern 
befreit werden können, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

 5. die Tabaksteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 des  5. die Tabaksteuer von der Eingangsabgabenfreiheit nach § 2 Abs. 1 des 
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Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen 
Rechtsvorschriften oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung erforderlich ist. 

Zollrechts-Durchführungsgesetzes auszunehmen, soweit dies zur 
Umsetzung der von der Europäischen Union erlassenen Rechtsvorschriften 
oder zur Gewährleistung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung erforderlich 
ist. 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 17. (1) und (2) … § 17. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn die Tabakwaren das Steuerlager verlassen oder am Ort 
der Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex 
überführt worden sind und endet mit der Aufnahme oder Übernahme der 
Tabakwaren. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn die Tabakwaren das Steuerlager verlassen oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen worden sind 
und endet mit der Aufnahme oder Übernahme der Tabakwaren. 

(4) … (4) … 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 18. (1) und (2) … § 18. (1) und (2) … 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn die Tabakwaren das Steuerlager verlassen oder am Ort 
der Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden sind. In den 
Fällen des Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter 
Steueraussetzung mit der Aufnahme der Tabakwaren in das Steuerlager oder mit 
der Übernahme der Tabakwaren durch den registrierten Empfänger oder durch 
die in § 17 Abs. 1 Z 3 genannten Empfänger. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn die Tabakwaren das Steuerlager verlassen oder am Ort der 
Einfuhr zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden sind. In den Fällen des 
Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit Abs. 2 endet die Beförderung unter Steueraussetzung 
mit der Aufnahme der Tabakwaren in das Steuerlager oder mit der Übernahme der 
Tabakwaren durch den registrierten Empfänger oder durch die in § 17 Abs. 1 Z 3 
genannten Empfänger. 

(4) … (4) … 

5. Ausfuhr unter Steueraussetzung 5. Ausfuhr unter Steueraussetzung 

§ 23. (1) Tabakwaren dürfen unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, 
an dem die Tabakwaren das EG-Verbrauchsteuergebiet verlassen. 

§ 23. (1) Tabakwaren dürfen unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an 
dem die Tabakwaren das EU-Verbrauchsteuergebiet verlassen. 

(2) ... (2) ... 

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter 
Steueraussetzung, wenn die Tabakwaren das Steuerlager verlassen oder am Ort 
der Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden sind. Die 
Beförderung unter Steueraussetzung endet, wenn die Tabakwaren das EG-

(3) In den Fällen des Abs. 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, 
wenn die Tabakwaren das Steuerlager verlassen oder am Ort der Einfuhr zum 
zollrechtlich freien Verkehr überlassen worden sind. Die Beförderung unter 
Steueraussetzung endet, wenn die Tabakwaren das EU-Verbrauchsteuergebiet 
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Verbrauchsteuergebiet verlassen. verlassen. 

(4) ... (4) ... 

6. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 6. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 24. (1) bis (5) … § 24. (1) bis (5) … 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben worden ist oder dass die Tabakwaren 
nachweislich aus dem EG-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden sind, ist die 
im Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt 
dem Zollamt, bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei Jahren 
ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben worden ist oder dass die Tabakwaren 
nachweislich aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden sind, ist die im 
Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem 
Zollamt, bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

7. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 7. Einfuhren aus Drittländern oder Drittgebieten 

Einfuhr Einfuhr 

§ 25. (1) Einfuhr ist § 25. (1) Einfuhr ist 

 1. der Eingang von Tabakwaren aus Drittländern oder Drittgebieten in das 
Steuergebiet, es sei denn, die Tabakwaren befinden sich beim Eingang 
in das EG-Verbrauchsteuergebiet in einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren; 

 1. der Eingang von Tabakwaren aus Drittländern oder Drittgebieten in das 
Steuergebiet, es sei denn, die Tabakwaren befinden sich beim Eingang in 
das EU-Verbrauchsteuergebiet in der vorübergehenden Verwahrung oder 
einem zollrechtlichen besonderen Verfahren; 

 2. die Entnahme von Tabakwaren aus einem zollrechtlichen 
Nichterhebungsverfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich 
ein weiteres zollrechtliches Nichterhebungsverfahren an. 

 2. die Entnahme von Tabakwaren aus einem zollrechtlichen besonderen 
Verfahren im Steuergebiet, es sei denn, es schließt sich ein weiteres 
zollrechtliches besonderes Verfahren an. 

(2) Zollrechtliche Nichterhebungsverfahren sind (2) Zollrechtliche besondere Verfahren sind 

 1. beim Eingang von Tabakwaren im zollrechtlichen Status als 
Nichtgemeinschaftswaren aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 1. beim Eingang von Tabakwaren im zollrechtlichen Status als Nicht-
Unionswaren aus Drittländern oder Drittgebieten: 

 a) die nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen 
besonderen Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft, 

 a) die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des 
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zollüberwachung 
beim Eingang in das Zollgebiet der Europäischen Union, 

 b) die vorübergehende Verwahrung nach Titel III Kapitel 5 des 
Zollkodex, 

 

 c) die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 
Abschnitt 1 des Zollkodex, 

 c) die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des 
Zollkodex, 

 d) alle in Art. 84 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex genannten  d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die 
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Verfahren; vorübergehende Verwendung; 

 2. beim Eingang von Tabakwaren im zollrechtlichen Status als 
Gemeinschaftswaren aus Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die 
nach Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Gemeinschaft. 

 2. beim Eingang von Tabakwaren im zollrechtlichen Status als Unionsware 
aus Drittgebieten in sinngemäßer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 
und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex vorgesehenen besonderen 
Verfahren der Zollüberwachung beim Eingang in das Zollgebiet der 
Europäischen Union. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Unregelmäßigkeiten im zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren Unregelmäßigkeiten im besonderen Verfahren 

§ 26. Treten in einem zollrechtlichen Nichterhebungsverfahren, in dem sich 
Tabakwaren befinden, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 215 des Zollkodex 
sinngemäß. 

§ 26. Treten in einem zollrechtlichen besonderen Verfahren, in dem sich 
Tabakwaren befinden, Unregelmäßigkeiten ein, gilt Art. 87 des Zollkodex 
sinngemäß. 

9. Amtliche Aufsicht 9. Amtliche Aufsicht 

§ 32. (1) ... § 32. (1) ... 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Tabakwaren der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen 
Gemeinschaft entzogen werden. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Tabakwaren der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen werden. 

(3) … (3) … 
 

§ 44o. § 3a Z 2 bis 8, § 6 Abs. 3 Z 1 und 5, § 17 Abs. 3, § 18 Abs. 3, § 23 
Abs. 1 und 3, § 24 Abs. 6, § 25 Abs. 1 und Abs. 2, § 26 einschließlich der 
Überschrift sowie § 32 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 35 
Änderung des Tierseuchengesetzes 

Artikel 35 
Änderung des Tierseuchengesetzes 

Grenzkontrollgebühren Grenzkontrollgebühren 

§ 4b. (1) bis (3) … § 4b. (1) bis (3) … 

(4) Für andere als in Abs. 3 genannte Sendungen hat der Anmelder (Abs. 2) 
die Grenzkontrollgebühr beim Zollamt, das der veterinärbehördlichen 
Grenzkontrollstelle örtlich zugeordnet ist, zu erlegen; erst dann darf die Sendung 
von der Zollstelle überlassen werden. Wird die Grenzkontrollgebühr nicht 
sogleich beim Grenzübertritt erlegt, so darf abweichend davon die Sendung auch 

(4) Für andere als in Abs. 3 genannte Sendungen hat der Anmelder (Abs. 2) 
die Grenzkontrollgebühr beim Zollamt, das der veterinärbehördlichen 
Grenzkontrollstelle örtlich zugeordnet ist, zu erlegen; erst dann darf die Sendung 
von der Zollstelle überlassen werden. Wird die Grenzkontrollgebühr nicht sogleich 
beim Grenzübertritt erlegt, so darf abweichend davon die Sendung auch dann von 
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dann von der Zollstelle überlassen werden, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß 
Art. 226 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex), ABl. 
Nr. L 302/1992 vom 19. Oktober 1992, bewilligt ist. Die Grenzkontrollgebühr ist 
von den Zollämtern zu vereinnahmen und zugunsten des Bundesministeriums 
für Gesundheit und Frauen zu verrechnen. 

der Zollstelle überlassen werden, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß Art. 110 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABl. 
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 
vom 29.10.2013 S. 90, bewilligt ist. Die Grenzkontrollgebühr ist von den 
Zollämtern zu vereinnahmen und zugunsten des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Frauen zu verrechnen. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

Schlußbestimmungen. Schlußbestimmungen. 

§ 77. § 77. 

Wirksamkeit des Gesetzes. Wirksamkeit des Gesetzes. 

(1) bis (14) … (1) bis (14) … 
 

(15) § 4b Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Mai 2016 in Kraft. 

Artikel 36 
Änderung des Vermarktungsnormengesetzes 

Artikel 36 
Änderung des Vermarktungsnormengesetzes 

Einfuhr-, Ausfuhr- und Inlandskontrolle Einfuhr-, Ausfuhr- und Inlandskontrolle 

Einfuhrkontrolle Einfuhrkontrolle 

§ 8. (1) … § 8. (1) … 

(2) In einer nach § 4 Abs. 1 erlassenen Verordnung kann, wenn dadurch die 
Einfuhrkontrolle beschleunigt werden kann, angeordnet werden, dass auch 
Waren, die zur vorübergehenden Verwendung oder aktiven Veredelung gemäß 
den Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1, 
abgefertigt werden, der Einfuhrkontrolle unterliegen. 

(2) In einer nach § 4 Abs. 1 erlassenen Verordnung kann, wenn dadurch die 
Einfuhrkontrolle beschleunigt werden kann, angeordnet werden, dass auch Waren, 
die zur vorübergehenden Verwendung oder aktiven Veredelung gemäß den 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex 
der Union (Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, abgefertigt werden, der 
Einfuhrkontrolle unterliegen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

Ausfuhrkontrolle Ausfuhrkontrolle 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 
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(2) Nähere Bestimmungen über die Ausfuhrkontrolle sind durch 
Verordnung gemäß § 4 Abs. 1 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen zu erlassen. Insbesondere kann angeordnet werden, dass 

(2) Nähere Bestimmungen über die Ausfuhrkontrolle sind durch Verordnung 
gemäß § 4 Abs. 1 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu 
erlassen. Insbesondere kann angeordnet werden, dass 

 1. die Zollbehörde oder der Anmelder im Sinne des Art. 4 Z 18 des 
Zollkodex das Einlangen der Waren, die der Ausfuhrkontrolle 
unterliegen, an der Grenze oder am Ort der Zollabfertigung dem 
Kontrollorgan anzuzeigen hat, 

 1. die Zollbehörde oder der Anmelder im Sinne des Art. 5 Z 15 des Zollkodex 
das Einlangen der Waren, die der Ausfuhrkontrolle unterliegen, an der 
Grenze oder am Ort der Zollabfertigung dem Kontrollorgan anzuzeigen 
hat, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

Befugnisse und Pflichten der Kontrollorgane Befugnisse und Pflichten der Kontrollorgane 

§ 13. (1) bis (7) … § 13. (1) bis (7) … 

(8) Bei anstandslosem Ergebnis im Rahmen der Ein- oder Ausfuhrkontrolle 
hat das Kontrollorgan eine Kontrollbescheinigung (Ein- oder 
Ausfuhrbescheinigung) auszustellen, in der bestätigt wird, dass die Ein- oder 
Ausfuhr nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zulässig ist. Diese 
Kontrollbescheinigung ist dem Anmelder auszufolgen. Sie ist eine für die 
beantragte Zollabfertigung erforderliche Unterlage gemäß Art. 62 Abs. 2 des 
Zollkodex und ist den Beförderungspapieren beizugeben. 

(8) Bei anstandslosem Ergebnis im Rahmen der Ein- oder Ausfuhrkontrolle 
hat das Kontrollorgan eine Kontrollbescheinigung (Ein- oder 
Ausfuhrbescheinigung) auszustellen, in der bestätigt wird, dass die Ein- oder 
Ausfuhr nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zulässig ist. Diese 
Kontrollbescheinigung ist dem Anmelder auszufolgen. Sie ist eine für die 
beantragte Zollabfertigung erforderliche Unterlage gemäß Art. 163 des Zollkodex 
und ist den Beförderungspapieren beizugeben. 

(9) … (9) … 

Pflichten der Verfügungsberechtigten Pflichten der Verfügungsberechtigten 

§ 18. (1) und (2) … § 18. (1) und (2) … 

(3) Das Einlangen von Waren, die der Einfuhrkontrolle unterliegen, ist 
durch den Anmelder im Sinne des Art. 4 Z 18 des Zollkodex anzuzeigen, sofern 
dies gemäß § 8 Abs. 5 Z 1 bestimmt wird. 

(3) Das Einlangen von Waren, die der Einfuhrkontrolle unterliegen, ist durch 
den Anmelder im Sinne des Art. 5 Z 15 des Zollkodex anzuzeigen, sofern dies 
gemäß § 8 Abs. 5 Z 1 bestimmt wird. 

(4) Die Ausfuhrkontrolle ist durch den Inhaber des ausführenden Betriebes 
oder durch den Anmelder im Sinne des Art. 4 Z 18 des Zollkodex zu beantragen. 
Der Antrag hat die für die Identifizierung der Ware und ordnungsgemäße 
Durchführung der Kontrolle erforderlichen Angaben sowie Angaben über den 
Ort und den Zeitraum des geplanten Versands sowie die vorgesehene 
Bestimmung zu enthalten. 

(4) Die Ausfuhrkontrolle ist durch den Inhaber des ausführenden Betriebes 
oder durch den Anmelder im Sinne des Art. 5 Z 15 des Zollkodex zu beantragen. 
Der Antrag hat die für die Identifizierung der Ware und ordnungsgemäße 
Durchführung der Kontrolle erforderlichen Angaben sowie Angaben über den Ort 
und den Zeitraum des geplanten Versands sowie die vorgesehene Bestimmung zu 
enthalten. 

(5) … (5) … 

Gebühren Gebühren 

§ 20. (1) bis (4) … § 20. (1) bis (4) … 
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(5) Wenn die anlässlich der Ein- und Ausfuhrkontrolle zu entrichtende 
Gebühr nicht sogleich beim Zollamt erlegt wird, ist die Freigabe der Sendung 
durch das Kontrollorgan nur dann zulässig, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß 
Art. 226 des Zollkodex bewilligt ist. 

(5) Wenn die anlässlich der Ein- und Ausfuhrkontrolle zu entrichtende Gebühr 
nicht sogleich beim Zollamt erlegt wird, ist die Freigabe der Sendung durch das 
Kontrollorgan nur dann zulässig, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß Art. 110 des 
Zollkodex bewilligt ist. 

(6) bis (9) … (6) bis (9) … 

Inkrafttreten und Vorbereitung der Vollziehung Inkrafttreten und Vorbereitung der Vollziehung 

§ 26. (1) bis (3) … § 26. (1) bis (3) … 
 

(4) § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 2 Z 1, § 13 Abs. 8, § 18 Abs. 2 und 3 sowie § 20 Abs. 5 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 treten mit 1. Mai 2016 in 
Kraft. 

Artikel 37 
Änderung des Unternehmensgesetzbuches 

Artikel 37 
Änderung des Unternehmensgesetzbuches 

Beschränkung der Ausschüttung Beschränkung der Ausschüttung 

§ 235. (1) Gewinne dürfen nicht ausgeschüttet werden, soweit sie aus der 
Auflösung von Kapitalrücklagen entstanden sind, die durch Umgründungen 
unter Ansatz des beizulegenden Wertes in Höhe des Unterschiedsbetrags 
zwischen dem Buchwert und dem höheren beizulegenden Wert entstanden sind. 
Dieser Betrag vermindert sich insoweit, als der Unterschiedsbetrag in der Folge 
insbesondere durch planmäßige oder außerplanmäßige Abschreibungen gemäß 
den §§ 204 und 207 oder durch Buchwertabgänge unabhängig von der 
Auflösung der zugrunde liegenden Kapitalrücklage vermindert wird. 

§ 235. (1) Gewinne dürfen nicht ausgeschüttet werden, soweit sie durch 
Umgründungen unter Ansatz des beizulegenden Wertes entstanden sind und 

  1. aus der Auflösung von Kapitalrücklagen stammen, 
  2. nicht als Kapitalrücklage ausgewiesen werden können, oder 
  3. der beizulegende Wert für eine Gegenleistung angesetzt wurde. 
 Dies gilt sinngemäß für einen Übergang des Gesellschaftsvermögens gemäß § 142. 

Die ausschüttungsgesperrten Beträge vermindern sich insoweit, als der 
Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und dem höheren beizulegenden Wert in 
der Folge insbesondere durch planmäßige oder außerplanmäßige Abschreibungen 
gemäß den §§ 204 und 207 oder durch Buchwertabgänge vermindert wird. Dies 
gilt unabhängig von der Auflösung einer zugrunde liegenden Kapitalrücklage. 

(2) … (2) … 
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Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 906. (1) bis (39) … § 906. (1) bis (39) … 
 

(40) § 235 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 tritt 
mit 1. Jänner 2016 in Kraft. § 235 Abs. 1 Z 2 und 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015 sind auf nach dem 31. Mai 2015 beschlossene 
Umgründungsvorgänge anzuwenden und gelten für Ausschüttungsbeschlüsse nach 
dem 31. Dezember 2015. § 235 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2015 ist auf nach dem 31. Mai 2015 stattfindende Übergänge des 
Gesellschaftsvermögens gemäß § 142 anzuwenden und gilt für 
Ausschüttungsbeschlüsse nach dem 31. Dezember 2015. 

Artikel 38 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Artikel 38 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 6. (1) bis (3) … § 6. (1) bis (3) … 

(4) Steuerfrei ist die Einfuhr (4) Steuerfrei ist die Einfuhr 

 1.  bis 6. …  1.  bis 6. … 

 7. der Gegenstände, die nach den Artikeln 137 bis 144 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1) im Verfahren der 
vorübergehenden Verwendung frei von den Einfuhrabgaben eingeführt 
werden können, ausgenommen die Fälle der teilweisen Befreiung von 
den Einfuhrabgaben. Artikel 572 Abs. 1 der Verordnung (EWG) mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, Nr. 2454/93, ABl. 
Nr. L 253, S 1 gilt mit der Maßgabe, daß die hergestellten Gegenstände 
zur Gänze aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft auszuführen sind; 

 7. der Gegenstände, die nach den Art. 250 bis 253 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. 
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. 
Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, im Verfahren der vorübergehenden 
Verwendung frei von den Einfuhrabgaben eingeführt werden können, 
ausgenommen die Fälle der teilweisen Befreiung von den Einfuhrabgaben. 
Die Steuerfreiheit gilt für Formen, Matrizen, Klischees, Zeichnungen, 
Modelle, Geräte zum Messen, Überprüfen oder Überwachen und ähnliche 
Gegenstände mit der Maßgabe, daß die hergestellten Gegenstände zur 
Gänze aus dem Zollgebiet der Union auszuführen sind; 

 8. der Gegenstände, die nach den Artikeln 185 bis 187 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1) als Rückwaren frei 
von Einfuhrabgaben eingeführt werden können. Die Ausnahme von der 
Befreiung nach Artikel 185 Abs. 2 lit. b der Verordnung gilt nicht. Die 
Steuerfreiheit ist ausgeschlossen, wenn der eingeführte Gegenstand 

 8. der Gegenstände, die nach den Artikeln Art. 203 bis 207 des Zollkodex als 
Rückwaren frei von Einfuhrabgaben eingeführt werden können. Die 
Ausnahme von der Befreiung nach Art. 204 des Zollkodex gilt nicht. Die 
Steuerfreiheit ist ausgeschlossen, wenn der eingeführte Gegenstand 

 a) vor der Einfuhr geliefert worden ist,  a) vor der Einfuhr geliefert worden ist, 
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 b) auf Grund einer Hilfsgüterlieferung ins Ausland von der 
Umsatzsteuer entlastet worden ist oder 

 b) auf Grund einer Hilfsgüterlieferung ins Ausland von der Umsatzsteuer 
entlastet worden ist oder 

 c) im Rahmen einer steuerfreien Lieferung aus dem 
Gemeinschaftsgebiet ausgeführt worden ist. Dieser Ausschluß gilt 
nicht, wenn derjenige, der die Lieferung bewirkt hat, den Gegenstand 
zurückerhält und hinsichtlich dieses Gegenstandes in vollem Umfang 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; 

 c) im Rahmen einer steuerfreien Lieferung aus dem Gemeinschaftsgebiet 
ausgeführt worden ist. Dieser Ausschluß gilt nicht, wenn derjenige, der 
die Lieferung bewirkt hat, den Gegenstand zurückerhält und hinsichtlich 
dieses Gegenstandes in vollem Umfang zum Vorsteuerabzug berechtigt 
ist; 

 9. ...  9. ... 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

Besteuerung von Reiseleistungen Besteuerung von Reiseleistungen 

§ 23. (1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten für Reiseleistungen eines 
Unternehmers, 

§ 23. (1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten für Reiseleistungen eines 
Unternehmers, 

 – die nicht für das Unternehmen des Leistungsempfängers bestimmt sind,  

 – soweit der Unternehmer dabei gegenüber dem Leistungsempfänger im 
eigenen Namen auftritt und 

 – soweit der Unternehmer dabei gegenüber dem Leistungsempfänger im 
eigenen Namen auftritt und 

 – Reisevorleistungen in Anspruch nimmt.  – Reisevorleistungen in Anspruch nimmt. 

(2) ... (2) ... 

(3) Der Ort der sonstigen Leistung bestimmt sich nach § 3a Abs. 7. (3) Die sonstige Leistung wird an dem Ort ausgeführt, von dem aus der 
Unternehmer sein Unternehmen betreibt. Wird die sonstige Leistung von einer 
Betriebsstätte ausgeführt, gilt die Betriebsstätte als der Ort der sonstigen Leistung. 

(4) Reisevorleistungen sind Lieferungen und sonstige Leistungen Dritter, 
die den Reisenden unmittelbar zugute kommen. 

(4) Reisevorleistungen sind Lieferungen und sonstige Leistungen Dritter, 
einschließlich Reiseleistungen eines anderen Reisebüros, die letztendlich einem 
nichtunternehmerisch Reisenden zugutekommen. 

(5) bis (7) ... (5) bis (7) ... 

(8) Abweichend von § 12 Abs. 1 ist der Unternehmer nicht berechtigt, die 
ihm für die Reisevorleistungen gesondert in Rechnung gestellten sowie die nach 
§ 19 Abs. 1 zweiter Satz geschuldeten Steuerbeträge als Vorsteuer abzuziehen. 
Im übrigen bleibt § 12 unberührt. 

(8) Der Unternehmer hat in der Rechnung darauf hinzuweisen, dass die 
Sonderregelung für Reisebüros angewendet wurde, beispielsweise durch die 
Angabe „Reiseleistungen/Sonderregelung“ oder „Margenbesteuerung. 
Abweichend von § 12 Abs. 1 ist der Unternehmer nicht berechtigt, die ihm für die 
Reisevorleistungen gesondert in Rechnung gestellten sowie die nach § 19 Abs. 1 
zweiter Satz geschuldeten Steuerbeträge als Vorsteuer abzuziehen. Im übrigen 
bleibt § 12 unberührt. 

(9) ... (9) ... 
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Sondervorschriften für die Einfuhrumsatzsteuer Sondervorschriften für die Einfuhrumsatzsteuer 

§ 26. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten 
für die Einfuhrumsatzsteuer die Rechtsvorschriften für Zölle sinngemäß; 
ausgenommen sind die Vorschriften über den aktiven Veredlungsverkehr nach 
dem Verfahren der Zollrückvergütung und über den passiven 
Veredlungsverkehr. Eine Erstattung oder ein Erlaß der Einfuhrumsatzsteuer 
findet in den Fällen der Artikel 235 bis 242 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 
des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1) statt, ausgenommen der Antragsteller ist in 
vollem Umfang zum Vorsteuerabzug berechtigt; diese Einschränkung gilt in den 
Fällen des Artikels 236 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 nicht, wenn ein 
ausdrücklicher Antrag auf Erstattung oder Erlaß der Einfuhrumsatzsteuer gestellt 
wird. 

§ 26. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten 
für die Einfuhrumsatzsteuer die Rechtsvorschriften für Zölle sinngemäß; 
ausgenommen sind die Vorschriften über den passiven Veredlungsverkehr. Eine 
Erstattung oder ein Erlaß der Einfuhrumsatzsteuer findet in den Fällen der Art. 116 
bis 123 des Zollkodex statt, ausgenommen der Antragsteller ist in vollem Umfang 
zum Vorsteuerabzug berechtigt; diese Einschränkung gilt in den Fällen des Art. 116 
Abs. 1 lit. a des Zollkodex nicht, wenn ein ausdrücklicher Antrag auf Erstattung 
oder Erlaß der Einfuhrumsatzsteuer gestellt wird. 

(2) ... (2) ... 

(3) 1. Für die Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer sind die Zollämter 
zuständig. 

(3) 1. Für die Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer sind die Zollämter zuständig. 

 2. Abweichend davon sind für die Einhebung und zwangsweise 
Einbringung der Einfuhrumsatzsteuer unter folgenden Voraussetzungen 
die Finanzämter zuständig: 

 2. Abweichend davon sind für die Einhebung und zwangsweise Einbringung 
der Einfuhrumsatzsteuer unter folgenden Voraussetzungen die Finanzämter 
zuständig: 

 – Die Einfuhrumsatzsteuerschuld ist nach Art. 201 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1) entstanden und es handelt sich um 
keine nachträgliche Berichtigung, 

 – Die Einfuhrumsatzsteuerschuld ist nach Art. 77 des Zollkodex 
entstanden und es handelt sich um keine nachträgliche Berichtigung, 

 – der Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer ist Unternehmer (§ 2), im 
Inland zur Umsatzsteuer erfasst und die Gegenstände werden für sein 
Unternehmen eingeführt und 

 – der Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer ist Unternehmer (§ 2), im Inland 
zur Umsatzsteuer erfasst und die Gegenstände werden für sein 
Unternehmen eingeführt und 

 – der Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer erklärt in der Zollanmeldung, 
dass er von dieser Regelung Gebrauch macht. 

 – der Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer erklärt in der Zollanmeldung, 
dass er von dieser Regelung Gebrauch macht. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Allgemeine Übergangsvorschriften Allgemeine Übergangsvorschriften 

§ 28. (1) bis (42) … § 28. (1) bis (42) … 
 

(43) 1. § 6 Abs. 4 Z 7 und Z 8 sowie § 26 Abs. 1 und Abs. 3 Z 2, jeweils in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2015, treten mit 1. Mai 2016 in Kraft. 
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  2. § 23 Abs. 1, 3, 4 und 8, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XX/2015, treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft und sind erstmals auf 
Umsätze und sonstige Sachverhalte anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2016 ausgeführt werden bzw. sich ereignen. 
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